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Die Landesregierung hat am 30. November 2007 im Rahmen der Bünde-
lung mittelstandsrelevanter Maßnahmen („NRW-Mittelstandspaket 4“) 
beschlossen, einen Leitfaden „Kleine ÖPP-Projekte“ zu entwickeln, der 
sowohl den mittelständischen Unternehmen als auch den kommunalen 
Auftraggebern konkrete Orientierungs- und Entscheidungshilfen bei ÖPP-
Projekten bietet. 

Ziel des Leitfadens ist es, Informations- und Organisationsdefizite zu besei-
tigen, die einer Beteiligung des Mittelstandes an sogenannten Öffentlich-
Privaten Partnerschaften (ÖPP bzw. PPP) entgegenstehen, und öffentliche 
Projektträger bei der Realisierung von effizienten ÖPP-Projekten mit einem 
relativ geringen Investitionsvolumen zu unterstützen. 

Der Leitfaden ist in enger Zusammenarbeit unserer beiden Häuser, dem 
Finanzministerium und dem Ministerium für Wirtschaft, Mittelstand und 
Energie, und unter Beteiligung der Verbände der Bauwirtschaft, der Indust-
rie und Handelskammern und der Handwerkskammern in Nordrhein-
Westfalen sowie der kommunalen Spitzenverbände entstanden.  
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Durch dieses kooperative Verfahren bei der Erarbeitung des Leitfadens 
konnte den ÖPP-Erfordernissen und zugleich den unterschiedlichen Interes-
senlagen der verschiedenen Beteiligten in der Praxis Rechnung getragen 
werden. 

Der nordrhein-westfälische Leitfaden „Kleine ÖPP-Projekte“ soll auch 
Grundlage für eine weitere Diskussion im Bund-Länder-Kreis sein, mit 
dem Ziel, bundesweit eine Handlungsanleitung für kleinere ÖPP-Projekte, 
insbesondere im kommunalen Bereich, zu erstellen. 

Nach unserer Überzeugung wird der Leitfaden dazu beitragen, den Wett-
bewerb bei ÖPP-Projekten sowohl zum Nutzen der öffentlichen als auch 
der privaten Partner bei „kleinen“ Projekten zu stärken und zu intensivie-
ren. 

 

 

 
Christa Thoben Dr. Helmut Linssen 
Ministerin für Wirtschaft, Finanzminister 
Mittelstand und Energie des Landes 
des Landes Nordrhein-Westfalen Nordrhein-Westfalen 
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1 E i n f ü h r u n g

Vorhaben kleiner und mittlerer Größenordnungen bilden den we-
sentlichen Teil kommunaler Investitionsvorhaben. Diese Vorhaben 
werden ganz überwiegend im Rahmen konventioneller Beschaffung 
von mittelständischen Unternehmen – häufig aus der jeweiligen 
Region – umgesetzt.  

ÖPP-Lösungen spielen in den Beschaffungsprozessen der Öffentli-
chen Hand (Bund, Länder und Kommunen) eine zunehmend größere 
Rolle. Der Anteil der abgeschlossenen und in Vorbereitung befind-
lichen ÖPP-Lösungen am Gesamtvolumen der Auftragsvergaben der 
Öffentlichen Hand wächst stetig. Nachdem es sich bei den ersten 
Projekten – hier verstanden als ÖPP im engeren Sinne1 – im We-
sentlichen um Vorhaben aus dem Bildungsbereich handelte, erstre-
cken sich ÖPP-Lösungen zunehmend auch auf andere Aufgabenfel-
der der Öffentlichen Hand, wie die allgemeine Verwaltung (Rathäu-
ser, Landratsämter), den Freizeitbereich (Bäder, Sportanlagen), den 
Gesundheits- und Justizbereich (Krankenhäuser, Justizzentren, Jus-
tizvollzugsanstalten) und den Bereich Verkehr (Bundesautobahnen, 
Landes-, Kreis-, Gemeindestraßen). 

Vorhaben mit „kleinem“ Investitionsvolumen werden nicht in dem 
erhofften Umfang als ÖPP umgesetzt. Diese Zurückhaltung hat viel-
fältige Gründe. Speziell mit Blick auf die „kleinen“ Projekte besteht 
weitgehend die Ansicht, dass sich ÖPP-Projekte gegenüber einer 
Eigenrealisierung erst ab einem Investitionsvolumen von mehr als 
15 Mio. Euro wirtschaftlich lohnen. War diese Auffassung zum 
Zeitpunkt der ersten ÖPP-Projekte noch begründbar, so ermöglicht 
die zwischenzeitliche Entwicklung der Rahmenbedingungen für 
ÖPP-Lösungen mittlerweile auch die Realisierung deutlich kleinerer 
Projektvolumina. Die Anzahl bereits abgeschlossener oder kurz vor 

                                                
1  Im Rahmen des Leitfadens werden unter ÖPP i.e.S. solche Projekte verstan-

den, die mindestens vier Phasen des Lebenszyklus einer Immobilie (Planung, 
Bau, Betrieb und Finanzierung) umfassen. (Vgl. Kommission der Europäi-
schen Gemeinschaft: Grünbuch zu öffentlich-privaten Partnerschaften und 
den gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften für öffentliche Aufträge und 
Konzessionen, Brüssel, 30.04.2004, S. 3f) 
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dem Abschluss stehender ÖPP-Projekte mit kleinem Investitionsvo-
lumen bestätigt diese Einschätzung.   

Voraussetzung für die Umsetzung kleiner Projekte durch ÖPP ist 
die größere Wirtschaftlichkeit dieser Realisierungsalternative im 
Vergleich zu einer konventionellen Realisierung. Die Wirtschaft-
lichkeitspotenziale von ÖPP-Projekten können aber nur dann weiter 
erschlossen werden, wenn auch eine ausreichende Anzahl von An-
bietern und damit eine ausreichende Wettbewerbssituation vorhan-
den ist. 

Als wesentliche Gründe für die bisherige Zurückhaltung bei der 
Teilnahme an ÖPP-Projekten werden seitens der mittelständischen 
Privatwirtschaft in erster Linie die Höhe der Angebotskosten, die 
Risiken einer langen Vertragsbindung und die gesamtschuldnerische 
Haftung genannt. Eine verstärkte Teilnahme an ÖPP-Projekten er-
fordert daher aus Sicht der mittelständischen Privatwirtschaft eine 
stärkere Initiierung von ÖPP-Projekten mit mittelstandsgerechten 
Projektvolumen und eine mittelstandsgerechte Strukturierung der 
Vergabeverfahren, die sich an den organisatorischen, strukturellen 
und finanziellen Möglichkeiten der Unternehmen orientieren. 

1 . 1 K l e i n e  Ö P P - P r o j e k t e  

Mittlerweile werden in nahezu allen Aufgabenbereichen der Öffent-
lichen Hand ÖPP-Lösungen mit einer breiten Spanne von Investiti-
onsvolumina erfolgreich umgesetzt. Dies zeigt der im Folgenden 
dargestellte Stand der Entwicklung.  

1 . 1 . 1 S t a n d  d e r  E n t w i c k l u n g  

Die Bestandsaufnahme des Deutschen Instituts für Urbanistik (Difu) 
zu ÖPP aus dem Jahr 2005 ergab, dass seinerzeit weit mehr als 200 
Projekte in der Planung oder Umsetzung waren, welche mehrere 
Phasen des „Lebenszyklus“ (Planung, Bau, Betrieb, Finanzierung, 
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Verwertung) umfassten. Die durchschnittliche Investitionssumme 
bei den kommunalen ÖPP-Projekten betrug ca. 16 Mio. Euro.2  

Eine aktuelle Übersicht des Hauptverbandes der Deutschen Bauin-
dustrie über ÖPP-Auftragsvergaben3 belegt, dass bis Mitte Februar 
2008 insgesamt mehr als 80 ÖPP-Projekte mit einem Gesamtinvesti-
tionsvolumen von mehr als 2,3 Mrd. Euro vergeben wurden. Die 
durchschnittliche Investitionssumme betrug etwa 29 Mio. Euro. Bei 
etwa 49 % der Projekte lag das Investitionsvolumen über 15 Mio. 
Euro, ca. 14 % der Projekte lagen unter 15 Mio. Euro, ca. 21 % 
unter 10 Mio. Euro und ca. 13 % unter 5 Mio. Euro. Etwa 3 % der 
Projekte lagen unter 2,5 Mio. Euro (siehe Abbildung 1). 

Abbildung 1: Realisierte ÖPP-Projekte im öffentlichen Hochbau 
differenziert nach Investitionsvolumen4 

                                                
2  Vgl. Deutsches Institut für Urbanistik (Hrsg.): PPP Projekte – Eine aktuelle 

Bestandsaufnahme in Bund, Ländern und Kommunen, Berlin, September 
2005, S. 8, 49 

3  Vgl. Hauptverband der Deutschen Bauindustrie, Übersicht „PPP-Projekte im 
öffentlichen Hochbau mit Zuschlag“, Stand 13. Februar 2008; ÖPP-
Auftragsvergaben mit mindestens 4 Lebenszyklusphasen 

4  Vgl. Hauptverband der Deutschen Bauindustrie, Übersicht „PPP-Projekte im 
öffentlichen Hochbau mit Zuschlag“, Stand 13. Februar 2008 

PPP-Projekte im öffentlichen Hochbau mit Zuschlag

49%

14%

21%

13%
3%

Projekte mit Invest.vol > 15 Mio. EUR Projekte mit Invest.vol < 15 Mio. EUR

Projekte mit Invest.vol < 10 Mio. EUR Projekte mit Invest.vol < 5 Mio. EUR

Projekte mit Invest.vol < 2,5 Mio. EUR
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In der Diskussion um eine breitere Basis für ÖPP-Projekte, in Ver-
bindung mit einer mittelstandsgerechten Ausgestaltung der Vorha-
ben, wird häufig die Höhe des Investitionsvolumens5 als wesentli-
ches Eignungskriterium genannt.  

1 . 1 . 2 E i g n u n g  v o n  Ö P P - P r o j e k t e n  

Die vielen bereits zum Vertragsabschluss geführten ÖPP-Projekte 
mit Investitionsvolumen unterhalb früher empfohlener „Mindest-
grenzen“ zeigen, dass allgemeine Diskussionen über Mindest-
Investitionsvolumen nicht weiter führen, sondern vielmehr immer 
eine Betrachtung des einzelnen Projektes erforderlich ist. Ein aus-
schließlich auf das Investitionsvolumen reduziertes Begriffsver-
ständnis für „kleine“ ÖPP ist daher nicht zielführend.  

Unstrittig ist allerdings die Aussage, dass ein hohes Investitionsvo-
lumen die Eignung eines Projektes als ÖPP-Projekt grundsätzlich 
fördert.6 Wie bereits realisierte ÖPP-Projekte zeigen, können auch 
geringere Investitionsvolumina zu einem wirtschaftlichen Ergebnis 
führen, wenn die Projektstruktur und die sonstigen Rahmenbedin-
gungen stimmen.  

In Kapitel 2 werden anhand von Empfehlungen zur Strukturierung 
von Projekten und Vergabeverfahren Möglichkeiten aufgezeigt, wie 
Vorhaben mit kleinerem Investitionsvolumen erfolgreich initiiert 
werden können und zu einer Stärkung des Marktsegments ÖPP füh-
ren. 

Eine Abgrenzung von kleinen und großen ÖPP-Projekten bspw. 
über eine Weiterentwicklung von spezifischen Eignungskriterien ist 
hingegen nicht Ziel und Inhalt dieses Leitfadens.

                                                
5  Unter dem Begriff Investitionsvolumen ist die Summe der Bauleistungen bis 

zur Inbetriebnahme zu verstehen. Das Projektvolumen hingegen gibt den 
Umfang aller übertragenen Leistungen über die gesamte Projektlaufzeit an.   

6  Vgl. Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung / PPP Task 
Force (Hrsg.): PPP-Schulstudie, Berlin, Mai 2007, Leitfaden 1, S. 16 sowie 
Leitfaden 2, S. 68 
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1 . 2 B e t e i l i g u n g  d e s  M i t t e l s t a n d s  a n  Ö P P - P r o j e k t e n  

Zur Klärung der Frage, in wie weit in den bisherigen Verfahren eine 
Einbindung des Mittelstandes erreicht wurde, veröffentlichte das 
Deutsche Institut für Urbanistik im Januar 2008 eine im Auftrag der 
PPP-Task Force NRW und der PPP Task Force im BMVBS erstellte 
Evaluationsstudie.7

In der Untersuchung wurde die Beteiligung mittelständischer Unter-
nehmen an 30 realisierten ÖPP-Hochbauprojekten analysiert. Hier-
bei wurde das tatsächliche ÖPP-Engagement mittelständischer Un-
ternehmen im Zusammenhang mit einer mittelstandsgerechten Ges-
taltung des Vergabeverfahrens sowie in Abhängigkeit vom Investi-
tionsvolumen der Projekte untersucht. Im Ergebnis ist festzuhalten, 
dass in rund 47 % der untersuchten Projekte kleine und mittlere 
Unternehmen als Hauptauftragnehmer, entweder als Einzelbieter 
oder in Form einer Bietergemeinschaft, den Zuschlag erhalten ha-
ben. Die Beteiligung auf Nachunternehmerebene lag bei über 70 %. 
Der Anteil der in der Region verbleibenden Wertschöpfung betrug 
deutlich mehr als die Hälfte.8

1 . 3 Z i e l  d e s  L e i t f a d e n s  u n d  V o r g e h e n s w e i s e   

Um eine Ausweitung des Marktsegments „kleine ÖPP“ zu ermögli-
chen, müssen sowohl die spezifischen Anforderungen der Öffentli-
chen Hand an die Gestaltung von ÖPP-Projekten als auch die Mög-
lichkeiten und Grenzen mittelständischer Unternehmen zur effek-
tiven Marktteilnahme erkannt und berücksichtigt werden. 

                                                
7  Vgl. Deutsches Institut für Urbanistik (Hrsg.): PPP und Mittelstand, Berlin, 

Januar 2008. 
8  ebenda, S.9f, 62 
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In den vorliegenden Veröffentlichungen9 zum Thema „Mittelstand 
und ÖPP“ werden fast ausschließlich die Möglichkeiten einer mit-
telstandsgerechten Ausgestaltung des Vergabeverfahrens, insbeson-
dere mit Blick auf regionale Unternehmen, aufgezeigt. Das Ziel der 
Wirtschaftlichkeit, welches die Öffentliche Hand durch alternative 
Beschaffungsformen vorrangig erreichen will, wird hingegen nur 
am Rande betrachtet.  

Vor diesem Hintergrund sollen in diesem Leitfaden die unterschied-
lichen Zielsetzungen, Anforderungen und Informationsbedürfnisse 
im Zusammenhang mit der Initiierung und Umsetzung von kleineren 
ÖPP-Projekten und der gewünschten Öffnung des ÖPP-Marktes für 
mittelständische Unternehmen dargestellt werden. 

Sinn und Zweck des Leitfadens ist es, aufbauend auf den bisherigen 
Evaluierungsstudien und Veröffentlichungen, der Öffentlichen Hand 
die Möglichkeiten einer mittelstandsgerechten Ausgestaltung des 
ÖPP-Beschaffungsvorgangs zu verdeutlichen, um eine hinreichende 
Anzahl von potenziellen Bietern anzusprechen und damit die Chan-
cen auf Wirtschaftlichkeitsvorteile zu erhöhen. Auf der anderen 
Seite sollen mittelständischen Unternehmen praktische Hilfestellun-
gen zur Beteiligung an ÖPP-Projekten gegeben werden.  

Die folgenden Kapitel 2 und 3 enthalten daher konkrete Handlungs-
empfehlungen zur Vorbereitung und Realisierung von ÖPP-
Projekten. Kapitel 2 richtet sich dabei an Vertreter der Öffentlichen 
Hand und gibt praxisnahe Vorschläge und Empfehlungen zur Struk-
turierung von ÖPP-Projekten und der durchzuführenden Vergabe-
verfahren. Kapitel 3 ist an interessierte mittelständische Unterneh-

                                                
9  Vgl. z.B. Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg (Hrsg.): PPP und 

Mittelstand in Baden-Württemberg, Stuttgart, Mai 2007; Bundesministerium 
für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (Hrsg.): Erfahrungsbericht ÖPP in 
Deutschland, Berlin, April 2005; Oberste Baubehörde im Bayerischen 
Staatsministerium / Ad hoc-Arbeitskreis Kleine mittelstandfreundliche PPP-
Projekte (Hrsg.): Public Private Partnership zur Realisierung öffentlicher 
Baumaßnahmen in Bayern – Kleine mittelstandsfreundliche PPP-Projekte, 
Bayern, Dezember 2007; BMVBS / DSGV (Hrsg.): PPP-Handbuch, Berlin, 
April 2008.  
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men adressiert und gibt Tipps und Hilfestellungen für die strategi-
sche Aufstellung im ÖPP-Markt.  

Zwei fiktive praxisnahe Beispiele – aus Sicht der Öffentlichen Hand 
und aus Sicht eines mittelständischen Unternehmens – sollen die 
Ausführungen und Empfehlungen veranschaulichen und sind im 
Anhang in den Anlagen A2 und A3 beigefügt. 

Für die Validität der Aussagen und Vorschläge wurden Vertretern 
der Öffentlichen Hand10 und der Kommunalen Spitzenverbände so-
wie Vertretern von Verbänden und Interessenvertretungen mittel-
ständischer Unternehmen Nordrhein-Westfalens die wesentlichen 
Inhalte und Aussagen des Leitfadens in Form eines Thesenpapiers 
mit der Möglichkeit zur Abgabe einer schriftlichen Stellungnahme 
zugesandt. Weiterhin wurde ein Workshop mit Vertretern der Ver-
bände und Interessenvertretungen mittelständischer Unternehmen 
zur Diskussion von noch vorhandenen Informationsdefiziten und 
Hilfestellungen sowie bestehender Hemmnisse zur Teilnahme an 
ÖPP-Projekten durchgeführt. Die Ergebnisse und Anregungen aus 
den Stellungnahmen zum Thesenpapier und den Beratungen im 
Rahmen des Workshops sind in den Leitfaden eingeflossen.  

                                                
10  Bundesländer 
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2 P r o j e k t s t r u k t u r  –  A u s g e s t a l t u n g  ( k l e i n e r )  
Ö P P - P r o j e k t e  d u r c h  d i e  Ö f f e n t l i c h e  H a n d  

Voraussetzung für die Entscheidung, ein Vorhaben als ÖPP-Projekt 
zu realisieren, ist dessen wirtschaftliche Vorteilhaftigkeit gegenüber 
einer konventionellen Realisierung. Die wirtschaftliche Vorteilhaf-
tigkeit wird ermittelt durch die Gegenüberstellung aller risikoge-
wichteten baulichen, betrieblichen, finanziellen und administrativen 
Projektkosten beider Realisierungsalternativen im Rahmen einer 
Machbarkeits- und Wirtschaftlichkeitsuntersuchung.11  

2 . 1 V o r b e r e i t u n g  d e r  P r o j e k t a u s w a h l  

Gegenstand der folgenden Kapitel sind besondere Gestaltungs-
merkmale und die wesentlichen zu berücksichtigenden Besonderhei-
ten für die Vorbereitung und Durchführung von kleinen und mit-
telstandsgerechten ÖPP-Vergabeverfahren.   

Selbstverständlich sind auch bei der Vorbereitung dieser Vorhaben 
die für alle ÖPP-Vergabeverfahren erforderlichen Voraussetzungen 
zu prüfen. Im Folgenden werden hier nur einige der erforderlichen 
Vorbereitungsmaßnahmen angesprochen.  

Die Initiierung eines ÖPP-Projektes erfordert eine umfassende Be-
schäftigung mit der Thematik, da das Zusammenspiel der unter-
schiedlichen Bereiche (Planung, Bau, Finanzierung, Instandhaltung, 
Betrieb), die hier in einem lebenszyklusbezogenen Kontext betrach-
tet werden, wesentlich komplexer sind als bei herkömmlichen Ver-
gaben. Daher ist vor ersten konkreten Untersuchungen die grund-
sätzliche Bereitschaft von Politik und Verwaltung zur Untersuchung 
alternativer Beschaffungsformen zu klären.  

                                                
11   Vgl. u.a Innenministerium des Landes NRW: Runderlass „Kredite und kredit-

ähnliche Rechtsgeschäfte der Gemeinden (GV)“; 09.10.2006, (34-
48.05.01/01); PPP-Initiative NRW (Hrsg.): Wirtschaftlichkeitsuntersuchun-
gen bei PPP-Projekten, Düsseldorf, April 2007 
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Eine frühzeitige, ergebnisoffene und transparente Information aller 
Beteiligten ist hier von grundlegender Bedeutung zur Vermeidung 
von Vorurteilen und Missverständnissen sowie für eine offene Dis-
kussion des Themas. 

Weiterhin ist es erforderlich, vor Beginn eines Vergabeverfahrens 
alle notwendigen objektbezogenen Unterlagen (Raumbuch, Be-
standsanalysen, Pläne, Gutachten etc.) zusammenzustellen oder ggf. 
erstellen zu lassen.  

Schließlich bedeutet ÖPP nicht „Bauen ohne Geld“, sondern ist eine 
alternative Beschaffungsform, die insgesamt eine wirtschaftlichere 
Aufgabenerfüllung erreichen kann. Es ist daher unabhängig von der 
Beschaffungsform zu klären, ob die vorgesehenen investiven Maß-
nahmen grundsätzlich aus dem Haushalt finanzierbar sind.  

2 . 2 A u s g e s t a l t u n g  v o n  ( k l e i n e n )  Ö P P - P r o j e k t e n  

Die Wirtschaftlichkeitspotenziale von ÖPP-Projekten hängen von 
der ganzheitlichen Verantwortungsübertragung für Herstellungs- 
und / oder Lieferungsleistungen und deren Finanzierung in Verbin-
dung mit ergänzenden Instandhaltungs-12 und Betriebsleistungen im 
Sinne des Lebenszyklusansatzes ab. Hierdurch rücken die monetä-
ren Auswirkungen von baulichen und technischen Aspekten auf die 
künftigen Betriebskosten in den Fokus von Planungs- und Investiti-
onsentscheidungen.  

Zur Erreichung der Wirtschaftlichkeit müssen grundsätzlich die mit 
der Realisierung von ÖPP verbundenen spezifischen Kostenbelas-
tungen durch die Effizienzen aus der ganzheitlichen Leistungsüber-
tragung überkompensiert werden. Die spezifischen Kostenbelastun-
gen ergeben sich bspw. durch notwendige Beratungs- und Control-
lingkosten, Gewinnerwartungen, Kosten für Bürgschaften und ande-
re Sicherungsinstrumente, durch steuerliche Auswirkungen (z.B. 

                                                
12  Der Begriff „Instandhaltung“ ist hier als Oberbegriff für Maßnahmen zu 

verstehen, die der Wartung, Instandsetzung und Verbesserung dienen. 
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Umsatzsteuer) sowie durch Nachteile bei den Finanzierungskonditi-
onen des privaten ÖPP-Partners.  

Effizienzen ergeben sich in den einzelnen Leistungsbereichen (Bau, 
Instandhaltung, Betrieb) vor allem durch die ergebnisorientierte 
Ausrichtung auf den Lebenszyklus. Darüber hinaus kann die verga-
berechtliche Stellung des Privaten als nicht-öffentlicher Auftragge-
ber bei der Leistungsbeschaffung zu Effizienzen bei gleichzeitiger 
Einhaltung der definierten Qualitäten, einer hohen Kostensicherheit 
und einer kürzeren Realisierungszeit führen. Dabei haben die ein-
zelnen Leistungsbereiche je nach Projektstruktur unterschiedliche 
Anteile am gesamten Projektvolumen; dementsprechend wirken sich 
die Effizienzen aus den einzelnen Leistungsbereichen unterschied-
lich stark auf die Gesamtwirtschaftlichkeit aus. Die Bedeutung ein-
zelner Bereiche für die Gesamtwirtschaftlichkeit des Projektes ist in 
jedem Projekt individuell zu prüfen. Die Höhe der Investitionskos-
ten (und der damit verbundenen Effizienzpotenziale) ist daher nicht 
allein ausschlaggebend für eine Wirtschaftlichkeit des Projektes.  

Eine Auswertung verschiedener Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen 
von Schulprojekten13 zeigt, dass die Wirtschaftlichkeit von ÖPP-
Projekten, neben der Höhe des Investitionsvolumens, entscheidend 
vom Umfang der übertragenen Betriebsleistungen abhängt. 

Im Rahmen der Auswertung wurden die Wechselwirkungen von 
Investitionshöhe und Umfang der Betriebsleistungen auf die Ge-
samtwirtschaftlichkeit untersucht. In den untersuchten Beispielen 
wurden alle wesentlichen Betriebsleistungen (Instandhaltung, Rei-
nigung, Hausmeisterdienste, Ver- und Entsorgung und Verwaltung / 
Management) übertragen. Um einen einheitlichen Maßstab zu erhal-
ten, wurde der Umfang der Betriebsleistungen auf den Gebäude-
wert bezogen.  

                                                
13  Grundlage der Auswertung sind durchgeführte Machbarkeits- und Wirtschaft-

lichkeitsuntersuchungen von ÖPP-Projekten, die durch die Beratungsgesell-
schaft Westdeutsche Kommunal Consult GmbH erstellt wurden.  



19191919

Abbildung 2: Wechselwirkungen von Investition und Gebäudewert 
in Bezug auf den Wirtschaftlichkeitsvorteil 

Die Grafik zeigt, dass auch bei ÖPP-Projekten mit geringem Inves-
titionsvolumen Wirtschaftlichkeitsvorteile erzielt werden können, 
wenn gleichzeitig die Betriebsverantwortung für einen hohen Ge-
bäudewert, also ein entsprechender Umfang an Betriebsleistungen, 
übertragen wird.14

Auf der anderen Seite ist zu erkennen, dass es Grenzwerte für In-
vestitionen im Verhältnis zu Betriebsleistungen zum Gebäudewert 
gibt, unterhalb derer eine Wirtschaftlichkeit der ÖPP-Variante nicht 
gegeben ist. Die mit der Realisierung in ÖPP verbundenen spezifi-

                                                
14  Projekte, bei denen umfangreiche Investitionen, aber geringe oder keine 

Betriebsleistungen (ÖPP-light / Build and Finance) übertragen werden, ent-
sprechen nicht der gängigen Definition von ÖPP im engeren Sinne und sind 
nicht Gegenstand der Untersuchung.  
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schen Kostenbelastungen können bei Projekten mit kleinem Investi-
tionsvolumen und eher geringen Betriebsleistungen – etwa dem 
Neubau und Betrieb einer kleinen Sporthalle – nicht durch die Effi-
zienzen aus der ganzheitlichen Leistungsübertragung kompensiert 
werden. 

Die Grenze zwischen investitions- und betriebs- (dienstleistungs-) 
orientierten Vorhaben ist dabei fließend. Eine Abhängigkeit von 
Investitionsvolumen und Umfang der Betriebsleistungen, ab der 
sich eine wirtschaftliche Vorteilhaftigkeit in der Realisierung erzie-
len lässt, ergibt sich nicht direkt, sondern steht immer im Bezug zu 
der Art der Infrastruktur (Verwaltungsgebäude, Schule, Sport- und 
Freizeiteinrichtungen).  

Die ausschließliche Übertragung einzelner Dienstleistungen (z.B. 
Gebäudereinigung) ist in weiten Bereichen kommunale Praxis und 
führt in vielen Fällen sicherlich zu Kosteneinsparungen, hat aber 
mit der hier betrachteten Übertragung einer umfassenden Leistungs-
verantwortung auf einen privaten Partner wenig zu tun.  

Im Zusammenhang mit der ganzheitlichen Leistungsübertragung 
erfolgt auch eine Übertragung von projektbezogenen Risiken auf 

!!!! Hinweis:  

Vorrangiges Ziel der öffentlichen Auftraggeber bei der Ausges-

taltung von ÖPP-Projekten ist die Wirtschaftlichkeit des Vorha-

bens. Ein wesentlicher Faktor der Wirtschaftlichkeit bei Projek-

ten kleineren Umfangs ist das Verhältnis des jeweiligen Investi-

tionsvolumens zur Übertragung von gebäudebezogenen Betriebs-

leistungen.  

Im Fokus der Strukturierung von ÖPP-Projekten sollte daher die 

Übertragung eines ausreichenden Umfangs von Leistungen im 

Sinne des Lebenszyklusansatzes – d.h. von Planung, Bau, Finan-

zierung und Betrieb – sein. 
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den privaten Partner. Hierbei gilt, dass die jeweiligen Risiken von 
demjenigen getragen werden sollen, der sie am besten bewerten und 
beeinflussen kann.  

Eine nicht sachgerechte Verteilung der Risiken zwischen den Part-
nern führt zu deutlichen Risikoaufschlägen und reduziert damit 
nachhaltig die Möglichkeit zur Generierung von Wirtschaftlich-
keitsvorteilen.15

2 . 3 M i t t e l s t a n d s b e z u g  b e i  d e r  I n i t i i e r u n g  u n d  A u s -
g e s t a l t u n g  

Die Effizienzvorteile eines ÖPP-Projektes hängen u.a. von der 
Wettbewerbssituation im Nachfragemarkt ab. Je breiter die Nach-
frage seitens der Privatwirtschaft zur Teilnahme an solchen Verfah-
ren, desto stärker wird sich der Wettbewerb auf die anzusetzenden 
Effizienzen auswirken. Dies wird sich letztlich auch in der Kalkula-
tion der Angebotspreise niederschlagen und die Wirtschaftlichkeit 
nachhaltig erhöhen. 

Diesen Wettbewerb zu fördern, ist eine der wesentlichen Vorausset-
zungen für die weitere Öffnung des ÖPP-Marktes. Potentielle Bieter 
sind vor allem diejenigen Unternehmen, die auch bislang im Rah-
men der konventionellen Auftragsvergabe für die Öffentliche Hand 
tätig waren – also insbesondere kleine und mittlere Unternehmen. 

Das Ziel, auch kleinere Vorhaben im Rahmen von ÖPP realisieren 
zu können, bedingt eine umfassendere Beteiligung des Mittelstan-
des.  

Im Fall eines größeren Projektumfangs können mittelständische 
Interessen auch durch die Teilung eines Vorhabens in Lose berück-
sichtigt werden. Dies wird z.B. dann möglich sein, wenn im Rah-
men der Projektvorbereitung mehrere für ÖPP-Lösungen geeignete 
Objekte identifiziert wurden. Eine angemessene Berücksichtigung 

                                                
15  Vgl. PPP-Initiative NRW, „Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen bei PPP-

Projekten“, April 2007, Kapitel 4.3.2.3.5, S. 26 
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mittelständischer Interessen kann bzw. muss in diesen Fällen in 
Übereinstimmung mit den Vorgaben des § 97 Abs. 3 GWB durch 
eine Teilung von größeren Vorhaben in kleinere Einheiten erreicht 
werden.16  

Im Sinne des zentralen ÖPP-Gedankens einer ganzheitlichen Leis-
tungsübertragung kann nur eine vertikale Losaufteilung eines Pro-
jektes sinnvoll sein, nicht hingegen eine horizontale.17 Dabei bedeu-
tet vertikale Aufteilung, dass die Leistungsbereiche Planung, Bau, 
Betrieb und Finanzierung jeweils zusammengefasst bleiben, aber 
der Gesamtumfang des Projektes z.B. in Pakete von jeweils einem 
oder mehreren Objekten aufgeteilt wird. Eine horizontale Lostei-
lung entspricht demgegenüber der bislang im Rahmen der konventi-
onellen Eigenrealisierung durchgeführten getrennten Leistungsver-
gabe.  

Eine vertikale Losbildung kann jedoch im Widerspruch zu dem 
haushaltsrechtlichen Grundsatz der Wirtschaftlichkeit stehen – und 
damit ausscheiden –, wenn das Projektvolumen so eingegrenzt wird, 
dass keine ausreichenden Optimierungsmöglichkeiten mehr zu er-
warten sind. Denn die Möglichkeit, Synergien zu realisieren, steigt 
mit zunehmendem Projektvolumen.  

                                                
16  Vgl. § 97 Abs. 3 GWB: „Mittelständische Interessen sind vornehmlich durch 

Teilung der Aufträge in Fach- und Teillose angemessen zu berücksichtigen.“ 
(Stand: 01. April 2008) 

17  Deutsches Institut für Urbanistik (Hrsg.): PPP und Mittelstand, Berlin, Januar 
2008, S. 2; PPP Task Force im BMVBS / PPP-Initiative NRW (Hrsg.): PPP im 
Hochbau – Vergaberechtsleitfaden, Berlin, August 2007, S. 25. Bei einer ho-
rizontalen Aufteilung würden dagegen die einzelnen Leistungsbereiche in Lo-
se aufgeteilt. 

!!!! Hinweis:  

Um einen hinreichend großen Kreis von mittelständischen Bie-

tern anzusprechen, kann eine Losbildung hilfreich sein – sie 

sollte jedoch eine möglichst effiziente Realisierung des Projektes 

nicht beeinträchtigen. 
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2 . 4  G r u n d s ä t z e  d e s  V e r g a b e v e r f a h r e n s  

Nach der Auswahl eines geeigneten (kleinen) Projektumfangs be-
stehen auch bei der Gestaltung des Vergabeverfahrens Möglichkei-
ten, gleichzeitig die Interessen des Mittelstandes und die besonde-
ren Anforderungen von (kleinen) Projekten an die Wirtschaftlich-
keit zu berücksichtigen. Hierzu gehören insbesondere die Wahl der 
Verfahrensart sowie die Festlegung des Verfahrensablaufes.  

Bei der Ausschreibung von ÖPP-Projekten sind grundsätzlich die 
Vorgaben des Vergaberechts zu beachten.18 Welche vergaberechtli-
chen Bestimmungen Anwendung finden, ist insbesondere davon 
abhängig, ob der geschätzte Auftragswert eines ÖPP-Projektes  
oberhalb oder unterhalb der sog. Schwellenwerte liegt. Auch bei 
kleineren ÖPP-Projekten dürften die Schwellenwerte (bezogen auf 
das Projektvolumen) i.d.R. überschritten werden. 

Oberhalb der Schwellenwerte finden die Vorschriften der §§ 97 ff. 
GWB sowie der VgV Anwendung.19 Es sind europaweite Vergabe-
verfahren nach den Vorschriften der VOF oder des zweiten bis vier-
ten Abschnittes der VOB/A bzw. der VOL/A durchzuführen.  

Aufgrund der besonderen Komplexität von ÖPP-Projekten ist es 
häufig unmöglich, die von den Auftragnehmern erwarteten Leistun-
gen abschließend dergestalt zu beschreiben, dass daraufhin ohne 
weiteres ein verbindliches Angebot erstellt werden kann. Aus die-
sem Grunde liegen bei ÖPP-Projekten regelmäßig die Vorausset-
zungen für eine Ausschreibung im Verhandlungsverfahren oder im 
Wettbewerblichen Dialog vor. 

                                                 
18  Vgl. vertiefend hierzu BMVBS / DSGV (Hrsg): PPP-Handbuch, Berlin, April 

2008, Kapitel 6; PPP Task Force im BMVBS / PPP-Initiative NRW (Hrsg.): 
PPP im Hochbau – Vergaberechtsleitfaden, Berlin, August 2007  

19  Unterhalb der Schwellenwerte besteht keine europaweite Ausschreibungs-
pflicht. Gleichwohl verlangen die haushaltsrechtlichen Vorgaben des Landes 
und der Kommunen, dass vor der Vergabe von Aufträgen in der Regel eine 
öffentliche Ausschreibung durchgeführt wird. Dabei ist für einen fairen und 
lauteren Wettbewerb zu sorgen und es sind die ersten Abschnitte der VOB/A 
bzw. VOL/A anzuwenden. Vgl. § 25 GemHVO i.V.m. Runderlass des Innen-
ministeriums vom 22.03.2006 – 34-48.07.01/01-2178/05 –. 
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Zwischen Verhandlungsverfahren und Wettbewerblichem Dialog 
besteht kein Rangverhältnis; beide Verfahren stehen gleichrangig 
nebeneinander. 

Das Verhandlungsverfahren zeichnet sich dadurch aus, dass der 
Ablauf weder durch das europäische noch durch das nationale Ver-
gaberecht zwingend vorgegeben wird. In der Praxis hat sich das 
sog. strukturierte Verhandlungsverfahren durchgesetzt, das durch 
eine stufenweise Selektion des Bewerber- / Bieterkreises charakteri-
siert ist (vgl. Abbildung 3). 

Das Verfahren beginnt mit dem Teilnahmewettbewerb20, in dem 
aus den Bewerbern fachkundige, leistungsfähige und zuverlässige 
Unternehmen für die Angebotsphase ausgewählt werden.  

In der Angebotsphase werden die auf Grundlage der Verdingungs-
unterlagen eingereichten Bieterangebote anhand der zuvor festge-
legten und veröffentlichten Kriterien bewertet.  

                                                
20  Der Teilnahmewettbewerb beginnt mit der europaweiten Veröffentlichung der 

Bekanntmachung im Supplement zum Amtsblatt der Europäischen Kommissi-
on. Der Veröffentlichung kann eine Vorinformation mit den wesentlichen 
Merkmalen des Vorhabens vorgeschaltet werden. 

!!!! Hinweis:  

ÖPP-Projekte, auch kleinerer Größenordnung, sind aufgrund 

des ganzheitlichen Leistungsumfangs und der meist nicht unter-

geordneten Bedeutung von Bau- und / oder Sanierungsleistungen 

in der Regel nach den Vorschriften der VOB/A europaweit aus-

zuschreiben. 

Für eine stärkere Einbindung des Mittelstands ist das Verhand-

lungsverfahren u.a. aufgrund der stufenweisen Einschränkung 

des Bewerber- / Bieterkreises die vorteilhaftere Verfahrensart.  
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Evtl. Vorinformation

Teilnahmewettbewerb

Angebotsphase

Verhandlungsphase

Abschließende Wirtschaftlichkeitsuntersuchung, 
Beauftragung, Umsetzung

Abbildung 3: Phasen des Verhandlungsverfahrens 

In anschließenden Verhandlungsgesprächen erfolgt mit den nach 
den Kriterien ausgewählten besten Bietern eine Konkretisierung der 
Anforderungen des Auftraggebers und der Bieterangebote. Im An-
schluss daran werden diese Bieter zur Abgabe (zweiter) optimierter 
Angebote aufgefordert. Ggf. sind weitere Verhandlungs- und Ange-
botsrunden erforderlich, um schließlich das nach den Wertungskri-
terien wirtschaftlichste Angebot bezuschlagen zu können. 

Der Auftraggeber hat dabei fortwährend sicherzustellen, dass ein 
fairer, nicht diskriminierender und transparenter Wettbewerb zwi-
schen den beteiligten Bietern gewährleistet ist.21

                                                
21  Zu Details zu den Stufen und jeweiligen Inhalten des Verhandlungsverfah-

rens siehe PPP Task Force im BMVBS / PPP-Initiative NRW (Hrsg.): PPP 
im Hochbau – Vergaberechtsleitfaden, Berlin, August 2007  
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Die frühe Vorentscheidung im Rahmen des Teilnahmewettbewerbes 
auf einen engen qualifizierten Bieterkreis und die weitere Selektion 
im Zuge der Verhandlungsrunde führen dazu, dass die Kosten der-
jenigen Teilnehmer, die nach den gesetzten Kriterien nicht dem 
gewünschten Leistungsziel entsprechen, nicht weiter steigen, da für 
diese weitere Verhandlungsrunden entfallen. Insbesondere mittel-
ständischen Unternehmen bietet diese Strukturierung des Vergabe-
verfahrens die Möglichkeit, die Kosten einer Teilnahme am Verga-
beverfahren besser kontrollieren und im Ergebnis senken zu können. 
Dadurch kann sich bei diesen Unternehmen die Bereitschaft zur 
Teilnahme erhöhen. 

Die Teilnahme an einem ÖPP-Ausschreibungsverfahren ist für Un-
ternehmen mit teilweise sehr hohen Aufwendungen und Kosten 
verbunden. Bei der Durchführung eines Verhandlungsverfahrens 
besteht für die öffentlichen Auftraggeber jedoch grundsätzlich keine 
Verpflichtung zu einer Erstattung dieser Aufwendungen. Wenn der 
Auftraggeber allerdings verlangt, dass der Bieter Entwürfe, Pläne, 
Zeichnungen, statische Berechnungen, Mengenberechnungen oder 
andere Unterlagen ausarbeitet, hat er eine angemessene Entschädi-
gung vorzusehen.22

Vor diesem Hintergrund und unter Berücksichtigung des regelmäßig 
beträchtlichen Umfangs der von den Unternehmen erwarteten An-
gebotsunterlagen ist bei ÖPP-Projekten eine Entschädigungszahlung 
geboten. Die in der Praxis von den Auftraggebern gewährten Ent-
schädigungen haben zwar meist lediglich anerkennenden bzw.

                                                
22  § 20 Nr. 2 Abs. 1 Satz 2 VOB/A 

!!!! Hinweis:  

Insgesamt sollte für das Vergabeverfahren, je nach Komplexität 

des Projektes, von der Bekanntmachung bis zur Zuschlagsertei-

lung ein Zeitraum von mind. neun Monaten eingeplant werden.
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symbolischen Charakter und reichen bei weitem nicht aus, um die 
Angebotskosten der Unternehmen zu decken. Gleichwohl dürfte die 
Bereitschaft zur Teilnahme insbesondere des Mittelstandes durch 
das Anbieten von Entschädigungszahlungen gesteigert und damit 
mehr Wettbewerb erreicht werden. 

Die den Unternehmen angebotene Entschädigungszahlung kann für 
die verschiedenen von einem Bieter erreichten Verfahrensstufen 
unterschiedlich ausfallen. So kann etwa für diejenigen Bieter, wel-
che zu Verhandlungsgesprächen eingeladen werden und welche im 
Anschluss daran regelmäßig ein weiteres (optimiertes) Angebot zu 
erstellen haben, eine geringfügig höhere Entschädigung vorgesehen 
werden als für die ggf. nach der Wertung der ersten Angebote be-
reits vom weiteren Verfahren ausgeschlossenen Bieter. 

Eine Erstattung der Aufwendungen der Bieter aus der Angebotspha-
se kann und soll mit den Entschädigungen jedoch nicht erreicht 
werden. Die Aufwendungen können bei entsprechender Vertrags-
gestaltung Teil des Gesamtentgeltes sein. Die Kosten für die vorge-
sehenen Entschädigungen werden den Bietern dabei als Vorlaufkos-
ten zur Übernahme in die Zwischen- und Langfristfinanzierung 
vorgegeben.  

Die weiteren Ausführungen und Empfehlungen zur Gestaltung des 
Vergabeverfahrens beziehen sich auf das strukturierte Verhand-
lungsverfahren. Die Auswahlentscheidung der Verfahrensart sollte 
jedoch in jedem Einzelfall von den Besonderheiten der Projektges-
taltung und den rechtlichen Voraussetzungen für die Wahl der Ver-
fahrensart abhängig gemacht werden. 
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2 . 5 F i n a n z i e r u n g

Begleitend zur Festlegung des Projektumfangs sollten bereits zu 
einem frühen Zeitpunkt auch weitere übergeordnete Themen, die die 
Strukturierung eines ÖPP-Vergabeverfahrens nachhaltig beeinflus-
sen, durchdacht und festgelegt werden. Die Möglichkeiten zur Fi-
nanzierung des Vorhabens nehmen hierbei eine besondere Stellung 
ein.  

ÖPP-Modelle basieren auf dem Grundgedanken, dass der private 
Partner neben der Übernahme des Kostenrisikos (hier: Einhaltung 
der vertraglich vereinbarten Baukosten) auch das Finanzierungsrisi-
ko trägt. Die anfänglichen Investitionen sind daher von ihm zu-
nächst im Rahmen einer Bauzwischenfinanzierung vorzufinanzie-
ren. Nach Abschluss und Abnahme der Bauleistungen sind diese 
Investitionen (hier: Werklohnforderungen) durch die Öffentliche 
Hand zurück zu zahlen. Dem Grundgedanken von ÖPP folgend 
stundet der private Partner die Werklohnforderungen gegenüber der 
Öffentlichen Hand und übernimmt hierüber das Finanzierungsrisiko. 
Die gestundeten Werklohnforderungen werden im Rahmen der 
Langfristfinanzierung durch den privaten Partner über einen Kredit 
finanziert, der über die Finanzierungsentgelte der Öffentlichen 
Hand über die Vertragslaufzeit ratierlich mit Zins und Tilgung ab-
gezahlt wird.  

In der Praxis haben sich zwei Modelle zur Finanzierung von ÖPP-
Projekten bewährt. Bei beiden Modellen handelt es sich um sog. 
„Forfaitierungen“23, bei der die fälligen Werklohnforderungen an 
ein Kreditinstitut verkauft werden.      

ÖPP-Modelle basieren auf dem Grundgedanken einer ökonomisch 
sinnvollen Risikoallokation über den gesamten Lebenszyklus eines 
Objektes. Eine optimale Ausrichtung dieser Risikoallokation gelingt 
am ehesten im Rahmen einer Projektfinanzierung. Dabei stellt die 

                                                
23   Frz.: „À forfait“, dtsch.: „in Bausch und Bogen“. Die Forderung wird dem-

nach „in Bausch und Bogen“ verkauft; für den Käufer besteht kein Regress-
anspruch gegen den Verkäufer; vgl. BMVBS / DSGV (Hrsg.), PPP-Handbuch, 
Berlin, April 2008, S. 131ff   
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finanzierende Bank die gewerbliche Finanzierung (für den privaten 
Partner) allein auf den Cash-flow aus dem Projekt ab. Hierbei über-
nimmt der private Partner die Verpflichtung zur Zahlung des Kapi-
taldienstes gegenüber der Bank. Die Forfaitierung wird nicht einre-
defrei gestellt. Zur Risikoeinschätzung des gewährten Kredites prüft 
die Bank die Projektunterlagen und die Bonität des privaten Part-
ners im Rahmen von Due-Diligence-Prüfungen. Diese Prüfungen 
sind mit erheblichen, vom Umfang des Projektes weitgehend unab-
hängigen, Kosten verbunden, welche die Eignung dieser Finanzie-
rungsform für kleinere Projektvolumina einschränken können.  

Dem steht das Modell einer Forfaitierung mit Einredeverzicht
gegenüber, bei dem der private Partner seine Forderungen aus der 
Bauleistung an die finanzierende Bank verkauft und der öffentliche 
Auftraggeber mit der Einredeverzichtserklärung gegenüber der 
Bank auf alle Einreden und Einwendungen verzichtet und sich damit  
verpflichtet, den Kapitaldienst gegenüber der Bank in jedem Falle 
zu leisten. Hierdurch wird der Kredit aufgrund der Bonität der öf-
fentlichen Hand zu einer risikolosen Forderung und kann ohne wei-
tere Prüfungen und Eigenkapitalunterlegung zu kommunalkredit-
ähnlichen Konditionen gewährt werden. Das höhere Risiko des Auf-
traggebers wird durch zusätzliche Sicherheiten und Vertragsgestal-
tungen gemindert (Sicherheitenkonzept). 

Die beiden Modellen zu Grunde liegende Bauzwischenfinanzierung 
durch den rivaten Partner ist als gewerbliche Finanzierung einzu-
stufen und führt aufgrund der entsprechend ungünstigeren Konditi-
onierung zu deutlichen Mehrkosten gegenüber der konventionellen 
Kommunalkreditfinanzierung. 

Zur Senkung der Zwischenfinanzierungskosten ist es erforderlich, 
die aufgenommenen Mittel möglichst umgehend in die langfristige 
Finanzierung zu überführen. Dies wirkt sich aufgrund der deutlich 
günstigeren Kreditkonditionen der Langfristfinanzierung insbeson-
dere im Rahmen einer einredefreien Forfaitierungslösung kosten-
senkend aus.  

p
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Die Überführung (von Teilen) der Kreditaufnahme in die Langfrist-
finanzierung erfordert eine noch im Laufe der Gesamtbaumaßnah-
men durchzuführende Abnahme von in sich abgeschlossenen Leis-
tungsteilen. Für diese kann dann gesondert ein Einredeverzicht 
erklärt und die Langfristfinanzierung aufgenommen werden.24

Voraussetzung für diese Variante ist die Möglichkeit, dass im kon-
kreten Projekt mögliche Teilleistungsbereiche überhaupt vorhanden 
sind. 

Je mehr Teilabnahmen vorgesehen werden, desto weniger (Rest-) 
Risiko verbleibt mit Baufortschritt beim privaten Partner. Die 
Struktur nähert sich immer weiter der einer klassischen GU- / GÜ-
Abrechnung, bei der Abschlagszahlungen nach Projektfortschritt 
geleistet werden.  

Dem stehen deutliche monetäre Vorteile bei den Finanzierungskos-
ten gegenüber, da immer nur jeweils Teilleistungen vorfinanziert 
werden müssen. Dies führt dazu, dass insbesondere auch mittelstän-
dische Unternehmen deutlich bessere Chancen zur Teilnahme an 
ÖPP-Verfahren haben. Insgesamt sollten die Chancen und Risiken 
(z.B. Schlechtleistung, Nichtfertigstellung, Insolvenz, Zeitverzöge-
rung und Ausschreibungskosten durch Neuvergabe usw.) detailliert 
gegeneinander abgewogen und so die optimale Struktur gefunden 
werden. 

Die individuellen, projektspezifischen Konditionen der Finanzie-
rung hängen darüber hinaus nicht nur von der Bonität der Vertrags-
partner, der gewählten Finanzierungsform, sondern auch von Art 
und Umfang der Einbindung weiterer Finanzierungsmittel wie 
z.B. bewilligte Fördermittel und / oder Anschubfinanzierungen25 ab. 

                                                
24  sog. „Mogendorfer Modell“; vgl. hierzu BMVBS / DSGV (Hrsg.): PPP-

Handbuch, Berlin, April 2008, Kap. 4 Finanzierung, S. 142 
25  Im Rahmen einer Anschubfinanzierung reduziert sich der i.d.R. in der Lang-

fristfinanzierung zu finanzierende Investitionsbetrag um eine vom öffentli-
chen Auftraggeber einmalig eingebrachte Sonderzahlung. 
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Sofern bei dem ÖPP-Projekt die Einbindung von Fördermitteln in 
Betracht kommt, sollte hierauf in der Leistungsbeschreibung Finan-
zierung hingewiesen bzw. die entsprechenden Vorgaben dargelegt 
werden. Die Gewährung von Fördermitteln durch die Öffentliche 
Hand – in der Regel in Form eines Zuschusses – muss durch den 

ÖPP-Projektes berücksichtigt werden.26

So kann z.B. die zeitnahe Zahlung von Fördermitteln nach Abnahme 
des ÖPP-Projektes bzw. nach Baufortschritt die Finanzierungskos-
ten senken. Ebenfalls sollte in der Leistungsbeschreibung Finanzie-
rung bzw. korrespondierend dazu im Projektvertrag darauf hinge-
wiesen werden, dass der private Partner die Möglichkeit von För-
dermittelprogrammen der Landesförderbanken bzw. der KfW-
Bankengruppe27 berücksichtigt und entsprechende Förderanträge 
rechtzeitig beantragt. Auch diese Möglichkeiten sind vom rivaten 
Partner im Rahmen seiner Angebotskalkulation zu berücksichtigen. 

Zur Reduzierung des Gesamtfinanzierungsbedarfs können analog 
auch sonstige liquide Mittel bspw. im Rahmen von Anschubfinan-
zierungen eingesetzt werden. Durch diese „Eigenkapitaleinlagen“ 
reduzieren sich je nach Einsatzzeitpunkt die Zwischen- und / oder 
die Langfristfinanzierungskosten. Damit werden z.T. erst die Vor-
aussetzungen zur Beteiligung kleiner und mittlerer Unternehmen 
geschaffen.  

Auch hier muss jedoch im Einzelfall abgewogen werden, in wie 
weit durch diese teilweise öffentliche Finanzierung der ökonomisch 
sinnvolle Risikotransfer zum Nachteil der Öffentlichen Hand beein-
trächtigt wird. Dies ist regelmäßig bereits in der vorgeschalteten 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung zu prüfen.  

Maßgeblich für die Auswahl einer Finanzierungsvariante ist in je-
dem Fall die Höhe des Finanzierungsbedarfs. Grundsätzlich sind 

                                                
26  Vgl. BMVBS / DSGV (Hrsg.): PPP Handbuch, Berlin, April 2008, Kap. 5, 

Seite 201ff 
27  Kreditanstalt für Wiederaufbau, http://www.kfw-foerderbank.de 

privaten Partner bei der Konzeption des Finanzierungsmodells des 

p



32323232  

beide Grundmodelle – mit den entsprechenden Varianten – bei je-
dem Projekt anwendbar. 

Ein geringer Investitionsumfang wird in der Praxis allerdings eine 
wirtschaftliche Lösung über eine Projektfinanzierung aufgrund der 
anzusetzenden Transaktionskosten für die Due-Diligence-Prüfungen 
der Banken nicht zulassen. Überschlägig kann festgehalten werden, 
dass sich bisher Projektfinanzierungen erst ab einem Investitionsvo-
lumen von ca. 15 – 20 Mio. Euro rechnen. 

Für mittelständische Unternehmen ist die Bereitstellung einer Pro-
jektfinanzierung aufgrund ihrer spezifischen Kapitalstruktur häufig 
nicht oder nur zu höheren Finanzierungskonditionen möglich. Bei 
der Festlegung der Margenaufschläge stellen die Banken auf das 
Rating der Unternehmen ab. Unternehmen mit geringen Eigenkapi-
talrücklagen und geringeren Umsätzen werden daher tendenziell zu 
ungünstigeren Konditionen Kredite aufnehmen können. Es emp-
fiehlt sich daher, bei kleinen und mittleren Projektgrößen auch For-
faitierungslösungen in Betracht zu ziehen.  

Um jedoch für alle Beteiligten eine belast- und vergleichbare Basis 
zur Angebotskalkulation zu erreichen, sollte sich die Vorgabe zur 
Finanzierung auf eine Finanzierungsform beschränken. Hierdurch 
werden Kosten für Vergleichsprüfungen vermieden und so die Ak-
quisitionskosten auf Seiten der Bieter deutlich reduziert. 

  

!!!! Hinweis:  

Bei der Strukturierung der Finanzierung von kleinen ÖPP-

Projekten ist eine Forfaitierung mit Einredeverzicht aufgrund der 

geringen Transaktionskosten die kostengünstigere Finanzie-

rungsart. Die damit verbundenen Risiken sollen durch ein Si-

cherheitenkonzept vermindert werden. 

Die Finanzierungskosten können durch die Bereitstellung einer 

Anschubfinanzierung durch die öffentliche Hand und eine stufen-

weise Abnahme von in sich abgeschlossenen Bauleistungen redu-
ziert werden.
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2 . 6 H a f t u n g  /  B ü r g s c h a f t e n  

Ein weiterer wesentlicher Bereich bei der Ausgestaltung von ÖPP-
Projekten ist die Strukturierung des Sicherheitenkonzeptes. Die 
Ausgestaltung des Konzeptes hat sich dabei stets an den individuel-
len Bedürfnissen des Auftraggebers auszurichten. Die folgenden 
Erläuterungen hierzu sollen allgemeine Anregungen geben.  

Hinsichtlich der notwendigen Sicherheiten sind drei Aspekte zu 
unterscheiden: 

Bürgschaften zur vertraglichen Absicherung der Leistungserfüllung 
während der Bauzeit (Vertragserfüllungsbürgschaft) sind üblich 
und können ggf. durch entsprechende Versicherungslösungen ersetzt 
werden, um den Sicherungszweck zu erreichen.  

Ähnlich verhält es sich mit den „Gewährleistungsbürgschaften“ zur 
Absicherung etwaiger Mängelansprüche, bezogen auf die zu erbrin-
gende Leistung. Die Bürgschaft sichert den Zeitraum der Verjäh-
rungsfrist für Mängelansprüche, der nach den gesetzlichen Vorga-
ben des BGB bzw. des VOB/B zwei bis fünf Jahre beträgt. Die 
Bürgschaftshöhe kann niedriger als für die Vertragserfüllungsbürg-
schaft „Bau“ gewählt werden. Neben der Mängelansprüchebürg-
schaft erfolgt i.d.R. für die gesamte Laufzeit der Betriebsphase eine 
weitere Absicherung von Risiken zugunsten des Auftraggebers. 

Eine wesentliche Rolle spielt auch die Absicherung von Risiken in 
der Betriebsphase. Die mit den langen Vertragslaufzeiten einher-
gehende Bindung der Liquidität durch Bürgschaften stellt insbeson-
dere für mittelständische Unternehmen eine Einstiegshürde für die 
Bereitschaft zur Teilnahme an ÖPP-Projekten dar.  

Die größten Risiken entstehen im Zusammenhang mit der Verpflich-
tung zur Instandhaltung über die gesamte Projektlaufzeit. Hier ist 
sicherzustellen, dass die regelmäßigen Entgeltzahlungen auch für 
die vereinbarten Leistungen zur Verfügung stehen. Diese Absiche-
rung erfolgt i.d.R. als Teil einer Vertragserfüllungsbürgschaft   
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„Betrieb“, die für die gesamte vertraglich vereinbarte Betriebsdauer 
zu stellen ist. 

Alternativ zu einer Vertragserfüllungsbürgschaft können die ent-
sprechenden Entgeltanteile auf einem sog. „Instandhaltungskonto“ 
mit gemeinsamer Verfügung (Und-Konto), bei der sowohl der priva-
te als auch der öffentliche Partner die Mittel nicht eigenständig 
entnehmen können, zurückgelegt werden.  

Über das Risiko einer nicht-ordnungsgemäßen Verwendung der 
Instandhaltungsentgelte hinaus bestehen z.B. Risiken, die aus der 
Insolvenz des privaten Partners resultieren können. Konkret in Be-
tracht kommen Mehrkosten für eine erneute ÖPP-Ausschreibung 
und zu erwartende Preissteigerungen sowie Mehrkosten für Effi-
zienzverluste und Verzögerungsschäden. 

Die ggf. noch verbleibenden Restrisiken (s.o.) können zusätzlich 
durch eine Vertragserfüllungsbürgschaft „Restrisiken-Betrieb“ ab-
gesichert werden, da die abzusichernden Risiken der Höhe nach 
begrenzbar sind.  

Die Eintrittswahrscheinlichkeit und das jeweilige mögliche Scha-
densausmaß sind für jedes Projekt individuell zu untersuchen.  

Weitere Sicherungsinstrumente können der Abschluss von Versi-
cherungen oder die Einrichtung von sog. Verwahrkonten sein. Ge-
genüber Projektgesellschaften können des Weiteren Vorgaben zur 
Eigenkapitalausstattung, harte Patronatserklärungen oder Schuldbei-
tritte in Erwägung gezogen werden. 

Eine kostensteigernde Übersicherung des öffentlichen Auftragge-
bers sollte ebenso vermieden werden wie vermeintlich kostengüns-
tige, aber haushaltswirtschaftlich bedenkliche Sicherungslücken. Zu 
bedenken ist, dass grundsätzlich jede vom Auftragnehmer geforder-
te Sicherheit die Kosten des Projektes durch Kapitalbindung oder 
(Risiko-)Aufschläge erhöht. Ungeachtet dessen liegt eine besondere 
Erschwernis für Mittelständler darin, dass ihr Kreditrahmen regel-
mäßig geringer ist und die oft langfristigen Sicherheiten die Kredit-
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linien des Unternehmens über Gebühr belasten. Dies führt zu einer 
Einschränkung des Liquiditäts- und Handlungsspielraums für die 
Dauer der Bürgschaftsstellung. Ein sorgsam strukturiertes Si-
cherheitenkonzept kann daher die Wahrscheinlichkeit der Beteili-
gung mittelständischer Unternehmen erhöhen und damit zu einem 
gelungenen Projekt beitragen. 

 

2 . 7  A u s s c h r e i b u n g  –  G e s t a l t u n g  d e s  T e i l n a h m e -
w e t t b e w e r b s   

Ziel des Teilnahmewettbewerbes ist es, aus dem Kreis der Bewerber 
diejenigen Unternehmen zu identifizieren, welche aufgrund Ihrer 
Nachweise zur Leistungsfähigkeit, Fachkunde und Zuverlässigkeit 
geeignet sind, zur Angebotsabgabe aufgefordert zu werden. Durch 
diese Auswahlentscheidung werden sowohl auf Seiten des öffentli-
chen Auftraggebers als auch auf Seiten der (nicht berücksichtigten) 
Bewerber unnötige Kosten für das weitere Verfahren (Angebotser-
stellung, Angebotswertung, Verhandlungsgespräche) vermieden. 
Die Anforderungen, die vom Auftraggeber an die Bewerber zum 
Nachweis ihrer Eignung gestellt werden, entscheiden wesentlich 
über die Bereitschaft zur Teilnahme am Verfahren.  

!!!! Hinweis:  

Das Sicherheitenkonzept ist an den projektspezifischen Risiken 

auszurichten. Angemessene Sicherheitsanforderungen helfen 

Kosten zu vermeiden und stärken die Bereitschaft zur Teilnahme. 

Neben Bürgschaften sollten auch sonstige Absicherungsmöglich-

keiten (bspw. Instandhaltungskonto) geprüft und genutzt werden.  
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2 . 7 . 1  V o r b e r e i t u n g  d e s  T e i l n a h m e w e t t b e w e r b s  

 

Gerade mittelständischen Unternehmen ermöglicht dies eine reelle 
Einschätzung, ob innerhalb der vorgesehenen Zeiträume mit den 
vorhandenen Ressourcen eine aussagestarke Bewerbung und bei 
Aufforderung wettbewerbsfähige Angebote mit den geforderten 
Leistungen erstellt werden können. 

Die vergaberechtliche Mindestfrist für die Erstellung der Anträge 
im Teilnahmewettbewerb (Bewerbungsfrist) beträgt beim Ver-
handlungsverfahren 37 Kalendertage.28 Dabei sollte jedoch bedacht 
werden, dass die Frist vom Tag nach Absendung der Bekanntma-
chung berechnet wird, häufig aber mehrere Tage vergehen, bis die 
Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union veröffent-
licht wird. 

Die Zusammenstellung der geforderten Leistungsnachweise und die 
Abgabe des Antrages in dem dann verbleibenden Zeitraum stellt 
insbesondere für Bietergemeinschaften mittelständischer Unterneh-
men, die ggf. noch keine Erfahrungen mit der Systematik des Teil-
nahmewettbewerbes von ÖPP-Projekten haben, einen erheblichen 
Organisationsaufwand dar. 

Um den Eingang vollständiger und inhaltlich auf die Anforderungen 
abgestellter Teilnahmeanträge sowie eine stärkere Beteiligung klei-
ner und mittlerer Unternehmen zu fördern, sollte den Bewerbern 
daher ein Zeitraum von über 37 Kalendertagen eingeräumt werden, 
um mehr Wettbewerb zu erreichen. 

                                                 
28  § 18a Nr. 2 Abs. 1 und Abs. 2 i.V.m. Nr. 3 VOB/A. 

!!!! Hinweis:  

Bereits in den Unterlagen zum Teilnahmewettbewerb sollte den 

beteiligten Unternehmen der zeitliche Ablauf des Vergabeverfah-

rens bekannt gegeben werden.  
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Kleine und mittlere Unternehmen werden in der Regel nicht über 
die notwendigen personellen Ressourcen verfügen, um regelmäßig 
das EU-Ausschreibungsblatt nach aktuellen Bekanntmachungen 
durchzusehen. Hier bietet es sich zur Wettbewerbsverbreiterung an, 
weitere Veröffentlichungen in regionalen und überregionalen Ta-
geszeitungen, branchenspezifischen Zeitschriften oder dem Inter-
netauftritt der Kommune oder Region zu platzieren. Auch sollte der 
Ausschreibungstext den regional zuständigen Handwerkskammern, 
den Industrie- und Handelskammern sowie den jeweiligen Berufs-
verbänden überlassen werden. 

 

Der eigentlichen (europaweiten) Bekanntmachung kann eine Vorin-
formation vorgeschaltet werden29, in welcher die wesentlichen 
Merkmale des beabsichtigten Projektes mitgeteilt werden. Die in 
der Vorinformation veröffentlichten Angaben sind nicht verbind-
lich, so dass der Auftraggeber an die geäußerte Vergabeabsicht  
ebenso wenig gebunden ist wie an die darin enthaltenen Angaben. 
Gleichwohl kann die Vorinformation interessierten Unternehmen 
behilflich sein, sich frühzeitig über das geplante Projekt zu infor-
mieren, entsprechende Kapazitäten zu planen oder Partnerschaften 
einzugehen. Diese Informationen im Vorfeld der eigentlichen Aus-
schreibung kommen insbesondere mittelständischen Unternehmen 
zu Gute. 

                                                 
29  § 17a Nr. 1 VOB/A – vgl. auch http://simap.europa.eu/index_de.html. 

!!!! Hinweis:  

Ergänzende Veröffentlichungen nutzen insbesondere den mittel-

ständischen Unternehmen bei der Vorbereitung, z.B. in / über:  

� Tageszeitungen  

� branchenspezifischen Zeitschriften  

� Internetauftritt der Kommune  

� Industrie- und Handelskammern sowie Berufsverbände 
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Abbildung 4: Auszug aus Formblatt „Vorinformation“30  

2 . 7 . 2 A n f o r d e r u n g e n  a n  d i e  U n t e r l a g e n  z u m  T e i l -
n a h m e w e t t b e w e r b  

Das Standardformular der Vergabebekanntmachung wird der Infor-
mationsvielfalt eines ÖPP-Projektes nur unzureichend gerecht. Zu-
sätzlich zu den darin enthaltenen Angaben sollte der öffentliche 
Auftraggeber ergänzende Informationen in einer Bewerberinforma-
tion / einem Informationsmemorandum bereitstellen, damit die 
Bewerber mit angemessenem Aufwand abschätzen können, ob sie an 
der Ausschreibung teilnehmen wollen oder nicht. Gerade der Mit-
telstand profitiert davon aufgrund seiner geringeren personellen 
Ressourcen besonders. Um Kosten und Zeit für beide Seiten zu spa-
ren, können diese Bewerbungsunterlagen auch online zur Verfügung 
gestellt werden. 

                                                
30  Quelle: http://simap.europa.eu/docs/simap/PDF_JOL/DE/sf_001_de.pdf 
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Abbildung 5: Auszug aus einer Bekanntmachung – Beispiel 

Inhalt der Bewerberinformation können etwa kurze Beschreibungen 
der technischen und architektonischen Anforderungen, Eckdaten zur 
Vertrags- und Risikostruktur sowie zur Finanzierung des Projektes 
sein, um den Unternehmen eine erste Einschätzung des Projektes 
und die Entscheidung über eine Teilnahme zu ermöglichen.  

Den Bewerbern sollte die Möglichkeit gegeben werden, Fragen zum 
Vorhaben zu stellen. Mit Hilfe von anonymisierten Frage- / Ant-
wortkatalogen, welche in regelmäßigen Abständen, zuletzt max. 
eine Woche vor Fristende, den Bewerbern zugesendet werden, kön-
nen Unklarheiten bzgl. des Aufgabenfeldes, der einzureichenden 
Unterlagen etc. zeitnah geklärt und die durch § 97 Abs. 2 GWB 
geforderte Gleichbehandlung aller Bewerber gewahrt werden.  

Weitere oder tiefer gehende Informationen können durch die Auf-
traggeber im Rahmen von Workshops oder Informationsveranstal-
tungen zum Teilnahmewettbewerb vermittelt werden. Aus Sicht 
potentieller Bieter stellt dieser Weg eine wünschenswerte Methode 
der Information dar.31 Der im Vergleich zu einer (rein textlichen) 
Bewerberinformation gesteigerte Aufwand ist mit dem Nutzen einer 
solchen Veranstaltung im Einzelfall abzuwägen. Entscheidet sich 
ein Auftraggeber für eine solche Veranstaltung, ist auf jeden Fall 
das Gleichbehandlungsgebot zu gewährleisten (z.B. europaweite 
Kenntnisnahmemöglichkeit). 

Um den Prüfungsaufwand des öffentlichen Auftraggebers zu be-
grenzen und interessierten Unternehmen die Teilnahme zu erleich-
tern, empfiehlt es sich, für die im Teilnahmewettbewerb erwarteten 

                                                
31  Vgl. Deutsches Institut für Urbanistik (Hrsg.): PPP und Mittelstand, Berlin, 

Januar 2008, S. 13. 



40404040  

Angaben und Erklärungen Bewerberformulare vorzugeben. In der 
Bekanntmachung ist mitzuteilen, ob diese beim öffentlichen Auf-
traggeber anzufordern sind oder ob sie online zur Verfügung ge-
stellt werden. 

Abbildung 6: Auszug aus einer Bekanntmachung – Beispiel 

Für den öffentlichen Auftraggeber macht sich der Mehraufwand für 
die Erstellung projektspezifischer Bewerberformulare bei der Aus-
wertung der Teilnahmeanträge i.d.R. bezahlt. Die Teilnahmeanträge 
liegen durch die Verwendung der Bewerberformulare in weitestge-
hend gleicher Struktur vor und enthalten die für eine ordnungsge-
mäße Bewertung der Teilnahmeanträge erforderlichen Angaben. 
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Name des Bewerbers / der Bewerbergemeinschaft:

3. Leistungsbestandteil "Planen" *

3.5. Referenz des Unternehmens für durchgeführte Planungen für vergleichbare Hochbauprojekte **` ***

Laufende Nr. der Referenz ****` *****

Projektbezeichnung / -beschreibung

Gebäudeart (Schule, Verwaltung etc.)
Investitionsvolumen (Euro)
Jahr

Bauherr / Auftraggeber
Straße, PLZ Ort, Land
Telefon, Telefax, E-Mail
Ansprechpartner

Referenzschreiben als Anlage beigefügt ja
nein

Projektbeschreibung als Anlage beigefügt ja
nein

* Leistungen aller Leistungsphasen nach HOAI.
** Aus den letzten drei Jahren.
*** Nicht vergleichbar sind Hochbauprojekte aus den Bereichen Wohnbebauung und Industriebauten.
**** Für jedes Referenzprojekt ist ein separates Bewerberformular 3.5. auszufüllen; bitte entsprechend der Anzahl der Referenzen vervielfältigen.
***** Die Referenzen sind fortlaufend mit 3.5.1., 3.5.2. etc zu kennzeichnen.

Bewerberformulare

Abbildung 7: Muster eines Bewerberformulars – Beispiel 

Zu den von den Bewerbern beim öffentlichen Auftraggeber erhältli-
chen Bewerbungsunterlagen kann auch eine „Checkliste“ als Ver-
zeichnis der von den Bewerbern einzureichenden (Teilnahme-) Un-
terlagen gehören. Ähnlich den Bewerberformularen dient eine sol-
che Checkliste insbesondere der Übersichtlichkeit und soll den inte-
ressierten Unternehmen die Teilnahme erleichtern und helfen, ein 
(unnötiges) Ausscheiden aus formalen Gründen zu vermeiden.  

Die eingehenden Teilnahmeanträge sind anhand zuvor aufgestellter 
Bewertungskriterien zu bewerten. Die transparente Veröffentli-
chung der Kriterien und deren Gewichtung sind vergaberechtlich 
vorgeschrieben.  

In der Praxis hat sich bewährt, den Bewerbern eine Bewertungs-
matrix (vgl. Abbildung 8) zur Verfügung zu stellen, aus welcher 
die bei der Bewertung der Teilnahmeanträge herangezogenen Krite-
rien sowie deren Gewichtung abzulesen sind. Die Bewertungsmatrix 
gibt allen teilnehmenden Unternehmen die Möglichkeit, ihren Teil-
nahmeantrag optimal auf die Besonderheiten des Projektes und die 
Vorstellungen des Auftraggebers auszurichten.  
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Abbildung 8: Auszug einer Bewertungsmatrix – Beispiel 
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2 . 7 . 3 A n f o r d e r u n g e n  a n  d i e  E i g n u n g  d e r  B e w e r b e r   

Der Auftraggeber ist grundsätzlich frei in seiner Entscheidung, auf 
welche Art und Weise er sich die Informationen beschafft, die not-
wendig sind, um die Eignung der Bewerber feststellen zu können. 
Zum Nachweis ihrer Eignung dürfen von den Bewerbern Angaben 
verlangt werden, die durch den Gegenstand des Auftrags gerechtfer-
tigt sind.32 Die Erbringung des Nachweises erfolgt dabei grundsätz-
lich durch Eigenerklärungen der Bewerber selbst oder durch Eig-
nungsnachweise in Form einer Bescheinigung einer zuständigen 
Stelle. Die geforderten Eignungsnachweise sind in der Bekanntma-
chung anzugeben. In Abbildung 9 sind mögliche Eignungsnachwei-
se dargestellt.  

Bei der Ausgestaltung des Teilnahmewettbewerbes ist möglichst 
darauf zu achten, dass auch mittelständische Unternehmen den An-
forderungen gerecht werden können, soweit die Interessen des 
Auftraggebers dadurch nicht beeinträchtigt sind. Aus diesem Grun-
de sollten seitens der ausschreibenden Stelle nur solche Anforde-
rungen an die Eignungskriterien gestellt werden, die für die optima-
le Durchführung des Auftrags tatsächlich von Bedeutung sind. Des-
halb sollte etwa bei der Auswahl der Bewerber das Bewertungssys-
tem i.d.R. so gestaltet werden, dass eine Übererfüllung von Anfor-
derungen nicht zu einer Besserbewertung führt, wenn dies nicht 
zugleich eine Verbesserung für die nachgefragte Leistung bedeutet. 
Wenn keine derartigen Gründe dagegen sprechen, könnten bei-
spielsweise für die Bewertung der Teilnahmeanträge hinsichtlich 

                                                
32  Vgl. grds. § 8 Nr. 3 bis Nr. 5 i.V.m. § 8a Nr. 5 VOB/A. 

!!!! Hinweis:  

Ergänzende Informationen, Workshops und die Bereitstellung 

von Formularen und Checklisten, ggf. unter Nutzung des Inter-

nets, tragen wesentlich zu einer Reduzierung des Aufwandes 

insbesondere mittelständischer Unternehmen bei.  
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Umsatz oder Mitarbeiterzahlen die Höchstpunktzahl auch an mittel-
ständischen Unternehmensgrößen ausgerichtet werden; Großunter-
nehmen würden damit nicht besser bewertet als es die Eignung er-
fordert. 

Abbildung 9: Darstellung von möglichen Eignungsnachweisen 

Zum Nachweis der Eignung werden in der Praxis von den Bewer-
bern vermehrt ÖPP-Vorerfahrungen abgefragt und bewertet. Um 
eine ausreichende Wettbewerbssituation herzustellen, sollten die 
Bewerber ihre Eignung auch durch die Angabe von Erfahrungen in 
ÖPP-ähnlichen Strukturen nachweisen können.  

Fachkunde 

Referenzen zu Planung, Finanzierung, Bau und Betrieb 
vergleichbarer Aufträge 
Qualifikation und Berufserfahrung des leitenden Perso-
nals sowie der Projektsteuerung 

Leistungsfähigkeit 

Personell und technisch 
Anzahl der beschäftigten Arbeitskräfte 
Informationen zur technischen Betriebsausstattung 
Bankauskunft, ggf. Letter of Intent 
Umsatzzahlen zu vergleichbaren Leistungsbereichen  
Jahresabschlüsse der letzen drei Geschäftsjahre 

Zuverlässigkeit 

Aktueller Auszug Berufs- oder Handelsregister 
Berufshaftpflichtversicherung 
Darstellung Qualitätssicherungsmaßnahmen / -systeme
Eigenerklärungen gem. § 8 Nr. 5 Abs. 1 lit a-d i.V.m. § 
8a Nr. 5 VOB/A 
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Bei ÖPP-Projekten wird auch die Stellung der Finanzierung vom 
privaten Partner verlangt. Voraussetzung für eine Finanzierung ist 
eine detaillierte Prüfung der Projektinhalte (Umfang, Art der Finan-
zierung, Risikoallokation etc.) und der Bonität des privaten Partners 
durch das jeweilige Kreditinstitut. Im Rahmen des Teilnahmewett-
bewerbs liegen regelmäßig diese detaillierten Projektinformationen 
noch nicht vor, so dass eine verbindliche Finanzierungszusage nicht 
erteilt werden kann. Die Abgabe einer grundsätzlichen Bereit-
schaftserklärung eines Finanzierungsinstitutes (Letter of Intent) 
kann und sollte jedoch gefordert werden.  

Das Fehlen von in der Bekanntmachung vorgegebenen Nachweisen 
kann, ebenso wie die Vorlage von veralteten Nachweisen, zum Aus-
schluss des Teilnahmeantrages führen. Der öffentliche Auftraggeber 
kann auch im Interesse eines verringerten Prüfaufwandes oftmals 
die Anzahl der im Teilnahmewettbewerb verlangten Nachweise 
reduzieren oder soweit dies sachgerecht und unter Sorgfaltsge-
sichtspunkten vertretbar erscheint, lediglich Eigenerklärungen ein-
fordern.  

In der Praxis werden bspw. Eigenerklärungen der Bewerber über 
Referenzen, Unternehmen und Geschäftstätigkeit erwartet und als 
ausreichend angesehen. Daneben werden vielfach Handelsregister-
auszüge, Versicherungsnachweise, Bestätigungen der Krankenkas-
sen oder Unbedenklichkeitsbescheinigungen des Finanzamtes – als 
Eignungsnachweise in Form einer Bescheinigung der zuständigen 
Stelle – verlangt.  

In jedem Fall sollte der öffentliche Auftraggeber vor Festlegung der 
erforderlichen Eignungsnachweise den Nutzen und die Aussagekraft 
des Nachweises hinterfragen und darf bei geringem Nutzen auch 
den Beschaffungsaufwand auf Seiten der Bewerber berücksichtigen. 
Sofern Bescheinigungen gefordert werden, r cht es i.d.R. aus, sie 
ausdrücklich auch als Kopie zu akzeptieren. 

ei
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Für Unternehmen des Bauhaupt- und Baunebengewerbes besteht die 
Möglichkeit, wesentliche Eignungsnachweise durch eine sogenannte 
Präqualifikation zu ersetzen.33 Die vorgelagerte und auftragsunab-
hängige Prüfung erfolgt auf Grundlage der in § 8 VOB/A definier-
ten Anforderungen und gegebenenfalls zusätzlicher Kriterien.  

Zurzeit fehlt es noch an Präqualifikationssystemen für verschiedene 
in ein ÖPP-Projekt eingebundene Projektpartner, wie z.B. Architek-
ten, Ingenieurbüros und Dienstleistungsunternehmen. Daher müssen 
die spezifischen Eignungsanforderungen bei ÖPP-Projekten zusätz-
lich abgefragt werden. 

                                                
33  § 8 Nr. 3 Abs. 2 VOB/A; vgl. Deutsche Gesellschaft für Qualifizierung und 

Bewertung mbH; http://www.dqb.info/; siehe auch Anhang 

!!!! Hinweis:  

Die Anforderungen an die Eignung der Bewerber sollten sich an 

dem Leistungsspektrum des Projektes sowie dem Nutzen und der 

Aussagekraft der Nachweise orientieren. So sollte(n) insbeson-

dere 

eine nichtauftragsrelevante Übererfüllung von Anforderun-

gen nicht zu einer Besserbewertung führen, 

die Erfahrungen in ÖPP-ähnlichen Strukturen akzeptiert 

werden, soweit nicht die Eignung- und Leistungsfähigkeit 

beeinträchtigt sind, 

anstelle einer verbindlichen Finanzierungszusage die Abga-

be einer grundsätzlichen Bereitschaftserklärung des Finan-

zierungsinstitutes verlangt werden. 
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2 . 7 . 4 A n f o r d e r u n g e n  b e i  E i n b i n d u n g  v o n  N a c h u n t e r -
n e h m e r n  

Im Rahmen der Eignungsprüfung des Teilnahmewettbewerbes kön-
nen von den Bewerbern auch Angaben zu den von ihnen voraus-
sichtlich eingesetzten Nachunternehmern abgefragt werden.34 Um 
den Bewerbern Sicherheit zu geben, sollten die verlangten Nach-
weise bereits bei Bekanntmachung der Ausschreibung detailliert 
bekannt gegeben werden. 

Regelmäßig werden im Zusammenhang mit der Nachunternehmer-
beauftragung folgende Erklärungen und Nachweise verlangt: 

Eine Nachunternehmererklärung, die Art und Umfang der an 
Nachunternehmer zu vergebenden Leistungen enthält. Zwar bezieht 
sich § 10 Nr. 5 Abs. 3 VOB/A nach seinem Wortlaut lediglich auf 
den zu übertragenden Leistungsteil, die Forderung nach der Angabe 
der Nachunternehmer ist aber zulässig.35

Einen Eignungsnachweis, der belegt, dass der Nachunternehmer 
nach Leistungsfähigkeit und Sachkunde für die Ausführung des 
Auftrages geeignet ist.  

Eine Verpflichtungserklärung der Nachunternehmer, die ent-
sprechend § 8a Nr. 10 VOB/A den Nachweis führt, dass der Bieter 
über die Mittel des Dritten verbindlich verfügen kann. Dazu ist es 
nicht erforderlich, dass eine rechtliche Beziehung zwischen ihm und 
dem kooperierenden Unternehmen besteht.36 Es genügt die Erklä-
rung des Nachunternehmers, dass er für die Auftragserledigung zur 
Verfügung stehe. 

Im Zusammenhang mit der Benennung von Nachunternehmern sei 
darauf hingewiesen, dass der öffentliche Auftraggeber den Teil-

                                                
34  Als Nachunternehmer werden an dieser Stelle diejenigen Unternehmen ver-

standen, die vom Auftraggeber für die jeweilige Aufgabenstellung als unbe-
dingt erforderlich angesehen und im Teilnahmewettbewerb speziell abgefragt 
werden. 

35  VK Sachsen-Anhalt, IBR 2005, 45 
36 EuGH NZBau 2004, 340, [342]; OLG Saarbrücken NZBau 2004, 690, [691]. 
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nahmewettbewerb auch dadurch dem Mittelstand erleichtern kann, 
dass Unternehmen bei verschiedenen Bewerbern als Nachunterneh-
mer eingesetzt werden können. Eine solche Mehrfachbewerbung
erhöht den für die Teilnahme an einem Projekt erforderlichen Vor-
bereitungsaufwand kaum, verbessert jedoch die Chancen der Nach-
unternehmer. Bei einer Mehrfachbewerbung muss sich allerdings 
der öffentliche Auftraggeber vergewissern, dass kein Verstoß gegen 
den Geheimwettbewerb durch die Kenntnis eines Bieters von meh-
reren Angeboten vorliegt.37

2 . 7 . 5 B e w e r b e r a u s w a h l   

Die Anzahl der Bewerber, die zur Abgabe eines Angebotes im Rah-
men des Verhandlungsverfahrens aufgefordert werden, darf nach 
§ 8a Nr. 4 VOB/A nicht unter drei liegen. Nach oben ist die Zahl 
hingegen unbeschränkt. 

Die Zahl der zur Verhandlung aufzufordernden Bieter sollte zur 
Erzielung von größtmöglichen Optimierungspotenzialen einen aus-
reichenden Wettbewerb sicherstellen und zur Reduzierung der 
Transaktions- und Verfahrenskosten auf beiden Seiten nicht zu hoch 
gewählt werden. Bei der Bestimmung der Anzahl der zur Abgabe 
eines Angebotes aufzufordernden Bewerber ist die Realisierung 
eines größtmöglichen Optimierungspotenzials und die Sicherstel-
lung eines ausreichenden Wettbewerbes gegen die Reduzierung der 
Transaktions- und Verfahrenskosten (geringerer Aufwand für die 
Auswertung der Angebote, ggf. weniger Verhandlungstermine) so-

                                                
37  BMVBS / DSGV (Hrsg): PPP-Handbuch, Berlin, April 2008, Kapitel 10.3. 

!!!! Hinweis:  

Auf Nachunternehmerebene darf von einer Nennung aller Pro-
jektbeteiligten bis in die zweite Nachunternehmerebene abge-

sehen werden. Zudem kann der Auftraggeber eine Mehrfachbe-

werbung von Nachunternehme  ermöglichen.  n
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wie der erhöhten Zuschlagschance der teilnehmenden Unternehmen 
abzuwägen. 

2 . 8 A u s s c h r e i b u n g  –  G e s t a l t u n g  d e s  V e r g a b e v e r f a h -
r e n s  

Auch bei der Gestaltung des Verhandlungsverfahrens ergeben sich 
für die Vergabestelle Möglichkeiten, die „Lauffähigkeit“ kleiner 
ÖPP-Projekte zu sichern sowie die Beteiligungschancen mittelstän-
discher Unternehmen an ÖPP-Vorhaben nachhaltig zu erhöhen. 

Die Komplexität von ÖPP-Projekten erfordert eine eindeutige und 
klar strukturierte Darstellung aller Informationen und Vorgaben, die 
für ein umfassendes Aufgabenverständnis und damit für eine zielge-
richtete Kalkulation erforderlich sind. Hiervon umfasst sind insbe-
sondere Angaben zur Bestandssituation, zu den zu erbringenden 
Leistungen sowie zu den vergaberechtlichen Anforderungen.  

Die Vergabeunterlagen enthalten i.d.R. folgende Bestandteile: 

!!!! Hinweis:  

In der Praxis hat sich die Aufforderung von etwa drei bis fünf 

geeigneten Bewerbern für das Verhandlungsverfahren etabliert. 
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Allgemeine Vergabeunterlage 

Rahmenbedingungen des Verfahrens, insbesondere: 

Regelungen zur Kommunikation mit der Vergabestelle (An-
sprechstelle, Form, Fragemöglichkeiten), ggf. Begehungs-
termine / Bieterkonferenz 

Zeitplanung des Vergabeverfahrens und gesetzte Fristen 

notwendige Erklärungen im Rahmen der Angebotsabgabe

Verfahrensstufen und jeweils erwartete Angebotstiefe 

sonstige Formalien zum Verfahren (z.B. Nutzungspflicht 
Formblätter, Kennzeichnungspflicht von Betriebsgeheim-
nissen, Exemplaranzahl und Paginierung von Angeboten) 

Regelungen zur Abgabe von Nebenangeboten, Bieterent-
schädigungen, Bietergemeinschaften 

Konkretisierung der Vergabekriterien und Offenlegung des 
Auswertungsverfahrens 

vom Auftragnehmer geforderte Sicherheiten und Garantien 

Regelungen zur Entgeltzahlung
Vertragsentwurf 

ÖPP-Projektvertrag und ggf. Teilverträge (Bau-, Finanzierungs-, 
Dienstleistungsverträge), Schiedsgutachterabrede, ggf. Muster 
einer Einredeverzichtserklärung  

Angebotsformblätter 

Vorgegebene Listen zur strukturierten Abfrage / Eingabe von 
Angebotsinhalten (z.B. Flächen, Personalplanungen, Leistungen, 
Kostenkalkulationen) und insbesondere von Entgeltforderungen 
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Bestandsinformationen  

Alle vorliegenden Informationen zum jeweiligen Gebäudebe-
stand: 

Lieferverträge 

Bestehende Nutzungsprofile 

vorhandene Gutachten, Voruntersuchungen 
Leistungsbeschreibungen 

Funktionale / outputorientierte Leistungsbeschreibungen zu allen 
geforderten Leistungen:  

Planung  

Bau / Sanierung  

Instandhaltung 

Betriebsleistungen 

Finanzierung
Sonstiges 

z.B. geplantes Nutzungsprofil der Immobilie 

!!!! Hinweis:  

Eine eindeutige und klar strukturierte Darstellung aller Informa-

tionen und Vorgaben erhöht die Qualität und Wirtschaftlichkeit 

der Angebote.  

Die digitale Bereitstellung von Listen und Formblättern zur Ab-

frage von Kernpunkten aus den Leistungsbestandteilen reduziert 

den Aufwand aller Beteiligten.  
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2 . 8 . 1 A l l g e m e i n e  V e r g a b e u n t e r l a g e  

Die allgemeine Vergabeunterlage stellt die zusammenfassende 
Klammer aller für das Vergabeverfahren notwendigen Unterlagen 
dar. In ihr werden die formalen Rahmenbedingungen der Angebots-
erstellung und -auswertung in verbindlicher Form vorgegeben. Ins-
besondere die im Folgenden aufgeführten Inhalte sind – bei entspre-
chender Ausgestaltung – geeignet, das Ziel einer breiteren Basis für 
kleine ÖPP-Projekte und einer erhöhten Mittelstandsbeteiligung zu 
erreichen. 

Zeitplanung 

Die ergebnisorientierte Art der Ausschreibung von ÖPP-Projekten, 
die ganzheitliche Übertragung von Leistungen und die Angebotsab-
gabe in einem Unternehmensverbund (Bietergemeinschaft) stellen 
an die Bieter wesentlich höhere Anforderungen in der Planung, 
Kalkulation, Koordination und der Zusammenstellung der Ange-
botsunterlagen als vergleichsweise bei der Angebotserstellung von 
GU- oder gewerkeweisen Vergaben. Daher sollte auch im Zuge der 
Angebotsphase den präqualifizierten Bietern ein ausreichend be-
messener Zeitraum für die Angebotserstellung eingeräumt werden, 
wobei beim Verhandlungsverfahren keine Angebotsfrist verbindlich 
vorgegeben ist.38 Die Gewährung von längeren Fristen kommt zwar 
allen Bewerbern zu Gute, kürzere Fristen schaden jedoch speziell 
den mittelständischen Unternehmen, da diese i.d.R. über geringere 
personelle Ressourcen verfügen.  

Die Wahl des Zeitrahmens hat entscheidenden Einfluss auf die An-
zahl der (mittelständischen) Marktinteressenten sowie auf die Qua-
lität der Angebote, insbesondere hinsichtlich formaler Vollständig-
keit und der Erzielung von Optimierungs- und Innovationspotenzia-
len. Insgesamt sollte der Zeitraum auf den Leistungstumfang und die 
Komplexität des Projektes abgestellt sein. 

                                                
38  § 18 Nr. 1 bis 3 VOB/A. 
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Angebotstiefe

Im Zuge des strukturierten Verhandlungsverfahrens ist i.d.R. eine 
stufenweise Konkretisierung der Angebote vorgesehen. Mit jeder 
weiteren Verfahrensstufe ist der Detaillierungsgrad der Angebote an 
die Spezifizierung der Leistungsanforderungen anzupassen. Dem-
entsprechend sollte bspw. die Planungstiefe mit jeder Angebotsstufe 
erhöht werden. Dadurch wird verhindert, dass bereits in der frühen 
Phase des Verfahrens ein unnötig hoher Aufwand entsteht.  

Nebenangebote 

In einem optimal strukturierten Verfahren sollte jeder Bieter die 
Möglichkeit erhalten, seine spezifischen Vorteile in den Wettbe-
werb einzubringen. Dazu kann es sinnvoll und notwendig sein, Ne-
benangebote zuzulassen, zu denen die Vergabestelle allerdings 
Mindestbedingungen definieren muss. In der Kommunikation mit 
den Bietern ist sicherzustellen, dass einerseits ein offenes, faires 
Verfahren garantiert wird, andererseits aber auch bieterindividuelle 
Ideen und Lösungen geschützt bleiben.  

Ein besonderer Vorteil lokaler mittelständischer Unternehmen liegt 
häufig in dem spezifischen Know-how, welches sie sich langfristig 
durch Aufträge des Projektgebers erworben haben. Insbesondere 
spezielle Orts- und Detailkenntnisse der Objekte z.B. aus früheren 
Aufträgen ermöglichen örtlichen / regionalen Unternehmen die pro-
jektimmanenten Risikofaktoren (wie bspw. Vandalismusschäden) 
einschätzen und darauf aufbauend bedarfsgerechte und effiziente 
Lösungskonzepte entwickeln und kalkulieren zu können.  

Die gesamte Angebotskonzeption und -kalkulation von lokalen / 
regionalen Unternehmen kann daher schärfer auf die Bedingungen 
und Anforderungen des konkreten Projektes ausgerichtet werden, 
als dies konkurrierenden Bietern von außerhalb der Region gelingen 
kann. Dieser Informationsvorsprung sollte sich dann aber auch in 
der Zulassung von Nebenangeboten und in der Festlegung der Ver-
gabekriterien niederschlagen.  
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Zuschlagskriterien 

Die Bewertung eines Angebotes entscheidet über den Zuschlag, 
weshalb für den potentiellen Auftragnehmer die Kenntnis der Krite-
rien und ihre Gewichtung durch den Auftraggeber von größter Be-
deutung sind. Die vorherige Bekanntgabe der Kriterien sichert dabei 
die unparteiische Durchführung des Vergabewettbewerbs. 

Der Zuschlag wird stets auf das wirtschaftlichste Angebot erteilt. 
Neben dem Preis können als weitere Kriterien für die Bewertung 
der Angebote etwa die Qualität, die Ästhetik, die Zweckmäßigkeit, 
die Umwelteigenschaft, die Betriebskosten, die Rentabilität, der 
Kundendienst und die technische Hilfe, der Lieferzeitpunkt und die 
Ausführungsfristen herangezogen werden.39

Die europäischen Vergaberichtlinien sehen vor, dass die Zuschlags-
kriterien, welche der Auftraggeber zu verwenden vorsieht, bereits in 
der Bekanntmachung und spätestens in den Verdingungsunterlagen 
mitgeteilt werden. Da sich aus der schlichten Nennung eines Krite-
riums häufig noch nicht ergibt, wie dieses bestmöglich zu erfüllen 
ist, werden regelmäßig sog. Unterkriterien gebildet.40 Der vergabe-
rechtlich vorgegebene Transparenzgrundsatz gebietet es, dass den 
Bietern alle Wertungskriterien – und damit auch die Unterkriterien 
– vollständig nebst deren Gewichtung im Vorfeld der Angebotsab-
gabe bekannt gegeben werden.41 Der Auftraggeber darf bei der Be-
wertung der Angebote daher keine Kriterien oder Gewichtungsrege-
lungen zur Anwendung bringen, die er den Bietern nicht zuvor zur 
Kenntnis gebracht hat.  

Öffentliche Auftraggeber sollten die Verpflichtung zur umfassenden 
Information über die vorgesehene Bewertung der Angebote aber 
nicht als Last, sondern vielmehr als Chance dafür sehen, dass die 
Unternehmen Angebote erarbeiten, welche optimal auf die in den 

                                                
39  Art. 53 Abs. 1 der Vergaberichtlinie 2004/18/EG. 
40  PPP Task Force im BMVBS / PPP-Initiative NRW (Hrsg.): PPP im Hochbau 

– Vergaberechtsleitfaden, Berlin, August 2007, Musterformular 13 
41  EuGH Urteil vom 24.01.2008 – Rs. C 532/06. / OLG München 
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Kriterien und ihrer Gewichtung zum Ausdruck kommenden Bedürf-
nisse und Zielsetzungen des Auftraggebers ausgerichtet sind.  

Insbesondere Unternehmen mit geringer ÖPP-Erfahrung sind darauf 
angewiesen, dass die Erwartungen des Auftraggebers detailliert 
offen gelegt werden. Für den Auftraggeber bedeutet dies hinsicht-
lich der Bewertungskriterien und deren Gewichtung, dass er für eine 
mittelstandsgerechte Ausgestaltung des Vergabeverfahrens eine 
möglichst umfassende und konkrete Aufstellung der für ihn maß-
geblichen Beurteilungspunkte sicherstellt. 

Auf Auftraggeberseite wird die Zugehörigkeit eines Unternehmens 
zum (ggf. sogar regionalen) Mittelstand häufig als mögliches Wer-
tungskriterium im Vergabeverfahren angesehen. Eine direkte Be-
vorzugung des Mittelstandes oder mittelständischer Bietergemein-
schaften gegenüber großen Unternehmen stellt jedoch ein sog. ver-
gabefremdes Kriterium dar.42 Ein solches Kriterium wäre nach § 97 
Abs. 4, 2. Halbsatz GWB nur aufgrund einer gesetzlichen Grundla-
ge zulässig, die es jedoch nicht gibt. Die allgemeinen wirtschaftspo-
litischen Erwägungen, wie die Förderung kleiner und mittlerer Un-
ternehmen, gehören ebenso wenig wie die Unterstützung ortsansäs-
siger Unternehmen als kommunale Wirtschaftsförderung zu den 
Kriterien, auf die eine Vergabeentscheidung nach öffentlicher Aus-
schreibung gestützt werden kann.43

Im Ergebnis ist also festzustellen, dass eine Bevorzugung von mit-
telständischen Unternehmen allein wegen ihrer Zugehörigkeit zu 
dieser Unternehmenskategorie nicht gerechtfertigt ist.44

                                                
42  Dreher in Immenga / Mestmäcker, Rn. 102 zu § 97 GWB. 
43  BGH, Urteil vom 17.02.1999 – X ZR 101/97 = NJW 2000, 137, „Kranken-

hauswäsche“. 
44  Vgl. Immenga / Mestmäcker, a.a.O. 
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2 . 8 . 2 G e s t a l t u n g  d e s  P r o j e k t v e r t r a g e s  

Bestandteil der mit der Aufforderung zur Abgabe eines Angebotes 
an die präqualifizierten Unternehmen zu versendenden Ausschrei-
bungsunterlagen sollte auch der Entwurf eines Projektvertrages 
sein.  

Dieser Vertragsentwurf beinhaltet in ausformulierter Form alle für 
eine vertragliche Zusammenarbeit notwendigen Regelungen und 
dient als inhaltliche Klammer zwischen den der Angebotsbearbei-
tung zugrunde gelegten Vergabeunterlagen und dem Angebot des 
Bieters. Insoweit sollte der Vertragsentwurf umfassend und ab-
schließend formuliert sein. Lediglich einzelne Teilbereiche können 
– wenn das konkrete Projekt es zulässt – Gegenstand der Angebots-
wertung, der anschließenden Verhandlung und ggf. einer Angebots-
überarbeitung sein.  

Der Vertragsentwurf sollte möglichst auf aktuellen standardisierten 
Vorlagen aufbauen. Hierzu stehen seitens der Kompetenzzentren der 
Länder, insbesondere der PPP-Task Force NRW, umfangreiche Ma-

!!!! Hinweis:  

Die Fristen für die Erarbeitung der Angebote sind vergaberecht-

lich nicht festgelegt. Im Interesse einer breiten Beteiligung auch 

kleiner und mittlerer Unternehmen sollte i.d.R. die Angebotsfrist 

nicht deutlich unter 90 Tagen angesetzt werden. 

Die Zulassung von Nebenangeboten kann geeignet sein, die spe-

ziellen Kenntnisse und Fähigkeiten mittelständischer Unterneh-

men in den Angeboten abzufragen. 

Eine detaillierte Festlegung der Bewertungskriterien und ihrer 

Gewichtung ist Voraussetzung dafür, dass die Unternehmen An-
gebote erarbeiten, welche optimal auf die in den Kriterien und 

ihrer Gewichtung zum Ausdruck kommenden Bedürfnisse und 

Zielsetzungen des Auftraggebers ausgerichtet sind. 
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terialien zur Verfügung. Diese Vorlagen haben allerdings keinen 
allgemeingültigen Charakter, sondern sind in jedem Fall den pro-
jektspezifischen Besonderheiten anzupassen. 

Wesentliches Element des Projektvertrages ist die Regelung der 
vorgesehenen Risikoverteilung zwischen dem öffentlichen Auftrag-
geber und dem privaten Partner. Bei ÖPP-Projekten gilt der Grund-
satz der ökonomischen Risikoverteilung. Es sollte die Vertragspar-
tei die Risiken tragen, die sie am besten beeinflussen kann.45 Eine 
nicht sachgerechte Risikoverlagerung kann nicht nur zu Mehrkosten 
führen, sondern auch dazu, dass die Bereitschaft von Unternehmen 
zur Teilnahme am ÖPP-Verfahren erheblich sinkt.  

Bei einer unangemessenen Risikostruktur werden sich insbesondere 
Mittelständler schwer tun, eine finanzierende Bank zu finden.  

2 . 8 . 3 A n g e b o t s f o r m b l ä t t e r   

Die Abfrage von Kernpunkten aus den Leistungsbereichen durch 
vorgegebene Listen und Formblätter kann eine wesentliche Hilfe 
für die Bieter sein. Auch das Voranstellen einer „Orientierungshil-
fe“ als Kurzbeschreibung der einzelnen Bestandteile der Vergabeun-
terlage – verbunden mit einer Checkliste zur Angebotsabgabe, d.h. 
welche Unterlagen und Angaben vorgelegt werden müssen und an 
welchen Stellen Unterschriften zu leisten sind – kann mittelständi-
schen Unternehmen, insbesondere bei erstmaliger Beteiligung an 

                                                
45  Vgl. vertiefend BMVBS / DSGV (Hrsg): PPP-Handbuch, Berlin, April 2008, 

Kapitel 3.3. 

!!!! Hinweis:  

Eine abschließende Ausformulierung des Projektvertrages – auf 

Grundlage standardisierter Vorlagen – dient einem klaren Auf-

gabenverständnis aller Beteiligten und reduziert den beider-

seitigen Abstimmungsbedarf. 
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ÖPP-Vergabeverfahren, die Zusammenstellung der geforderten 
Leistungen und Unterlagen erleichtern.  

Die Standardisierung der formalen Anforderungen zur Angebotsab-
gabe sowie einheitliche Muster bzgl. Art und Form der bereitge-
stellten Checklisten zur Angebotserstellung und -strukturierung 
senken die Einstiegshürden mittelständischer Unternehmen und 
reduzieren auf Auftraggeberseite den Aufwand bei der Ange-
botsauswertung (vgl. Abbildung 10).  

Die Bereitstellung der Vergabeunterlagen kann in Form von Doku-
menten (Ausdruck / Kopie) oder in Form von veränderungsge-
schützten Dateien z.B. auf CD / DVD erfolgen. Die zur Angebots-
abgabe geforderten Formblätter sollten allerdings zur Arbeitser-
leichterung auch in einem verarbeitungsfähigen Dateiformat (bspw. 
Word- / Excel-Dokument) zur Verfügung gestellt werden. 

Neben der Bereitstellung der Formblätter und Checklisten sollten 
den Bietern, analog zum Teilnahmewettbewerb, die Möglichkeit 
gegeben werden über anonymisierte Frage- / Antwortkataloge Fra-
gen zum Verfahren und der Leistungserbringung zu stellen. Diese 
sollten in regelmäßigen Abständen, zuletzt max. eine Woche vor 
Fristende, allen Bietern zugesendet werden, um Unklarheiten bzgl. 
des Aufgabenfeldes, der einzureichenden Unterlagen etc. zeitnah zu 
klären und die durch § 97 Abs. 2 GWB geforderte Gleichbehand-
lung aller Bewerber sicherzustellen. 

Die Bereitstellung der anonymisierten Fragen und Antworten an alle 
Bieter kann auch über eine Internetplattform erfolgen.  
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Checkliste Angebotsabgabe

erfüllt / 
Vermerk / 

Notiz

Termine

Abgabetermin
Datum 15.07.2009
Uhrzeit bis 12:00 Uhr

Adresse / Name Stadt Musterstadt
Vergabestelle
Herr Peter Beispiel
Rathaus, Zi 345
12345 Musterhausen

Formalien

Angebotsabgabe
persönliche Abgabe nicht erforderlich
"Angebotsaufkleber" nicht erforderlich
verschlossen JA

Geforderte Anzahl 2 Originale
1 Kopiervorlage

Geforderte Erklärungen
Bietergemeinschaftserklärung / Vollmacht alle Mitglieder der Bietergemeinschaft
Angebot bevollmächtigter Vertreter
Formblatt Entgeltforderung bevollmächtigter Vertreter

Inhalte

Pläne
Lageplan M 1:1.000
Grundrisse, Schnitte, Ansichten M 1:100
…

Konzepte
Betriebs- und Instandhaltungskonzept
Energiekonzept
Brandschutzkonzept genehmigungsfähig
…

Erläuterungen
Bericht zu wesentlichen technischen und baulichen Qualitäten
Einhaltung Schallschutz
…

Berechnungen
Flächenberechnungen nach DIN 277
Energieverbrauch gemäß ENEV
…

Angebotsformblätter
Ausführungasarten und Qualitäten
Finanzielle Eckdaten
…

Sonstiges
Detailterminplanung
Mittelherkunfts- und -verwenndungsplan
…

Abbildung 10: Auszug einer Checkliste – Beispiel  



60606060  

3 H i l f e s t e l l u n g e n  f ü r  m i t t e l s t ä n d i s c h e  U n t e r -
n e h m e n  z u r  B e t e i l i g u n g  a n  Ö P P - P r o j e k t e n  

Im Rahmen der Diskussion um den wachsenden Markt von ÖPP-
Projekten und einer breiteren Basis für Projekte mit geringerem 
Volumen (vgl. Kapitel 1) überlegen zunehmend auch mittelständi-
sche Unternehmen, in diesem Marktsegment aktiv zu werden, um 
die Potenziale dieser Beschaffungsform zu nutzen. Zentrale Fragen, 
die sich in diesem Zusammenhang stellen, lauten: 

Welche strategische Ausrichtung ist für einen erfolgreichen 
Markteintritt notwendig? 

Welche ÖPP-Projekte sind für kleine und mittlere Unterneh-
men geeignet? 

Auf welcher Ebene und in welchem Einsatzgebiet können sich 
kleine und mittlere Unternehmen an ÖPP-Projekten beteili-
gen? 

Welche Vorteile können Netzwerke mit potenziellen Koopera-
tionspartnern bieten? 

Wie erfährt man von ÖPP-Projekten? 

3 . 1 E r s c h l i e ß u n g  d e s  M a r k t s e g m e n t e s  Ö P P  

Die grundlegenden rechtlichen, politischen und wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen einer Öffnung des ÖPP-Marktes für mittel-
ständische Unternehmen sind – wie in Kapitel 1.2 erläutert – vor-
handen.46 Damit sind wichtige Grundlagen für die Beteiligung mit-
telständischer Unternehmen an ÖPP-Projekten gewährleistet. Die 
durch die privaten Unternehmen selbst zu gestaltenden Handlungs-
spielräume einer Markterschließung werden in den folgenden Kapi-
teln erläutert. In diesem Zusammenhang werden insbesondere die 
möglichen Ziele mittelständischer Unternehmen – wie z.B. die Aus-

                                                
46  Vgl. Mittelstandsinitiative des Bundesministeriums für Wirtschaft und Tech-

nik, http://www.bmwi.de/BMWi/Navigation/Mittelstand/ 
mittelstandsinitiative.html 
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sicht auf langfristige und rentable Geschäftsbeziehungen oder die 
Stärkung der eigenen Marktposition über originäre Geschäftsfelder 
hinaus – sowie die individuellen unternehmerischen Rahmenbedin-
gungen mit Blick auf die Anforderungen aus ÖPP-Vorhaben be-
trachtet.  

Der folgende Überblick enthält Fragestellungen zur Prüfung der 
Eignung von ÖPP-Projekten, die als Teil der strategischen Ge-
schäftsentwicklung betrachtet und geprüft werden sollten. 
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Prüfschritte und Fragestellungen Quelle / Medium

Strategie

Sollen neue Geschäftsfelder aufgebaut oder bestehende gesichert 
werden?

Besteht die Bereitschaft zur langfristigen Bindung?

Wo werden Einsatzfelder (Beteiligungsebene) im PPP-Markt 
gesehen?

Wie werden Chancen und Risiken bei einer Beteiligung an PPP-
Vorhaben beurteilt?

Qualifikation und Kapazitäten

Welche Kompetenzen und Personalressourcen sind vorhanden?

Sollen zusätzliche Kompetenzen und Personalressourcen 
aufgebaut werden?

Welche organisatorischen Voraussetzungen sind zu erfüllen?

Sind finanzielle Ressourcen zur Marktteilnahme vorhanden?

Worauf muss sich das Unternehmen einstellen (Verfahrensablauf, 
notwendige externe Unterstützung, Risikoverteilung, Vorlaufkosten 
etc. )?

Erfahrungsaustausch

Welche Erfahrungen haben Unternehmen mit PPP gemacht?

Welche Stolpersteine und Entwicklungsmöglichkeiten werden 
gesehen?

Netzwerke / Kooperationen

Kommen Kooperationen mit anderen Marktteilnehmern in Frage?

In welchen Bereichen kann eine Kooperation hilfreich sein?

Mit welchen Partnern kann eine gemeinsame Strategie entwickelt 
werden?

Marktrecherche

Welche Projekte sind bereits realisiert worden?

Welche ÖPP-Projekte eignen sich für mittelständische 
Unternehmen?
Welche Projekte werden im entsprechenden Einsatzgebiet derzeit 
initiiert?

Kammern:  
- Handwerkskammern 
- Handwerkskammertage
- IHK / -Vereinigungen

Verbände:
- BVMB
- HV Dt. Bauindustrie
- Bauindustrieverbände
- Baugew. Verbände
- ZDB
- BWI

Presse, Literatur:
- Tagesmedien
- Newsletter
- Internet
- Fachliteratur

PPP-Veranstaltungen, z.B.:
- PPP-Convent
- Symposium Bau, Weimar
- Mittelstandsdialog MWME 
etc.

Workshops / Seminare

Ausschreibungs- / PPP-
Plattformen, Informationen 

aus der Politik, Presse, PPP-
Task Forces

Abbildung 11:  Prüfschritte für die Erschließung des Marktsegmen-
tes ÖPP 
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3 . 1 . 1 S t r a t e g i s c h e  A u s r i c h t u n g  

Einer der wichtigsten Unterschiede zwischen ÖPP und herkömmli-
chen Beschaffungsvarianten ist der Lebenszyklusansatz, aus dem 
eine umfassende Verantwortungsübertragung auf privatwirtschaftli-
che Unternehmen für einen Zeitraum von bis zu 30 Jahren resultiert. 
Diese Verantwortungsübertragung setzt das Eingehen langfristiger 
vertraglicher Bindungen voraus. Die Absicht, als mittelständi-
sches Unternehmen in das Geschäftsfeld ÖPP einzutreten, erfordert 
daher in einem ersten Schritt die grundsätzliche Bereitschaft, diese 
Bindungen einzugehen. 

Ein wesentlicher Vorteil einer langfristigen Vertragsbeziehung kann 
darin liegen, dass über einen langen Zeitraum eine kontinuierliche 
Auslastung der Unternehmenskapazitäten gewährleistet ist. Diese 
Sicherheit wiederum kann im Falle einer in diesem Zeitraum anste-
henden Unternehmensnachfolgeregelung einen deutlichen Mehrwert 
bzw. einen höheren Marktwert des Unternehmens darstellen. Ande-
rerseits ist die Möglichkeit eines erschwerten Ausstiegs aus dem 
ÖPP-Projekt in Folge ungeklärter Unternehmensnachfolgen zu be-
achten. 

Liegt die Bereitschaft zur langfristigen Bindung vor, muss grund-
sätzlich geprüft werden, auf welcher Beteiligungsebene konkrete 
Einsatzmöglichkeiten gesehen werden. Die nachfolgende Grafik 
zeigt die grundlegenden Beziehungen zwischen der Öffentlichen 
Hand und dem privaten Partner für Einsatzmöglichkeiten auf 

der ersten Ebene – als alleiniger Hauptauftragnehmer oder 
durch den Zusammenschluss mehrerer Kooperationspartner in 
Form einer Bewerber- / Bietergemeinschaft und auf 

der zweiten Ebene – als direkt beauftragter Nachunternehmer 
des ÖPP-Vertragspartners. 
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Abbildung 12: Grundmodell einer Auftraggeber- Auftragnehmer-
struktur in ÖPP-Projekten 

Je nachdem, auf welcher Ebene der Markteintritt erfolgen soll, stel-
len sich unterschiedliche Anforderungen an Kapazitäten, Qualifika-
tion und Management Know-how.47

Im Falle einer Beteiligung auf erster Ebene – als Hauptauftrag-
nehmer oder als Bewerber- / Bietergemeinschaft – sind alle Leis-
tungsbereiche (Planung, Bau, Finanzierung und Betrieb) aus einer 
Hand bzw. aus einem Verbund von Unternehmen – ggf. unter Ein-

                                                
47  Weitergehende wissenschaftliche Ausführungen zu diesem Thema finden sich 

in Schaedel, Volker: “PPP als strategisches Geschäftsfeld mittelständischer 
Bauunternehmen”, in Schriftenreihe der Professur Betriebswirtschaftslehre 
im Bauwesen, Bauhaus-Universität Weimar (Hrsg.), Weimar 2008 
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bindung von Nachunternehmern der zweiten Ebene – zu erbringen. 
Sie sind direkte Vertragspartner des öffentlichen Auftraggebers und 
haben im Vergabeverfahren auf Grundlage der ergebnisorientierten 
Leistungsanforderungen ein vollständiges und überschneidungsfrei-
es Angebot über die gesamte Vertragslaufzeit zu kalkulieren und 
abzugeben.  

Erfolgt ein Zusammenschluss zu einer Bietergemeinschaft, emp-
fiehlt es sich, einen Verantwortlichen zu benennen, der zentraler 
Ansprechpartner des öffentlichen Auftraggebers ist und der die 
Leistungen innerhalb der Bietergemeinschaft koordiniert (vgl. 
Abbildung 14). 

Im Hinblick auf eine Einschätzung der Chancen und Risiken einer 
Beteiligung auf der ersten Ebene, sind unter anderem folgende As-
pekte abzuwägen: 

Chancen einer Beteiligung auf erster Ebene

gleichmäßige Auftragsauslastung

langfristig planbare Einsatzmöglichkeiten

regelmäßige Zahlungseingänge

zusätzliche Gewinnerwartungen

aus Vergaben an Subunternehmer

Projektsteuerung

Bilanzierung

verbessertes Marketing

höherer Bekanntheitsgrad

Medien

positives Image

Know-how Zugewinn

Erfahrungen in einem neuen Sektor

bei ARGE durch Transparenz und gegenseitige Offenlegung der Kalkulation
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Risiken einer Beteiligung auf erster Ebene

langfristige Bindung vs. unternehmerische Gestaltungsfreiheit
� eingeschränkte Ausstiegsmöglichkeiten

wirtschaftliches Risiko durch Fehlkalkulation mit langfristigen Auswirkungen
� vergleichsweise kurze Kalkulationsfrist
� wenig Anpassungsmöglichkeiten
� Liquiditätsengpässe

Risiken aus gesamtschuldnerischer Haftung
� z.B. bei nicht vollständiger Durchreichung von Haftungsrisiken

ggf. Einschränkung des Liquiditätsspielraums für sonstige Einsatzfelder
� Bindung von Kapital
� Begrenzung des Kreditlimits  

Abbildung 13: Chancen und Risiken einer Beteiligung an ÖPP 

 

Für mittelständische Unternehmen, für die eine Beteiligung auf der 
ersten Ebene aus strategischen Gründen nicht in Frage kommt, kann 
die Beteiligung auf der zweiten Ebene, als Nachunternehmer des 
ÖPP-Vertragspartners, eine wirtschaftlich sinnvolle Alternative 
darstellen. Für Nachunternehmer kann insbesondere die Chance auf 
eine gleichmäßige Auftragsauslastung für die strategische Entschei-
dung zur Teilnahme an ÖPP-Projekten entscheidend sein. Im Ver-
gleich zur Beteiligung auf der ersten Ebene sind bei den Nachunter-
nehmern die Haftungsrisiken (aber auch die Gewinnerwartungen) 
geringer. Risiken, die über jene einer konventionellen Auftragsab-
wicklung hinausgehen, bestehen auf dieser Beteiligungsebene nicht. 

3 . 1 . 2  Q u a l i f i k a t i o n  u n d  K a p a z i t ä t e n  

Angesichts der Langfristigkeit der Verpflichtungen ist es notwen-
dig, die Auswirkungen bestimmter baulicher und technischer As-
pekte auf die künftigen Betriebskosten sowie die möglichen Flexibi-
litäten und Nutzungsänderungen differenziert bewerten und kalku-
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lieren zu können.48 Daraus ergeben sich spezifische Anforderungen 
wie z.B. an das Fachwissen in der lebenszyklusorientierten Pla-
nung und Kalkulation von Leistungen. 

Bislang verfügen nur wenige mittelständische Unternehmen über 
Erfahrungen mit ganzheitlichen Planungen und der Umsetzung von 
ÖPP-typischen Leistungselementen. Allerdings gibt es viele kleine 
und mittlere Unternehmen, die aufgrund der bisher für die Öffentli-
che Hand durchgeführten Aufträge und der hierdurch gewonnenen 
Expertise, in einem oder mehreren der genannten Teilbereiche aus-
gezeichnete Kenntnisse besitzen.49  

Die (in den meisten Projekten) konzeptoffene Beschreibung der 
geforderten ÖPP-Leistungen ermöglicht dem ÖPP-Auftragnehmer, 
den Leistungsinhalt eigenständig effizient über den gesamten Le-
benszyklus zu planen und zu kalkulieren und hierüber eigenes Op-
timierungs- und Innovationspotential zu identifizieren und einzu-
bringen. Diese weitreichende Konzeptionsfreiheit ist allerdings mit 
einem hohen Planungs- und Bearbeitungsaufwand zur Erfüllung des 
geforderten Outputs verbunden. 

Neben der planerischen, baulichen und betrieblichen Leistungserfül-
lung hat der ÖPP-Partner auch bei der Strukturierung der Finanzie-
rung des Projektes mitzuwirken und seine immobilienbezogenen 
Finanzierungskenntnisse einzubringen.  

Im Vorfeld eines ÖPP-Engagements ist je nach geplantem Einsatz-
bereich zu prüfen, ob ausreichende personelle Kapazitäten wäh-
rend der Akquisition und in der gesamten Vertragslaufzeit zur Auf-
tragserfüllung zur Verfügung stehen oder kurzfristig aufgebaut wer-
den können. Hohe Anforderungen ergeben sich bei einer Beteili-
gung auf der ersten Ebene insbesondere an die Projektorganisation. 

                                                
48  Vgl. Deutsches Institut für Urbanistik (Hrsg.): PPP Projekte – Eine aktuelle 

Bestandsaufnahme in Bund, Ländern und Kommunen, Berlin, September 
2005, S. 99. 

49  ebenda, S. 11, 41, 92, 95. 
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Abbildung 14: Struktur eines Bieters / einer Bietergemeinschaft – 
Beispiel 

Die Abbildung zeigt beispielhaft zwei Hauptebenen, auf denen die 
Partner eines gemeinsamen Angebotes kooperieren, die Hauptauf-
tragnehmerebene und die Nachunternehmerebene. Im Zentrum ste-
hen die Verantwortlichen für die Leistungsbereiche Planung, Bau, 
Betrieb und Finanzierung, die die Hauptauftragnehmerebene dar-
stellen. Je nachdem, ob es sich hierbei um vier einzelne Unterneh-
men oder weniger handelt und welche Leistungen jeweils in diesen 
Unternehmen abgebildet werden können, wird sich auch der Um-
fang der Einbindung von Nachunternehmern verändern.

Für die Steuerung aller Leistungsbereiche sollte ein „Projektkoordi-
nator“ benannt werden, der auch zentraler Ansprechpartner gegen-
über dem Auftraggeber ist. Diese Funktion kann durch ein ausfüh-
rendes Unternehmen der Bietergemeinschaft oder durch einen zu-
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sätzlichen Partner wahrgenommen werden, dessen alleinige Aufga-
be die Organisation und Steuerung der Partner untereinander ist. 

Über die Projektkoordination hinaus sind Kapazitäten in den Berei-
chen  

kaufmännische Betriebsführung  
(interne und externe Fakturierung, Bilanzierung etc.) 

technische Ausstattung für die Auftragserfüllung 
(z.B. Planungs- und Kalkulationssoftware, CAFM, Rufbereit-
schaften, Hotlines, geeignete Bau- und Betriebsmittel, ggf. 
Fuhrpark etc.) 

betriebswirtschaftliche Erfahrung  
(Wirtschaftlichkeitsberechnungen, Investitionsrechnungen, 
Kalkulation aller immobilienrelevanten Kostenbestandteile 
während des gesamten Lebenszyklus etc.) 

vorzuhalten. 

Neben diesen personellen und technischen Kapazitäten sind auf-
grund der relativ hohen Vorlaufkosten im Vergleich zu konventio-
nellen Auftragsvergaben insbesondere bei der Angebotserstellung 
aber auch langfristig finanzielle Ressourcen zur Marktteilnahme 
erforderlich. Auf der privaten Seite entstehende Angebotskosten 
werden bei nicht erfolgreicher Teilnahme am Verfahren im Regel-
fall nur teilweise durch die öffentlichen Auftraggeber ausgeglichen 
(vgl. Kapitel 2.4). 

Kleine und mittlere Unternehmen, die sich an Projekten mit einre-
defreier Forfaitierung beteiligen möchten, haben zu klären, ob die 
aus dieser Finanzierungsform resultierenden Anforderungen der 
finanzierenden Banken erfüllt werden können. Diese stellen in der 
Bauzeit auf das ausführende Bauunternehmen ab und prüfen in ers-
ter Linie, wie das Unternehmen organisatorisch und in Bezug auf 
seine Kapazitäten aufgestellt ist, ob eine entsprechende Wirt-
schaftskraft vorliegt, um die Bauleistungen in der erwarteten Bau-
zeit erbringen zu können und ob Liquiditätsengpässe während dieser 
Zeit zu erwarten sind. Zum Zeitpunkt der Umstellung von der    
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Bauzeit- auf die Langfristfinanzierung und der Erklärung des Einre-
deverzichts durch die Öffentliche Hand, stellt die Bank auf die Bo-
nität der Kommune ab. Das Hauptrisiko aus Sicht der Bank liegt 
also im Zeitrahmen der Baufertigstellung. In der Regel wird in die-
sem Rahmen das Einbringen von Eigenkapital zur Vorfinanzierung 
der Bauleistungen gefordert. 

Bei anderen Finanzierungsalternativen kann die Bindung von Ei-
genkapital des privaten Partners auch langfristig erforderlich sein, 
vgl. dazu auch Kapitel 2.5 Finanzierung. 

3 . 1 . 3 E r f a h r u n g s a u s t a u s c h

So erprobt und teilweise standardisiert die Werkzeuge und Mecha-
nismen von ÖPP mittlerweile auch sind, so erfordert jedes Angebot 
individuelle Lösungen. Die Möglichkeiten, mit den jeweiligen An-
forderungen umzugehen, sind so vielfältig wie die Projekte selbst. 
Die zum Thema ÖPP veröffentlichten Hilfsmittel (Leitfäden etc.) 
können nur die Grundzüge der Methodik erläutern und Beispiele für 
Lösungsansätze bieten. Die konkrete Ausgestaltung muss in jedem 
Einzelfall austariert und verhandelt werden.  

Vor diesem Hintergrund ist für Unternehmen, die sich das Segment 
neu erschließen wollen ein Austausch mit anderen Unternehmen, die 
hier bereits Erfahrungen haben sammeln können, von großem Nut-
zen. Von diesen Erfahrungen profitieren zu können, trägt wesentlich 
dazu bei, den Aufwand für einen Markteintritt zu reduzieren. 

Der Erfahrungsaustausch kann auf vielfältige Weise erfolgen. Zum 
Teil werden Erfahrungsberichte in Publikationen veröffentlicht. 
Wesentlicher sind aber in jedem Fall die verschiedenen Vortrags-
reihen, Symposien und ÖPP-Veranstaltungen, da hier die jeweiligen 
Akteure der Auftraggeber- und Auftragnehmerseite in unmittelbaren 
Diskussionen ihre Erfahrungen austauschen. Hier können Kontakte 
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geknüpft und in persönlichen Gesprächen auch individuelle Themen 
und Informationen diskutiert werden.50

3 . 1 . 4 N e t z w e r k e  u n d  K o o p e r a t i o n e n  

Grundlegend für den Erfolg des Markteintritts ist auf beiden Betei-
ligungsebenen eine frühzeitige Netzwerkbildung. Sind zur Erbrin-
gung des komplexen Leistungsbildes von ÖPP-Projekten keine aus-
reichenden Kapazitäten im eigenen Unternehmen vorhanden und 
können nicht alle Leistungsbereiche fachlich abgedeckt oder kurz-
fristig aufgebaut werden, sind strategische Partnerschaften zur Er-
gänzung dieser fehlenden Ressourcen sinnvoll. Stehen diese Part-
nerschaften der Geschäftsstrategie nicht entgegen, bieten Koopera-
tionen auf horizontaler Ebene (mit Unternehmen der gleichen Bran-
che) oder auf vertikaler Ebene (mit Unternehmen aus anderen Sek-
toren) die Möglichkeit, eine optimale Ausrichtung auf das geforder-
te Leistungsspektrum des jeweiligen Vorhabens zu erreichen. Hilfe-
stellungen bei der Bildung von Kooperationen und der Vorbereitung 
von Vergabeverfahren bietet hier die PPP-Task Force NRW im 
Rahmen einer Frühphasenberatung.51

Als Verantwortliche in den Leistungsbereichen werden gemäß der 
Abbildung 14 die Unternehmen auf Hauptunternehmerebene be-
zeichnet, die für die Leistungsbereiche Planung, Bau, Betrieb und 
Finanzierung verantwortlich sind. Vor dem Hintergrund der optima-
len Ausrichtung auf die Projekterfordernisse ist es wichtig, Partner-
schaften so aufzubauen, dass neben den originären Leistungen Pla-
nung, Bau und Betrieb sowie Finanzierung der Investitionen auch 
Kompetenzen in gewerke- und phasenübergreifenden Aufgaben 

                                                
50  Eine Übersicht aktueller PPP-Veranstaltungen findet sich auf der Internetsei-

te der Deutschen Bauindustrie (vgl. Anhang): http://www.ppp-plattform.de 
51  Weitere Hilfestellungen bieten u.a. das Land Baden-Württemberg 

(www.dienstleistungsoffensive.de), die HafenCity Universität in Hamburg 
und die Handwerkskammer Hamburg im Rahmen der Forschungsinitiative 
ZukunftBAU (www.ppp-handwerk.de) sowie die Handwerkskammern im All-
gemeinen. 
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sowie für kaufmännische und Managementtätigkeiten vorhanden 
sind. 

Folgende Qualifikationen und Ausstattungen sind entweder durch 
eigene Ressourcen, durch die Ressourcen von Kooperationspartnern 
oder eventuell durch externen Sachverstand abzubilden: 

notwendige Qualifikationen / Ausstattungen empfohlene Zuordnung

Projektkoordination

Projektorganisation möglichst ein Verantwortlicher 
(Projektkoordinator)

gewerke- und phasenübegreifende Steuerung möglichst ein Verantwortlicher 
(Projektkoordinator)

Lebenszyklusorientierung

lebenszyklusorientierte Planung Verantwortliche in den Leistungsbereichen und 
Projektkoordinator

lebenszyklusorientierte Kalkulation Verantwortliche in den Leistungsbereichen und 
Projektkoordinator

Betriebswirtschaftliche Erfahrung

Investitions- und Wirtschaftlichkeitsberechnung Verantwortliche in den Leistungsbereichen

Kalkulation immobilienbezogener Betriebskosten Verantwortliche in den Leistungsbereichen

kaufmännische Betriebsführung Verantwortliche in den Leistungsbereichen

Finanzierung

immobilienbezogenes Finanzierungswissen möglichst ein Verantwortlicher oder externer 
Sachverstand

Finanzierungs- und Steuerrecht externer Sachverstand (falls nicht im 
Unternehmen vorhanden)

Rechtliche Grundlagen

Vertragsgestaltung und -verhandlungen externer Sachverstand (falls nicht im 
Unternehmen vorhanden)

Vergaberecht externer Sachverstand (falls nicht im 
Unternehmen vorhanden)

Gesellschaftsrecht externer Sachverstand (falls nicht im 
Unternehmen vorhanden)

Technische Grundlagen

Planungs- und Kalkulationssoftware Verantwortliche in den Leistungsbereichen

Facility Management Software Verantwortlicher für das FM

Rufbereitschaft, Hotlines etc. Verantwortlicher für das FM

Abbildung 15: Zuordnung von Qualifikationen in einer Kooperation 
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3 . 1 . 5 M a r k t r e c h e r c h e

Die Auswahl eines geeigneten Projektes sollte sich nach der indivi-
duellen Leistungsfähigkeit und dem Erfahrungshintergrund des Un-
ternehmens bzw. der Bewerber- / Bietergemeinschaft richten. Die 
Eignung eines Projektes lässt sich an folgenden wesentlichen Krite-
rien prüfen: 

Art des Vorhabens
Je nach Sektor (Verwaltung, Bildung, Freizeit, Kultur, Ge-
sundheitswesen, Justiz, Verkehrsinfrastruktur etc.) und Kom-
plexität des Projektes ergeben sich unterschiedlich ausgepräg-
te Anforderungen an die Sachkunde und Leistungsfähigkeit. 
Projekte im Bereich Gesundheitswesen oder Justiz erfordern 
beispielsweise andere und spezifischere technische und be-
triebliche Erfahrungen als Projekte im Bildungsbereich. Bei 
der Beurteilung sollte das eigene Fachwissen nicht überschätzt 
werden. 

Entfernung zum Ort der Leistungserfüllung
Insbesondere im Rahmen der betrieblichen Leistungen wird 
i.d.R. eine häufige Präsenz am Ort der Leistungserfüllung er-
forderlich sein. Die räumliche Nähe des Projektes zum Sitz 
des Unternehmens ist daher sowohl für die Kalkulation z.B. 
durch genaue Kenntnisse des örtlichen Umfeldes, aber insbe-
sondere auch im Rahmen der Leistungspflicht von Vorteil. 

Art und Umfang der baulichen Leistungsanforderung  
Jedes Unternehmen verfügt aus seiner Entwicklung heraus    
über exakte Kenntnisse der eigenen Leistungsgrenzen in den 
jeweiligen Bereichen (Bau- / Investitionsvolumen, Umfang 
der Instandhaltung, Anzahl der Gebäude und Anlagen, Sanie-
rung vs. Neubau etc.). Wie bei der konventionellen Ange-
botsauswahl und -erstellung sollten diese Grenzen in jedem 
Fall beachtet werden. Darüber hinaus sind die eigenen Erfah-
rungen hinsichtlich der Art der Leistungsanforderung zu be-
achten. Insbesondere Sanierungsprojekte erfordern spezielle 
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Erfahrungen, wenn eine langfristige Verantwortung schon in 
der Kalkulation berücksichtigt werden muss.  

Art und Umfang der Betriebsleistungen 
Analog zu den baulichen Leistungen sollten die Leistungs-
grenzen und spezifischen Erfahrungen auch bei den Betriebs-
leistungen (Reinigungs- und Hausmeisterdienste, Medienver- 
und -entsorgung, Pflege und Reinigung der Außenanlagen, 
Winterdienst etc.) beachtet werden. 

3 . 2 B e t e i l i g u n g  a n  Ö P P - P r o j e k t e n  a u f  e r s t e r  E b e n e  

Wie die Erfahrungen der letzten Jahre deutlich zeigen, ist die Betei-
ligung an ÖPP-Vorhaben aufgrund des breiten Aufgabenspektrums 
i.d.R. nur im Rahmen von Kooperationen möglich. Ist ein Unter-
nehmen also finanziell und personell nicht in der Lage, die Anfor-
derungen eines ÖPP-Projektes im eigenen Unternehmen abzubilden, 
so besteht neben der Beteiligung als Einzelbieter die Möglichkeit, 
eine strategische Partnerschaft mit Unternehmen aus anderen Berei-
chen einzugehen. 

3 . 2 . 1 Z u s a m m e n s c h l u s s  e i n e r  B i e t e r g e m e i n s c h a f t  

„Unter einer Bietergemeinschaft versteht man einen Zusammen-
schluss mehrerer Unternehmen zur gemeinschaftlichen Bewerbung 
um einen Auftrag mit dem Ziel, im Auftragsfall eine Arbeitsge-
meinschaft, kurz ARGE, oder eine andere neue Gesellschaft zu 
gründen und den Auftrag gemeinsam auszuführen. Es handelt sich 
also um einen – zu diesem Zeitpunkt noch recht losen – Verbund 
mehrerer selbständiger Unternehmen.“52  

Im Rahmen der gemeinschaftlich zu erbringenden Leistungen wird 
meist eine Bietergemeinschaftserklärung über die Gründung einer 

                                                
52   Buscher, Theurer, Meyer (Hrsg.): PPP-Projekte für den Mittelstand, Köln, 

2007, S. 58 
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anschließenden Arbeitsgemeinschaft bei Auftragserteilung sowie 
über die gesamtschuldnerische Haftung aller Mitglieder gegenüber 
dem Auftraggeber gefordert. Nach erfolgreicher Beendigung des 
Vergabeverfahrens wird i.d.R. durch die beteiligten Unternehmen 
eine Projektgesellschaft gegründet, deren alleiniger Zweck die 
Durchführung des ÖPP-Projektes ist.  

Gemäß den Begrifflichkeiten der VOB/A sollte zunächst von Be-
werbergemeinschaften und ab dem Zeitpunkt der Angebotsabgabe 
von Bietergemeinschaften gesprochen werden. 

Da Bewerber- und Bietergemeinschaften mit dem Ziel, den Zu-
schlag zu erhalten, einen gemeinsamen Zweck verfolgen, sind sie 
regelmäßig als Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR) konstitu-
iert.53 Gemäß §§ 118 ff. HGB haften die Gesellschafter im Außen-
verhältnis in vollem Umfang für alle Verpflichtungen und Verbind-
lichkeiten der Gesellschaft.54 Im Verhältnis der Gesellschafter un-
tereinander richtet sich die Haftung nach den Regelungen über die 
Gesamtschuld; es besteht also eine Verpflichtung zum verhältnis-
mäßigen (Innen-)Ausgleich. 

Die gesamtschuldnerische Haftung stellt für eher kleinteilig ge-
prägte Unternehmen ein wesentliches Risiko aufgrund der langen 
Vertragsbindung und der gegenseitigen bereichsübergreifenden 
Leistungsverantwortung dar. 

Eine Modifikation der Haftung, insbesondere eine Beschränkung 
oder gar ein Ausschluss einzelner GbR-Gesellschafter aus der ge-
samtschuldnerischen Haftung, ist durch eine individuelle Abrede 
mit dem Gläubiger möglich. Generell abweichende Regelungen im 
Außenverhältnis, insbesondere entsprechend der eigenen Beteili-
gung, kommen dagegen nicht in Betracht.55

                                                
53  Hausmann / Mutschler-Siebert, in Praxishandbuch PPP, Weber / Schäfer / 

Hausmann (Hrsg.), München 2006, S. 303. 
54  BGH NJW 2001, 1056. 
55  Ingenstau / Korbion, VOB Kommentar, 16. Auflage, Neuwied 2006, Anlage 3 

Rn. 83. 
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Eine umfassendere und auch im Außenverhältnis wirkende Haf-
tungsbeschränkung können die Bewerber bzw. Bieter nur durch die 
Gründung einer haftungsbeschränkenden Projektgesellschaft (auch 
als Zweck- oder Objektgesellschaft bzw. special purpose vehicle 
(SPV) bezeichnet), etwa einer GmbH, erreichen. 

Die Gründung einer solchen Projektgesellschaft ist von Auftrag-
nehmerseite aufgrund des sachlichen und finanziellen Aufwandes 
regelmäßig (wenn überhaupt) erst für den Fall der Zuschlagsertei-
lung und Projektdurchführung vorgesehen. In der Praxis hat sich 
dabei die Rechtsform der GmbH etabliert. Die Haftung der GmbH 
ist gesetzlich geregelt.56  

Zu betonen ist, dass die Entscheidung zur Gründung einer haftungs-
beschränkenden Projektgesellschaft für die Teilnahme- und Ange-
botsphase im Belieben der Auftragnehmer steht. § 6 Abs. 2 Nr. 1 
VgV stellt klar, dass die Vergabestelle von den Bewerbern bzw. 
Bietern eine bestimmte Gesellschaftsform im Stadium der Ange-
botsabgabe nicht fordern kann. Diese kann jedoch für den Fall der 
Auftragserteilung verlangt werden.57

3 . 2 . 2 A u s w a h l  g e e i g n e t e r  P a r t n e r  

Die Aufgabenstellung des ausgeschriebenen Projektes sowie die 
Analyse der Ausgangslage des öffentlichen Auftraggebers ist die 
Grundlage für die Definition noch fehlender Qualifikationen im 
eigenen Unternehmen. Darauf aufbauend sollten die Partner im Sin-
ne einer umfassenden, wirtschaftlichen und zielorientierten Lösung 
der Aufgaben ausgewählt werden. 

Die Bereitschaft zur Bildung von strategischen Partnerschaften, 
eine transparente Offenlegung der Kalkulationen untereinander so-
wie die partnerschaftliche Umgangsweise sind wesentliche Faktoren 

                                                
56  Vgl. § 13 Abs. 2 GmbHG 
57  Vgl. BT – Drucksache 15/5668 S. 12. 



77777777

für den Akquisitionserfolg einer Bewerber- / Bietergemeinschaft.58

Insbesondere aufgrund der langen Laufzeit und der damit verbunde-
nen komplexen Projekt- und Vertragsgestaltung im ÖPP-Vertrag 
zwischen der Öffentlichen Hand und dem privaten Partner, ist es 
erforderlich, auf Bietergemeinschaftsebene ein gemeinsames Ko-
operationskonzept zu entwickeln, welches u.a. Festlegungen von 
Partnerstrukturen sowie klare Aufgabenverteilungen innerhalb der 
strategischen Partnerschaft regelt. Die Rechte und Pflichten, die 
jeweils aus der Verantwortung der Partner für die einzelnen Leis-
tungselemente resultieren, sollten frühzeitig festgelegt werden und 
klar zueinander abgrenzbar sein, sodass im Laufe des Verfahrens 
Schnittstellenprobleme vermieden werden.  

Allerdings ist hierbei zu beachten, dass die Anforderungen an die 
Abstimmungsprozesse und die Projektkoordination mit der Zahl der 
Mitglieder und Schnittstellen deutlich ansteigen und den Projektver-
lauf im schlechtesten Fall wesentlich behindern. 

Sind die Qualifikationen einer Bewerber- / Bietergemeinschaft gut 
aufeinander und auf die Erfordernisse des Projektes abgestimmt, 
und sind die Zuständigkeiten sowie die damit verbundene Verant-
wortung eindeutig geklärt, bestehen große Chancen, Effizienz- und 
Innovationspotenziale freizusetzen und sich dadurch im Wettbewerb 
zu behaupten. 

Die Qualität einer schnittstellenfreien Umsetzung der Leistungen 
über die gesamte Projektlaufzeit ist ein entscheidender Bewertungs-
faktor der Öffentlichen Hand und sollte bereits in der strukturierten 
Angebotserstellung und -präsentation der Bewerber- / Bieterge-
meinschaft im Vergabeverfahren dargestellt werden. 

                                                
58  Vgl. Deutsches Institut für Urbanistik (Hrsg.): PPP Projekte – Eine aktuelle 

Bestandsaufnahme in Bund, Ländern und Kommunen, Berlin, September 
2005, S. 40, 100. 
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3 . 2 . 3 R e g e l u n g e n  d e r  i n t e r n e n  Z u s a m m e n a r b e i t  

Neben den bereits in Kapitel 3.1 erläuterten grundlegenden Anfor-
derungen an Unternehmen, ist es bei der Gründung einer Bewerber- 
/ Bietergemeinschaft von besonderer Bedeutung, die Steuerung von 
Risiken gewissenhaft und sorgfältig durchzuführen. Grundsätzlich 
sollten die Risiken begrenzt bzw. kalkulierbar gemacht und unter 
den Partnern im Sinne einer gerechten Aufteilung entsprechend der 
Zuständigkeitsfelder aufgeteilt werden. 

Grundlage der Risikoverteilung innerhalb der Bewerber- / Bieter-
gemeinschaft bzw. bei der Durchreichung von Risiken an die Nach-
unternehmer sind die Vereinbarungen zur Risikoübernahme auf der 
Hauptauftragsebene zwischen öffentlichem Auftraggeber und priva-
tem Partner. Aus dieser Übertragung auf erster Ebene resultiert die 
Notwendigkeit, auf Bietergemeinschaftsebene das Risiko intern in 
einem ersten Schritt auf die verantwortlichen Partner (Kooperati-
ons- bzw. Gesellschaftsvertrag) zu übertragen. In einem zweiten 
Schritt ist die Durchreichung des Risikos im Rahmen der vertragli-
chen Regelungen mit der jeweiligen ausführenden Nachunterneh-
merebene – falls vorhanden – zu regeln. 

Der für eine Leistung verantwortliche Partner muss grundsätzlich in 
der Lage sein, eine dauerhafte Qualität zu gewährleisten und die mit 
der Leistung verbundenen Risiken beurteilen, beherrschen und über 
die Vertragslaufzeit kalkulieren zu können.  

Auch die jeweilige Aufgabenverteilung und die daraus resultierende 
Verantwortung der Partner für die Qualität, die Risiken und die 
Umsetzung sollten im Rahmen des Vertrages schriftlich fixiert wer-
den. In der vertraglichen Vereinbarung können auch sonstige Be-
dingungen der Zusammenarbeit, wie z.B. Streitschlichtung und An-
passungserfordernis bei Änderung des Projektvertrages, geregelt 
werden. Aufgrund der langfristigen vertraglichen Bindung zueinan-
der empfiehlt sich bei der Gestaltung und Erstellung des Gesell-
schafts- / Kooperationsvertrages die Einholung externen juristi-
schen Sachverstands, der die Bietergemeinschaft ggf. auch im Rah-
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men des Verhandlungsverfahrens und des weiteren Vertragsmana-
gements mit dem Auftraggeber unterstützen kann. 

3 . 2 . 4 E x i t - R e g e l u n g e n  

Nach der Zuschlagserteilung ist der Wechsel von Konsortialpartnern 
und Nachunternehmern zumeist eine vertragsrechtliche Frage. Re-
gelmäßig wird gemäß des zwischen den Vertragsparteien abge-
schlossenen ÖPP-Projektvertrages für den Fall eines solchen Wech-
sels die Zustimmung des Auftraggebers erforderlich sein. 

Der Wechsel von Konsortialpartnern und Nachunternehmern, der 
Eintritt in ÖPP-Verträge sowie Unternehmensveräußerungen oder 
Anteilskäufe dürften jedoch dort ihre Grenzen haben, wo unmittel-
bar nach der Zuschlag erteilung eine gezielte Weitergabe des Auf-
trags erfolgt. 

Während des Vergabeverfahrens kann ein Bieter aus verschiedenen 
Gründen Interesse an einem Austausch von bereits benannten Nach-
unternehmern haben. Soweit eine Bietergemeinschaft am Verfahren 
beteiligt ist, kann auch auf dieser Ebene eine Veränderung (etwa der 
Austausch eines Mitglieds) anstehen. 

Die Rechtsprechung hat allerdings nachträgliche Änderungen von 
Bietergemeinschaften sowie den Wechsel von benannten Nachun-
ternehmern bisher für nicht zulässig gehalten. Nachträgliche Verän-
derungen bergen deshalb ein hohes rechtliches Risiko für die Bieter. 
Will man dieses dennoch eingehen, ist zumindest sicherzustellen, 
dass durch den Austausch von Nachunternehmern und Mitgliedern 
der Bietergemeinschaft der Wettbewerb nicht verfälscht oder sonst 
beeinträchtigt wird. Das bedeutet, dass ein Nachunternehmer bzw. 
Mitglied einer Bietergemeinschaft nur durch ein ebenso geeignetes 
Unternehmen ausgetauscht werden darf. Alle Eignungsnachweise 
und Referenzen müssen für das neue Unternehmen vorgelegt wer-
den. Die Bewertung dieser Unterlagen darf die bisherigen Auswahl- 
und Bewertungsentscheidungen keinesfalls zu Lasten der bereits aus 
dem Verfahren ausgeschiedenen Bewerber / Bieter verändern. 

s
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Die vorstehenden Ausführungen sind auf Unternehmensveräußerun-
gen, Anteilskäufe, etc. nicht zu übertragen, da sich in diesen Fällen 
die (rechtlich selbständige) Person des Nachunternehmers oder Bie-
tergemeinschaftsmitgliedes grundsätzlich nicht verändert. Hier ist 
durch den Auftraggeber jedoch darauf zu achten, dass durch die 
Veränderungen die Geheimhaltung des Wettbewerbs nicht gefährdet 
ist (etwa aufgrund vertraglicher oder gesellschaftsrechtlicher Ver-
bindungen zu anderen Bewerbern / Bietern). 

3 . 2 . 5 A n f o r d e r u n g e n  a u s  d e m  V e r g a b e v e r f a h r e n  

Die Struktur von ÖPP-Vergabeverfahren richtet sich nach den ver-
gaberechtlichen Bedingungen für Verfahren dieser Art und wird in 
den Kapiteln 2.4 bis 2.8 erläutert. Besonderheiten, die sich aus dem 
Verfahren speziell für den Bewerber / Bieter ergeben, werden nach-
folgend dargestellt. 
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Fragestellungen und Anforderungen aus dem Verfahren

Aufstellung des Unternehmens

Beteiligung alleine oder als Teil eines Bieterkonsortiums?

bei Einzelunternehmen bei Konsortien

ggf. Aufbau von Kapazitäten / Qualifikationen Auswahl der Partner

Benennung eines zentralen Ansprechpartners Benennung eines zentralen Ansprechpartners

Festlegung der Zusammenarbeit im 
Bieterkonsortium (z.B. Schnittstellen, Haftung 
etc.)

Anforderungen im Teilnahmewettbewerb

Welche Anforderungen müssen formal erfüllt werden?

Angebotserstellung

Welche Ziele und Leistungsinhalte sind in den Vergabeunterlagen gefordert?

Verhandlungsverfahren

Was ist das Ziel der Verhandlungen?

Verhandlung der Verträge (ggf. mit rechtlichem Beistand)

Teamfähigkeit darstellen (mit einer Stimme sprechen)

Kalkulation der Leistungen und zeitliche Planung (Terminvorgaben und Prüfläufe einplanen etc.)

Offensive Mitwirkung bei der Risikoanalyse und -verteilug

Herausstellen des Innovations- und Optimierungspotenzials

Identifikation der Prioritäten des Auftraggebers (Auklärung durch Fragen etc.)

Entwicklung eines Angebotskonzeptes, das genau auf die Anforderungen der Öffentlichen Hand 
ausgerichtet ist (Bewertungskriterien, Anlass und Ziele etc.)

Definition von Qualitäten (Mindeststandards erfüllen, Optimierungspotenziale beschreiben und bewerten 
etc.)

intensive Auseinandersetzung mit Risiken und deren Verteilung (ggf. Aufklärung über Fragen)

Auswahl der Referenzen (Aussagekraft, einheitliche Darstellung, Inhalt etc.)

Zusamenstellung und Prüfung aller erforderlichen Unterlagen (Aktualität, Vollständogkeit etc.)

Unternehmensdarstellung (z.B. Geschäftsfeld, Kapazitäten, Gesellschafterstruktur etc.)

Checkliste erstellen

Benennung von Verantwortlichen für die Leistungsbereiche

Abbildung 16: Anforderungen aus dem ÖPP-Verhandlungsverfahren 

Teilnahmewettbewerb 
Benennt der ÖPP-Bewerber auf erster Ebene Nachunternehmer, 
müssen diese meist auch die Nachweise der wirtschaftlichen, tech-
nischen und finanziellen Leistungsfähigkeit beibringen. 
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„Sofern […] Nachunternehmer eingesetzt werden, ist der für die 
Erbringung der Leistungen „Planung“, „Errichtung“ oder „Gebäu-
debetrieb“ jeweils verantwortliche Nachunternehmer zu benennen. 
Zudem sind von dem benannten verantwortlichen Nachunternehmer
ebenfalls die nachfolgenden Nachweise und Erklärungen mit der 
Bewerbung vorzulegen.“ 

Abbildung 17: Auszug aus einer europaweiten Bekanntmachung zu 
einem ÖPP-Projekt 

Nicht selten verlangt der Auftraggeber bereits zu diesem Zeitpunkt 
eine Verpflichtungserklärung des Nachunternehmers zur Leistungs-
erfüllung, um sicher zu gehen, dass im Falle der Auftragserteilung 
dieser auch tatsächlich zur Verfügung steht. 

Im Zusammenhang mit der Finanzierung des Vorhabens empfiehlt 
sich ein frühzeitiger Kontakt zur finanzierenden Bank, u.U. zur 
regionalen oder zur Hausbank, die bereits Informationen z.B. zur 
Bonität des Unternehmens oder zur Unternehmensstruktur besitzt. 
Dadurch kann der Aufwand zur Prüfung des Unternehmens durch 
die Bank im Laufe des ÖPP-Vergabeverfahrens minimiert werden. 

Angebotserstellung und Verhandlungsverfahren 

Im Anschluss an den Teilnahmewettbewerb werden nach den zuvor 
bekanntgegebenen Kriterien diejenigen Bewerber ausgewählt, die 
zur Angebotserstellung aufgefordert werden (vgl. Kapitel 2.7.5). 
Auf der Basis der Vergabeunterlagen wird innerhalb einer mitzutei-
lenden Frist ein erstes verbindliches Angebot erstellt. 

Bei Sanierungsprojekten finden oftmals zu Beginn der ersten Ange-
botsphase Objektbegehungen statt. Darüber hinaus wird den Bie-
tern im Idealfall die Möglichkeit eingeräumt, vorhandene Daten 
über den Bestand zu sichten – wenn diese nicht bereits in der Ver-
gabeunterlage enthalten sind –, um eine möglichst belastbare 
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Grundlage für Planungen und Kalkulationen sowie zur Erstellung 
von z.B. Betriebskonzepten zu gewährleisten. 

Parallel zur Erstellung des ersten Angebotes erfolgen i.d.R. Frage-
runden, in denen die Bieter Fragen zu den Unterlagen und zum 
Angebotsgegenstand stellen können. Die Antworten werden dann 
anonymisiert allen Bietern zur Verfügung gestellt. Die Möglichkeit 
zur Konkretisierung der Aufgabenstellung sollte genutzt werden. 
Den Bietern wird dadurch ermöglicht, die Ziele und die Interessen-
lage des öffentlichen Auftraggebers zu erfassen und näher einzu-
grenzen sowie das Angebot möglichst genau auf die Bedürfnisse der 
Öffentlichen Hand auszurichten. 

Da das nach den bekanntgegebenen Kriterien bewertete wirtschaft-
lichste Angebot den Zuschlag erhält ist es von besonderer Bedeu-
tung, bei der Planung des Gebäudes und der Entwicklung von Be-
triebskonzepten ein durchgängiges Gesamtpaket zu erarbeiten und 
die Angebote schlüssig und wirtschaftlich zu kalkulieren. 

Im Rahmen der Angebotserstellung ist z.B. auch zu prüfen, ob die 
Wettbewerbschancen durch ein Nebenangebot – soweit nicht im 
Verfahren ausgeschlossen – verbessert werden können. Grundsätz-
lich besteht die Möglichkeit, durch ein solches Angebot Alternati-
ven zur geforderten Leistung darzustellen, die jedoch gleichwertig 
bzw. vergleichbar sein müssen. Zumindest sollte der öffentliche 
Auftraggeber auf die Optimierungsmöglichkeit hingewiesen werden. 

3 . 3 B e t e i l i g u n g  a n  Ö P P - P r o j e k t e n  a u f  z w e i t e r   
E b e n e  

Die Unternehmen, die sich auf zweiter Ebene an einem ÖPP-Projekt 
beteiligen wollen, sind zu einem großen Teil spezialisierte oder 
kleinere, lokal oder regional geprägte Unternehmen (vgl. Kapitel 
1.2). Voraussetzung für eine Beteiligung an einem ÖPP-Projekt als 
Nachunternehmer ist insbesondere die Kontaktaufnahme zu den 
möglichen Hauptbietern. 
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3 . 3 . 1 K o n t a k t a u f n a h m e  z u  B i e t e r n  

In der Regel wird in ÖPP-Vergabeverfahren von den Bewerbern 
bereits im Teilnahmewettbewerb eine Benennung der für einen 
Leistungsbereich Verantwortlichen gefordert. Je nach Aufstellung 
des Bewerbers kann dies durch einen Partner in der Bietergemein-
schaft oder durch einen Nachunternehmer abgedeckt werden. 

Unabhängig davon, ob die Forderung nach einer Benennung von 
Nachunternehmern bereits zu diesem Zeitpunkt sinnvoll ist (vgl. 
Kapitel 2.7.2), sollten sich Nachunternehmer frühzeitig, möglichst 
bereits vor einer Veröffentlichung, mit potentiellen Bietern in Ver-
bindung setzen. Dafür bieten sich die nachfolgend beschriebenen 
Möglichkeiten der Kontaktaufnahme an. 

Nachunternehmerkarteien 
Die Vergabe von Nachunternehmeraufträgen erfolgt vielfach auf 
Basis der in den jeweiligen Unternehmen bestehenden Bieter- bzw. 
Nachunternehmerkarteien. Vor einer Nachunternehmervergabe wer-
den anhand verschiedener Kriterien geeignete Nachunternehmer 
ausgewählt und zur Angebotsabgabe aufgefordert. 

Auswahlkriterien sind beispielsweise bisherige gemeinsame Erfah-
rungen, Ausführungsqualität, terminliche Zuverlässigkeit, Aktions-
radius der Unternehmen, Möglichkeiten der Leistungskontrolle und 
der Angebotspreis. In diesem Zusammenhang bieten sowohl Betrie-
be aus der Bausparte als auch aus dem Dienstleistungssektor fir-
meninterne Bewerbungsplattformen an, über die Online-
Bewerbungen (unter Angabe der Unternehmensstammdaten wie z.B. 
Name, Anschrift, Rechtsform, Unternehmensgröße, Anzahl der Mit-
arbeiter, Jahresumsatz etc. sowie der Leistungsbereiche und Tätig-
keitsfelder) eingereicht werden können. 

Auftragsberatungsstellen der Länder 
Die Auftragsberatungsstellen der Länder sind Dienstleistungsein-
richtungen der deutschen Industrie- und Handelskammern und der 
Handwerkskammern. Sie unterstützen Firmen beim Zugang zu nati-
onalen und internationalen öffentlichen Märkten. Neben der Hilfe-
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stellung rund um das öffentliche Vergabeverfahren führen die Auf-
tragsberatungsstellen die Registrierung in der zentral geführten, 
jeweils länderspezifischen, Bieterdatenbank durch. Diese Institutio-
nen fungieren als Vermittlungsstelle zwischen öffentlichen Auf-
traggebern und privaten Unternehmen (z.B. Benennung von Unter-
nehmen bei der Vergabe öffentlicher Aufträge). Einschränkend ist 
anzumerken, dass diese Datenbanken ausschließlich darauf ausge-
richtet sind, im Rahmen öffentlicher Auftragsvergaben geeignete 
Unternehmen zu benennen. 

Unternehmensnetzwerke 
Weiterhin hat der Nachunternehmer die Option, einen eigenen 
Stamm von Partnern (Hauptbieter) aufzubauen, mit denen eine Zu-
sammenarbeit möglich ist oder bereits erfolgreich praktiziert wurde. 
Auf diesem Wege kann der Nachunternehmer gezielt nur die Unter-
nehmen ansprechen, die bereits über entsprechende ÖPP-
Erfahrungen verfügen. 

Welche 
Generalunternehmer ?

Mit welchen 
Firmendaten ?

Bei welchen 
Projekten ?

Mit welcher 
Beurteilung ?

Name

Adresse

Ort

Umsatz

Tätigkeitsfelder

Regionen

Wann und wo beauftragt?

Ansprechpartner

Qualität und Aktualität der Ausschreibungs-
unterlagen

Technische Beratung

Termintreue des Hauptauftragnehmers und 
Einbeziehung in die zeitliche Abstimmung

Zahlungsmoral

Kompetenz und Erfahrung von Bauleitung / 
Auftraggeber

Welche 
Generalunternehmer ?

Mit welchen 
Firmendaten ?

Bei welchen 
Projekten ?

Mit welcher 
Beurteilung ?

Name

Adresse

Ort

Umsatz

Tätigkeitsfelder

Regionen

Wann und wo beauftragt?

Ansprechpartner

Qualität und Aktualität der Ausschreibungs-
unterlagen

Technische Beratung

Termintreue des Hauptauftragnehmers und 
Einbeziehung in die zeitliche Abstimmung

Zahlungsmoral

Kompetenz und Erfahrung von Bauleitung / 
Auftraggeber

Abbildung 18: Generalunternehmerkartei der Nachunternehmer59

                                                
59  Vgl. Diederichs, C. J. (Hrsg.): Zukunftsstudie Baugewerbe NRW, Arbeits-

paket 2a „Baumanagement“, S. 35, http://www.zib.nrw.de 
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Bekanntmachungen auf Ausschreibungsplattformen von potentiel-
len Hauptbietern bieten die Möglichkeit, frühzeitig von ÖPP-
Ausschreibungen zu erfahren und sich dann gezielt mit diesen in 
Verbindung zu setzen. Es ist von Vorteil, bereits im Vorfeld dieser 
Bekanntmachungen Verbindungen zu Unternehmen aufzunehmen. 
Die eigene Recherche in Amtsblättern etc. gibt jedoch auch einen 
Überblick über die Art und Weise von ÖPP-Ausschreibungen, auf 
die man sich dann gezielt – auch als Nachunternehmer – vorbereiten 
kann. 

3 . 3 . 2 A n f o r d e r u n g e n  a n  d i e  L e i s t u n g s e r b r i n g u n g  

Im Gegensatz zu konventionellen öffentlichen Aufträgen liegt dem 
ÖPP-Projekt eine lange vertragliche Laufzeit zugrunde. Im Regel-
fall wird der Hauptauftragnehmer aufgrund der daraus folgenden 
Verpflichtungen daran interessiert sein, auch mit seinen Nachunter-
nehme n langfristige Vertragsbindungen einzugehen. Die Vergabe 
von Aufträgen an Nachunternehmer ist bei ÖPP-Projekten nicht an 
die VOB/A gebunden. 

Aus der Ausrichtung auf den Lebenszyklus resultiert oft ein hoher 
Stellenwert der Qualität der Leistung, da die Verantwortung für 
die Folgen qualitativ geringerer Leistungen langfristig durch den 
Hauptauftragnehmer selbst zu tragen sind. Daher wird bei der Aus-
wahl geeigneter Nachunternehmer nicht allein auf den Angebots-
preis abgestellt. Bei der Auswahl stehen vermehrt Kriterien wie 
Zuverlässigkeit und Qualität der Leistung im Vordergrund. Auch 
wenn der Angebotspreis sicher noch eine wesentliche Rolle spielt, 
kann eine auf viele Jahre angelegte Zusammenarbeit zwischen 
Haupt- und Nachunternehmer nur erfolgreich sein, wenn die Quali-
tät der Leistungserbringung den Anforderungen entspricht und 
gleichzeitig wirtschaftlich auskömmlich vergütet wird.  

r
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Vorteile dieser Zusammenarbeit für kleine und mittlere Unterneh-
men an Nachunternehmerposition können z.B.  

die Anerkennung qualitativer Arbeit, 

eine der Qualität entsprechende Honorierung,  

die Einbeziehung bereits in die Planung,  

ein verstärkt an der fachlichen Qualität ausgerichtetes inter-
nes Vergabeverfahren und 

eine deutlich bessere Zahlungsmoral 

sein. 

Ein Element zur Generierung von Effizienzen bei ÖPP-Verfahren 
besteht im Unterschied zu konventionellen Vergaben in der verga-
berechtlichen Position des (privaten) Hauptauftragnehmers bei der 
Weitergabe von Leistungspflichten an Nachunternehmer. Hier kön-
nen die Auftragsbedingungen und der Preis für die Leistung indivi-
duell ausgehandelt werden. In der öffentlichen Diskussion wird 
gerade darin aber einer der deutlichsten Nachteile von ÖPP-
Verfahren gesehen, da über dieses mögliche „Preisdumping“ eine 
besondere wirtschaftliche Benachteiligung derjenigen Unternehmen 
befürchtet wird, die bislang unmittelbar und ohne Preisnachlässe für 
die öffentlichen Auftraggeber tätig waren. Die Erfahrungen der 
Unternehmen, die in ÖPP-Verfahren als Nachunternehmer einge-
setzt sind, zeigen jedoch, dass die notwendige Fokussierung auf die 
Leistungsinhalte und die Qualität in der Praxis nicht zu wirtschaft-
lichen Benachteiligungen führen. Allerdings erfolgt die Beteiligung 
an einem ÖPP-Verfahren auf Nachunternehmerebene in der Hin-
sicht, dass der Nachunternehmer sein Angebot für den Hauptunter-
nehmer so kalkuliert, dass es, bezogen auf die lange vertragliche 
Laufzeit, wirtschaftlich bleibt. 

Einen wichtigen Unterschied für Nachunternehmer stellt jedoch die 
i.d.R. geforderte langjährige Verantwortung für Ihre Leistungen dar. 
Jeder Hauptauftragnehmer, der die Erbringung seiner Leistungen    
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– und die seiner Nachunternehmer – gegenüber dem Auftragnehmer 
für die gesamte Vertragslaufzeit von 20 bis 30 Jahren sicherstellen 
muss, wird bestrebt sein, die daraus resultierenden Risiken an seine 
Nachunternehmer „durchzureichen“ (vgl. Kapitel 3.2.3). 

Mit der Übernahme der langfristigen Verantwortung für die er-
brachten Leistungen geht ein Unternehmen ein deutlich höheres 
Risiko ein als bei einer konventionellen Vergabe. Daher ist eine 
intensive Vorbereitung und Kalkulation schon in der Phase der 
Angebotserstellung erforderlich. Voraussetzung für die Übernahme 
des Risikos muss daher immer die Möglichkeit zur nachhaltigen 
Planung sowie zur fachlich korrekten Ausführung der Leistungen 
sein. Ist eine entsprechende Bereitschaft zur Übernahme des Risikos 
oder die erforderliche Vorbereitungszeit und die Möglichkeit, die 
Leistungen in der erforderlichen Qualität auszuführen, nicht vor-
handen, sollte ein Engagement in einem ÖPP-Verfahren nicht erfol-
gen. 
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4 R o t e r  F a d e n  –  A n s a t z p u n k t e  f ü r  d e n  s c h n e l l e n  
L e s e r  

Kapitel 

Vorüberlegungen

Voraussetzung: Transparente Information und Bereitschaft für ein 
ÖPP-Modell

2.1 

Finanzierungsfähigkeit:  Sind die entsprechenden Haushaltmittel 
vorhanden?

2.1 

Datengrundlage: Liegen alle erforderlichen Unterlagen vor oder 
können diese zeitnah beschafft werden?

2.1

Ausgestaltung von ÖPP-Projekten

Leistungsumfang: Zentrale Bedeutung des Lebenszyklusansatzes 2.2 
Risikoverteilung: Allgemeine Anmerkungen für eine sachgerechte 
Verteilung

2.2

Projektzuschnitt: Mittelstandsgerechter Leistungsumfang durch 
Losbildung - horizontal oder vertikal

2.3

Vorbereitung des Vergabeverfahrens

Auswahl der Verfahrensart: Berücksichtigung von 
Mittelstandsaspekten und Möglichkeiten zur Kostenoptimierung

2.4 

Entschädigungszahlungen: Angemessenheit und Anreiz 2.4

Finanzierungsinstrumente: Besonderheiten der Modelle und 
mittelstandsgerechte Variationen, z.B. Fördermittel, 
Anschubfinanzierung, Teilforfaitierungen

2.5

Sicherheiten und Bürgschaften:  mittelstandgerechte Varianten unter 
Berücksichtigung des Sicherungsbedürfnisses des Auftraggebers

2.6 

Zeitplanung: Hinweise zu einer mittelstandgerechten Ausgestaltung 2.7.1
2.8.1 

Vorinformationen: Veröffentlichung in diversen Medien 2.7.1 

Gestaltung der Bekanntmachung und des Teilnahmewettbewerbes

Bewerberinformation: Bereitstellung von ergänzenden Informationen 2.7.2 
Formulare und Checklisten:  Hilfe bei der Erstellung und 
Auswertung der Anträge

2.7.2 

Auswahl von Bewerbern:  Festlegung der Anzahl der 
aufzufordernden Bieter und der Eignungs- und Bewertungskriterien

2.7.2 
2.7.3
2.7.5 

Nachweise und Erklärungen:  Hilfestellung zur 
Aufwandsreduzierung

2.7.3
2.7.4 

Vorbereitung und Durchführung von (kleinen) ÖPP-Verfahren
aus Sicht des öffentlichen Auftraggebers 
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Kapitel

Erschließung des Marktsegmentes ÖPP

Welche Voraussetzungen müssen für ein Engagement am ÖPP-Markt 
vorliegen?

3.1 

Mit welchen unternehmenseigenen Leistungen kann sich ein Unternehmen 
am ÖPP-Markt beteiligen? 

3.1 

Wo bieten sich Möglichkeiten zu einem Erfahrungsaustausch mit anderen 
Unternehmen?

3.1

Was ist bei der Auswahl von Projekten zu beachten? 3.1

Beteiligungsformen

Auf welcher Ebene ist eine Beteiligung am ÖPP-Markt möglich? 3.2 
Welche Unternehmen eignen sich für die jeweilige Ebene? 3.2
Welche Voraussetzungen und Aufgaben sind mit der jeweiligen 

Beteiligungsform verbunden?

3.2

Bieten strategische Partnerschaften mit anderen Unternehmen eine 
Möglichkeit, fehlende Leistungen zu ergänzen?

3.2

Hilfestellungen für mittelständische Unternehmen

Kapitel 

Gestaltung des Verhandlungsverfahrens

Allgemeine Vergabeunterlage: 2.8.1

Rahmenbedingungen zur Angebotserstellung und formale Vorgaben 2.8.1
Vorgaben für Nebenangebote 2.8.1

Bewertungungs- und Zuschlagskriterien unter Berücksichtigung von 
Mittelstandsaspekten

2.8.1

Vertragsentwurf: Nutzung standardisierter Vorlagen und 
weitgehende Vorgabe der Vertragsinhalte

2.8.2

Formulare und Checklisten:  Hilfe bei der Erstellung und 
Auswertung der Angebote

2.8.3

Leistungsbeschreibungen:  Hinweise für eine mittelstandsgerechte 
Strukturierung 

2.8.4 

Austausch von Unternehmen: Darstellung von Exit-Möglichkeiten 
während des Verfahrens

3.2.4

Vorbereitung und Durchführung von (kleinen) ÖPP-Verfahren
aus Sicht des öffentlichen Auftraggebers - Fortsetzung

Ausstiegsmöglichkeiten nach Vertragsschluss

Anforderungen aus dem Vergabeverfahren 3.2 

3.2 
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A n l a g e n  

A 1 )  V e r s c h i e d e n e  A u s s c h r e i b u n g s m e d i e n  /  -
p l a t t f o r m e n  f ü r  ö f f e n t l i c h e  A u f t r ä g e  

Europa  

Supplement zum Amtsblatt 
der Europäischen Gemein-
schaft 

TED (Tenders Electronic Daily) Datenbank 
Service  
http://www.ted.europa.eu 

Bundesweit  

Bundesausschreibungsblatt 
GmbH 

http://www.bundesausschreibungsblatt.de 

Bundesländer  

Staatsanzeiger der Länder z.B. Nordrhein-Westfalen 
http://www.vergabe.nrw.de 

Städte und Gemeinden 

Jeweilige Amtsblätter der 
Städte / Gemeinden 

z.B. Düsseldorfer Amtsblatt, verfügbar als 
Print- und Online-Medium (kostenpflichtig) 

Weitere Plattformen 

Submissionsanzeiger http://www.submission.de 

Deutscher Auftragsdienst http://www.dtad.de 

Subreport – Die Auftrags-
plattform 

http://www.subreport.de 

ADi – Auftragsdienst im 
Internet 

http://www.bauakquise.de 

Tageszeitungen / Fachzeitschriften 
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A 2 )  F a l l b e i s p i e l  1 :  Ö f f e n t l i c h e  H a n d  

Die Stadt Beispielhausen ist u.a. Eigentümerin und Trägerin mehre-
rer Schulen und eines kleinen Kombibades. 

Die Hauptschule und das Kombibad befinden sich nach Jahren der 
unterlassenen Instandhaltung in einem überwiegend maroden Zu-
stand. Brandschutzmängel und konstruktive Schäden lassen die 
Gefahr einer Schließung stetig steigen. Der Schulentwicklungsplan 
erfordert darüber hinaus den Neubau einer Grundschule. 

Die notwendigen Investitionsmaßnahmen werden nach vorliegenden 
Schätzungen mit ca. 3 Mio. Euro für den Neubau der Grundschule, 
2 Mio. Euro für die Sanierung der Hauptschule und etwa 6 Mio. 
Euro für die Sanierung des Kombibades taxiert. Der Gebäudewert 
der Hauptschule liegt bei ca. 6 Mio. Euro, der des Kombibades bei 
ca. 10 Mio. Euro. 

Mit Abschluss des Jahres 2007 hat die Stadt ihre Haushaltswirt-
schaft von der Kameralistik auf das Neue Kommunale Finanzmana-
gement (NKF) umgestellt. Infolge der dabei durchgeführten Vermö-
gensbewertung wurde der Werteverzehr der städtischen Gebäude 
aufgrund unterlassener Instandhaltung deutlich.  

Zudem ist die Attraktivität des Bades mangels entsprechender bau-
licher und technischer Anpassungen und durch Entwicklungen im 
Einzugsbereich von Beispielhausen soweit gesunken, dass der Be-
trieb nur mit einem erheblichen Mehrbedarf an Zuschüssen aus dem 
Haushalt sichergestellt werden kann. 

Nachdem der Druck der Öffentlichkeit zur Wiederherstellung eines 
nutzergerechten Standards der Gebäude immer stärker wird, beauf-
tragt der Rat die Verwaltung mit der Suche nach Lösungswegen.  

Der Bürgermeister, der Kämmerer und der Leiter des Immobilien- 
und Gebäudemanagements untersuchen daraufhin Möglichkeiten, 
diese Ziele mit den zur Verfügung stehenden Mitteln zu erreichen. 
Im Zusammenhang mit der Suche nach geeigneten Möglichkeiten 
werden sie auf ein Projekt einer Gemeinde aus dem Nachbarkreis
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aufmerksam, bei dem in einem sog. ÖPP-Verfahren nicht nur die 
Investitionsleistungen, sondern auch die Finanzierung und wesentli-
che Teile des Betriebes in einem Gesamtpaket an einen privaten 
Unternehmer vergeben wurden. Über einen persönlichen Kontakt 
mit der Kreisverwaltung des Kreises werden sie auf das Informati-
onsangebot der PPP-Task Force NRW hingewiesen. Nach Lektüre 
verschiedener Leitfäden sind sie der Überzeugung, dass die anste-
henden Aufgaben für ein ÖPP-Projekt geeignet sein müssten. Aller-
dings stellt sich die Frage, ob das vorgesehene Investitionsvolumen 
überhaupt für eine erfolgreiche Umsetzung mittels ÖPP geeignet ist. 
Von der Übertragung von Betriebsleistungen auf ein privates Unter-
nehmen würden sie hingegen gerne absehen, da hier keine eigenen 
Erfahrungen vorliegen und insbesondere der Personalrat Bedenken 
äußert.  

In einem persönlichen Beratungsgespräch mit der PPP-Task Force 
NRW wird klar, dass erste Voraussetzung für eine Realisierung in 
Form von ÖPP eine höhere Wirtschaftlichkeit dieser Beschaffungs-
variante sein muss. Diese kann nur über ein entsprechendes Ver-
hältnis von Investitions- und Betriebsleistungen erreicht werden. 
Allerdings wird auch klar, dass ein ÖPP-Verfahren, u.a. wegen der 
mit diesem Modell verbundenen Verfahrenskosten, nicht unterhalb 
einer bestimmten Mindestinvestitionsgröße wirtschaftlich sein kann. 
Ergänzend wird darauf hingewiesen, dass begleitend geprüft werden 
muss, ob sich die Stadt die Finanzierung der Maßnahmen überhaupt 
leisten kann.  

Die PPP-Task Force empfiehlt daher, die konkrete Aufgabenstel-
lung in einer individuellen Untersuchung auf ÖPP-Eignung und 
Wirtschaftlichkeit prüfen zu lassen.  

In ersten Sondierungsgesprächen schlägt die Verwaltung den politi-
schen Vertretern vor, die alternative Beschaffungsform ÖPP unter-
suchen zu lassen. Die Ratsvertreter stehen diesen Vorschlägen teil-
weise sehr kritisch gegenüber. Die Kritiker verweisen insbesondere 
darauf, dass das Gesamtvolumen der beabsichtigten Investitionen 
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mit ca. 11 Mio. Euro eine Größenordnung erreiche, die nur noch 
von Großunternehmen abgearbeitet werden könne.  

Darüber hinaus wird argumentiert, dass die Aufträge für sämtliche 
Leistungen im Falle einer Gesamtvergabe nicht – so wie bisher üb-
lich – an die ortsansässigen bzw. in der näheren Umgebung ansässi-
gen Unternehmen vergeben würden, so dass dem heimischen Markt 
Wirtschaftskraft in erheblicher Höhe entzogen würde.  

Es deutet sich zu diesem Zeitpunkt an, dass eine politische Zustim-
mung zu einem solchen Verfahren nur möglich sein wird, wenn die 
Maßnahmen nicht im Gesamtumfang und nur unter besonderer Be-
rücksichtigung der Interessen des regionalen Mittelstandes verge-
ben werden.  

Eine Aufteilung in Einzelpakete wird jedoch seitens der Verwaltung 
zunächst nicht in Betracht gezogen, da in den bisher vorliegenden 
Berichten zu ÖPP von einem Mindestvolumen von ca. 10 Mio. Euro 
als Voraussetzung für eine Wirtschaftlichkeit dieser Beschaffungs-
form ausgegangen wird.  

Nach einer umfassenden Diskussion, nicht zuletzt aufgrund einer 
positiven Stellungnahme des Landrates des Nachbarkreises, stimmt 
der Rat dem Vorschlag der Verwaltung zu, unter den politisch vor-
gegebenen Rahmenbedingungen eine mögliche Realisierung in 
Form einer ÖPP zu untersuchen und – nach Erfüllung der politi-
schen Vorgaben und einer fundierten Analyse der wirtschaftlichen 
Eignung – die Maßnahmen auch zu vergeben.  

Der Bürgermeister benennt den Leiter des Immobilien- und Gebäu-
demanagements als internen Verantwortlichen für die weiteren 
Schritte. Gemeinsam mit ausgewählten externen Beratern wird eine 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung erarbeitet. Im Laufe der Bera-
tungen wird deutlich, dass nicht nur ein ausreichendes Investitions-
volumen, sondern auch ein geeigneter Umfang an Instandhaltungs- 
und Betriebsleistungen für eine Umsetzung des Vorhabens im Sinne 
des Lebenszyklusansatzes mittels ÖPP erforderlich sind. Hierbei 
spielen insbesondere Überlegungen eine Rolle, dass nur dann eine 
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ganzheitliche Verantwortung für die Objekte auf einen privaten 
Partner übertragen werden kann, wenn alle Leistungsbestandteile 
des Betriebs in einer Hand liegen. 

In dieser Situation weist der Leiter des Immobilien- und Gebäude-
managements auf die Forderung der Politik nach einer mit-
telstandsgerechten Projektgröße hin. Daher wird entschieden, 
dass in der Wirtschaftlichkeitsanalyse die drei Objekte als separate 
Vorhaben untersucht werden sollen. Eine horizontale, gewerkeweise 
Aufteilung der Leistungen für alle Objekte wird nach entsprechen-
der Beratung jedoch ausgeschlossen, da hierdurch die ganzheitliche 
Verantwortungsübertragung für jedes einzelne Objekt nicht erreicht 
werden könne. 

Als Basis für die Untersuchung wird festgelegt, dass neben den 
baulichen Leistungen auch die Finanzierung, die bauliche Instand-
haltung, die Energieversorgung und die Reinigung, im Falle der 
Schulen zusätzlich die Hausmeisterleistungen, im Vergleichsmodell 
berücksichtigt werden sollen.  

Zur Erarbeitung der Untersuchung wird eine Projektgruppe aus Ver-
tretern der Verwaltung und der externen Berater eingerichtet.  

Da die Verwaltung in Kenntnis der grundsätzlich skeptischen Hal-
tung insbesondere des Personalrates die Entscheidung zur Über-
nahme dieser Betriebsleistungen in das Modell nicht ohne politische 
Rückendeckung treffen will, wird zur Begleitung der Untersuchung 
eine Lenkungsgruppe eingerichtet. Die fraktionsübergreifend be-
stimmten Teilnehmer der Lenkungsgruppe nehmen nach Bedarf an 
den Projektgruppensitzungen teil oder werden in regelmäßigen Ab-
ständen zur Entscheidung  projektrelevanter Annahmen informiert 
und konsultiert. Diese Form der Erarbeitung der Grundlagen der 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung erzeugt bei allen Beteiligten ein 
Grundverständnis für die methodischen Zusammenhänge der Unter-
suchung und fördert die Akzeptanz eines möglichen ÖPP-Modells.  

Das Ergebnis der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung zeigt, dass die 
vorgesehene Aufteilung des Projektes in dieser Form nicht umge-
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setzt werden kann. Zwar können sowohl für die bestehende Schule 
als auch das Kombibad Wirtschaftlichkeitsvorteile einer ÖPP-
Variante prognostiziert werden. Die Vorteile halten sich jedoch bei 
allen Objekten in Grenzen. Der Neubau der kleinen Grundschule
lässt jedoch in der ÖPP-Variante keine wirtschaftlichen Vorteile 
erkennen. Eine Analyse der Gründe hierfür zeigt, dass die geringe 
Wirtschaftlichkeit der ÖPP-Variante bei gleichem Investitionsvo-
lumen auf den geringeren Umfang der übertragbaren Betriebsleis-
tungen zurückzuführen ist.  

Diese Erkenntnisse werden in der Lenkungsgruppe diskutiert. Es 
wird aufgrund der entstandenen positiven Grundhaltung versucht, 
ein optimiertes Projektvolumen für die weitere Untersuchung fest-
zulegen. Im Ergebnis verständigt sich die Lenkungsgruppe darauf, 
beide Schulen in einem Gesamtpaket zusammenzufassen, die Sa-
nierung des Kombibades aber gesondert – entweder als ÖPP oder 
konventionell – zu realisieren. Entscheidend hierfür ist die Überle-
gung, dass die Betriebsleistungen an Schulen, insbesondere hin-
sichtlich des Nutzungsprofils, als gleichartig anzusehen sind, wo-
hingegen die Betriebsleistungen aus den besonderen Anforderungen 
eines Bäderbetriebes hiervon deutlich abweichen. Dem Gedanken 
einer möglichst mittelstandsgerechten Strukturierung wird hierdurch 
ebenfalls entsprochen, da sowohl die Höhe der Investitionskosten 
der Schulen – zusammen ca. 5 Mio. Euro – , als auch Art und Um-
fang der Betriebsleistungen dem bisherigen Leistungsspektrum der 
regionalen mittelständischen Unternehmen entsprechen. Eine ergän-
zende Untersuchung, begleitet von einer Marktbefragung der loka-
len mittelständischen Unternehmen, bestätigt diese Annahme. 

Der Stadtrat beschließt mit großer Mehrheit auf der Grundlage der 
Ergebnisse aus der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung, für die Schulen 
ein Vergabeverfahren zur Realisierung im Rahmen eines ÖPP-
Projektes einzuleiten. Die Maßnahmen am Kombibad werden kon-
ventionell ausgeschrieben und sind damit nicht Gegenstand der 
weiteren Untersuchungen.  
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Das Vorhaben kann jedoch nicht mit den in der Stadtverwaltung 
vorhandenen Kapazitäten bewältigt werden. Aus diesem Grunde 
sollten externe Experten zur Vorbereitung und Begleitung beauf-
tragt werden. 

In den ersten Beratungen wird klar, dass der Gesamtauftragswert 
der ÖPP-Leistungen die vergaberechtlichen Schwellenwerte weit 
übersteigt. Bedenken, dass sich hierfür auch Anbieter aus „Billig-
ländern“ der EU bewerben könnten, können unter Verweis auf die 
erforderliche räumliche Nähe zur Erbringung der Dienstleistungen 
und die Wahl der Verfahrens- und Durchführungssprache entkräftet 
werden. 

Um aber gerade die örtlichen und die regional ansässigen Unter-
nehmen anzusprechen – die nach Ansicht der Stadt aufgrund ihrer 
Kenntnis der regionalen Besonderheiten bestens zur Umsetzung der 
Leistungen geeignet wären – wird vereinbart, eine Verfahrensart zu 
wählen, die die Hemmschwelle zur Beteiligung dieser Unternehmen 
möglichst senkt. Andererseits steht die wirtschaftliche Umsetzung 
nach wie vor im Mittelpunkt des Verfahrens.  

Da alle bieter- und stadtseitigen Kosten, die bei der Wahl eines 
ÖPP-Verfahrens abweichend von der konventionellen Realisierung 
entstehen, zulasten des ÖPP-Modells im Verfahren berücksichtigt 
werden müssen, wird ein strukturiertes Verhandlungsverfahren
gewählt. Die stufenweise Selektion des Bewerber- / Bieterkreises 
bei dieser Vergabeart reduziert den Aufwand sowohl auf Seiten des 
öffentlichen Auftraggebers als auch auf Seiten der Unternehmen. 
Eine weitere Reduktion der Verfahrenskosten wird durch eine suk-
zessive Anhebung der Anforderungen an die Angebotsausarbeitung 
entsprechend der jeweiligen Angebotsstufe erreicht. So werden 
bspw. in der ersten Phase nur Planungen in einem übersichtlichen 
Maßstab (z.B. Vorplanung gem. Leistungsphase 2, § 15 HOAI) ge-
fordert.  

Gleichwohl entsteht auf Seiten der Bieter, speziell aufgrund der 
gewerkeübergreifenden Planung und Kalkulation der Leistungen 
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über die gesamte Vertragslaufzeit, ein beträchtlicher Aufwand. Die 
Stadt entschließt sich daher, insbesondere zur Förderung der Teil-
nahme mittelständischer Unternehmen an dem Verfahren, diesen 
Aufwand in Einklang mit der VOB angemessen zu entschädigen. 
Den real entstehenden Aufwand auszugleichen – hier immerhin 
vollständige Planungsleistungen bis zur Vorplanung einschließlich 
einer Kalkulation der Investitionsfolge- und Betriebskosten für vie-
le Jahre – ist weder gewollt noch vorgeschrieben. Die Zeit drängt 
mittlerweile. Bis zur Kommunalwahl sollten möglichst  Fakten ge-
schaffen sein. In Kenntnis der bisherigen konventionellen Verfah-
rensdauern scheint ein zeitlicher Rahmen von etwa neun Monaten 
für das Vergabeverfahren als deutlich zu kurz, um alle Leistungen 
entsprechend zu beschreiben und gleichzeitig seriös kalkulierte 
Angebote, insbesondere von Unternehmen, die nicht bereits über 
ÖPP-Erfahrungen verfügen, zu erhalten. 

Um die Zeit optimal zu nutzen und gleichzeitig den Unternehmen 
die erforderlichen Bearbeitungszeiträume zu geben, werden vor der 
Ausschreibung erste Informationen zum ÖPP-Projekt mit einer 
groben Zeitplanung im Anzeiger und auf der Homepage der Stadt
bekannt gegeben. Die Zeitplanung sieht für die Bewerbung zur 
Teilnahme und die Angebotsauswertung deutlich verlängerte Zeit-
räume vor. Im Rahmen des Teilnahmewettbewerbes wird die Frist 
zur Abgabe der Anträge von den vorgeschriebenen 37 Tagen auf 50 
Tage verlängert. Im Vergabeverfahren wird den Bietern eine Bear-
beitungszeit von 90 Tagen gewährt.  

Das Verfahren startet mit der vorgeschriebenen europaweiten Be-
kanntmachung der Leistungsvergabe im Supplement zum Amts-
blatt der Europäischen Gemeinschaft.  

Die hierfür vorgesehenen Formblätter genügen allerdings den in-
formellen Anforderungen des Verfahrens nur unzureichend. Daher 
entscheidet sich die Stadt, ergänzende Angaben in einem Informa-
tionsmemorandum bereit zu stellen. Hierin sind u.a. Angaben zum 
Verfahren, vorgesehene Fristen, eine transparente Darstellung der 
Regelungen zur Auswahl des Bewerber- / Bieterkreises etc. enthal-
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ten. Dies ermöglicht den Unternehmen, ihren Teilnahmeantrag op-
timal auf die Besonderheiten des Projektes und die Vorstellungen 
des Auftraggebers auszurichten.  

Auch aus den bisherigen konventionellen Vergaben ist der Stadt 
bekannt, dass die formalen Anforderungen in einem Vergabeverfah-
ren im Sinne der Transparenz und Gleichbehandlung streng ausge-
legt werden. Um einen möglichst offenen Bewerberkreis nicht aus 
formalen Gründen einschränken zu müssen, folgt die Stadt der Emp-
fehlung des Beraterteams, zur Abgabe die Ausfüllung standardisier-
ter Formulare vorzugeben. In Verbindung mit einer Checkliste, die 
alle zwingend erforderlichen Unterlagen noch einmal übersichtlich 
darstellt, werden so mögliche formale Hürden auf ein Minimum 
reduziert. 

Im Hinblick auf die gewünschte umfassende und mittelstandsge-
rechte Gestaltung werden die Anforderungen an die Eignungskri-
terien zur Abfrage der Leistungsfähigkeit der Bewerber so aus-
gestaltet, dass sich Unternehmen mit ÖPP-spezifischer Erfahrung 
und auch solche mit praktischen Kenntnissen in vergleichbaren 
Projektstrukturen beteiligen können. Bei der Festlegung der Eig-
nungskriterien werden daher speziell der Nutzen und die Aussage-
kraft des jeweiligen Nachweises mit den für das Projektvolumen 
erforderlichen Anforderungen sowie dem Beschaffungsaufwand auf 
Seiten der Bewerber abgewogen.  

Ebenso wird mit den abgefragten Erfahrungen / Referenzen ver-
fahren. Auch wenn ÖPP-Projekte immer von einer umfassenden 
Komplexität geprägt sind, sind der Umfang und die Struktur des 
Schulprojektes der Stadt auch von Unternehmen beherrschbar, die 
noch keine oder nur wenig Erfahrungen in ÖPP-Projekten haben. 
Voraussetzung ist allerdings, dass ein Mindestmaß an Erfahrung in 
ÖPP-ähnlichen Projekten oder Strukturen vorliegt. Weiterhin wird 
zum Nachweis der Finanzierungsfähigkeit von den Bewerbern 
lediglich die Abgabe einer grundsätzlichen Bereitschaftserklärung 
eines Finanzierungsinstitutes (Letter of Intent) gefordert. Auf die 
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Erbringung einer verbindlichen Finanzierungszusage wird in dieser 
Phase explizit verzichtet.  

Die Erfüllung aller gesetzten Anforderungen muss von den Bewer-
bern in geeigneter Form belegt werden. Dies betrifft in erster Linie 
amtliche Auskünfte, bspw. Handelregisterauszüge oder Unbedenk-
lichkeitsbescheinigungen, aber auch Angaben zu den Referenzpro-
jekten oder der Leistungsfähigkeit der Unternehmen. Aus der bishe-
rigen Praxis ist der Stadt bekannt, dass bspw. sog. „Referenzschrei-
ben“ zur erfolgreichen Abwicklung eines Projektes nur bei den we-
nigsten Unternehmen vorliegen. Um den Aufwand der Bieter hier zu 
reduzieren, verzichtet die Stadt daher auf die zwingende Vorlage 
aktueller Referenzschreiben und lässt die Vorlage von Eigenerklä-
rungen mit Nennung von Ansprechpartnern zu. In der Regel geht 
aus den Eigenerklärungen zweifelsfrei hervor, dass die Referenzen 
eindeutig und geeignet zur Wertung sind. Im Zweifel kann eine 
persönliche Nachfrage bspw. per Telefon die gewünschte Eindeu-
tigkeit bestätigen.  

Aus dem Kreis der eingehenden Bewerbungen wird anhand der be-
kannt gegebenen Wertungskriterien eine begrenzte Zahl von ge-
eigneten Bewerbern ausgewählt. Da im weiteren Verlauf vorgese-
hen ist, nach der ersten Angebotsabgabe wiederum anhand von Be-
wertungskriterien eine Rangfolge zu ermitteln und einen oder meh-
rere Bieter vom weiteren Verfahren auszuschließen, wird die An-
zahl der Bieter der ersten Angebotsrunde auf vier festgelegt. Damit 
bleibt der Aufwand auf Seiten der Stadt begrenzt und die Bieter 
haben reelle Zuschlagsaussichten. Gleichwohl stehen für die weitere 
Runde ausreichend Angebote im Wettbewerb. 

Den ausgewählten Bietern werden zur Angebotserstellung die ge-
meinsam von der Stadt und den Beratern erarbeiteten Vergabeunter-
lagen bereitgestellt. Die Unterlagen gliedern sich in  

eine „Allgemeine Vergabeunterlage“, in der alle Formalien des 
Verfahrens beschrieben sind,  
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die „Leistungsbeschreibung Bau und Betrieb“, in der alle gefor-
derten Funktionalitäten, Leistungen und Qualitäten funktional 
oder ergebnisorientiert beschrieben sind, 

die Leistungsbeschreibung „Finanzierung“, in der alle Angaben 
zur Finanzierungsstruktur der Leistungen beschrieben sind,  

die Projektverträge und 

eine Zusammenstellung auszufüllender Formblätter und Check-
listen. 

Auf eine klare Gliederung aller Unterlagen wird seitens der Stadt 
besonderer Wert gelegt. Hierzu wird neben den Formblättern ergän-
zend eine Checkliste beigelegt, aus der zweifelsfrei alle Unterlagen 
hervorgehen, die die Bieter zwingend beibringen müssen, um nicht 
vom Verfahren aufgrund von vergessenen Unterlagen formal ausge-
schlossen zu werden. Soweit möglich werden die Unterlagen – ins-
besondere die Formblätter – den Bietern auch in einem digitalen 
Datenformat zur Verwendung zur Verfügung gestellt. Dies nimmt 
den Bietern die Verpflichtung, selbst entsprechende Tabellen zu 
erstellen und erleichtert damit sowohl den Bietern, als auch der 
Stadt die Erstellung resp. Auswertung der Angaben. 

In der ergebnisoffenen Beschreibung der Vorgaben der Stadt liegt 
jedoch regelmäßig ein erhebliches Optimierungspotenzial, das den 
Bietern ermöglicht, ihr eigenes Know-how in Form von Nebenange-
boten einzubringen. Sofern das optimierte Konzept über die in der 
Leistungsbeschreibung bekannt gegebenen Anforderungen hinaus-
geht, sind von der Vergabestelle abstrakte Mindestbedingungen für 
die Erstellung des Nebenangebotes festzulegen und allen Bietern 
aufgrund des Gleichbehandlungsgebotes bekannt zu geben. Dabei 
ist das Innovationspotenzial des einzelnen Bieters entsprechend zu 
wahren. Der Aufwand ist für die Vergabestelle beträchtlich und 
steht i.d.R. in keinem Verhältnis zum erreichbaren Potenzial. Daher 
legt die Stadt fest, dass Nebenangebote in dieser ersten Phase des 
Projektes nicht zugelassen sind. Um gleichwohl die Möglichkeiten 
dieser Potenziale abzufragen, werden die Bieter aufgefordert, diese 
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Optimierungsmöglichkeiten in einer gesonderten Unterlage zu be-
nennen.  

Speziell für mittelständische Bieter bzw. Bietergemeinschaften hat 
die Stadt die Bearbeitungsdauer zur Erstellung der Angebote auf 90 
Tage festgelegt und die entsprechenden Fristen in der Allgemeinen 
Vergabeunterlage transparent dargelegt.  

Der Projektvertrag wird auf Grundlage eines Vertragsmusters er-
stellt. Obwohl eine umfassende Anpassung auf die konkreten Pro-
jektbedingungen erfolgt, führt die vorgegebene und am Markt be-
kannte Struktur des Vertrages dazu, dass seitens der Bieter die In-
halte ohne unmittelbaren Rechtsbeistand zweifelsfrei verstanden 
werden können. 

Wesentliche individuelle Anpassungen sind in der Beschreibung der 
übertragenen Risiken vorzunehmen. Der Umfang der zu übertragen-
den Risiken wird in intensiven Diskussionen in der Projektgruppe 
projektspezifisch festgelegt. Insbesondere werden die geforderte 
Höhe der Ausfallbürgschaften in der Bau- und Betriebsphase auf 
das mögliche Schadenspotential angepasst. Um gleichwohl die Si-
cherheit zu haben, dass insbesondere die vereinbarten Entgelte für 
die 25-jährige Instandhaltungsverpflichtung nicht zweckentfremdet 
genutzt werden und damit im Falle einer Insolvenz nicht weiter 
verfügbar sind, wird die Einrichtung eines Instandhaltungskontos 
festgelegt, auf dem der Teil des Nutzungsentgeltes der auf die In-
standhaltung entfällt zwischenzeitlich „geparkt“ wird. Die Verfü-
gung über dieses Konto wird so geregelt, dass nur bei Zustimmung 
der Stadt und auf Anforderung des Bieters die eingezahlten Entgelte 
verwendet werden können. 

Die Details zur Finanzierung werden in einem gesonderten Finan-
zierungsvertrag festgelegt. Die Stadt entscheidet sich aufgrund des 
Projektvolumens für einen einredefrei gestellten Verkauf der ge-
stundeten Werklohnforderungen. Die daraus resultierenden unmit-
telbaren und dauerhaften Zahlungsverpflichtungen der Stadt stellen 
jedoch gegenüber der konventionellen Kreditaufnahme unter Ein-
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bindung eines angemessenen Sicherheitenkonzeptes keine Schlecht-
erstellung dar.  

Hinsichtlich der Bewertung der eingehenden Angebote wurde von 
Seiten der Politik erwogen, den Umfang der Beteiligung mittelstän-
discher Unternehmen als Bewertungskriterium vorzugeben. Diese 
unmittelbare Bevorzugung von Unternehmen allein aufgrund ihrer 
Unternehmensgröße widerspricht jedoch dem Gleichbehandlungsge-
bot des Vergaberechts, so dass davon Abstand genommen wird. Die 
Bewertung der Angebote erfolgt zu 60 % über den Preis, d.h. den 
Barwert des späteren Nutzungsentgeltes, und zu 40 % über die dar-
gestellte Qualität der Leistungserbringung. Die fristgemäß einge-
reichten Angebote werden anhand dieser in der Allgemeinen Verga-
beunterlage allen Bietern bekanntgegebenen Bewertungskriterien in 
ein Rangverhältnis gesetzt. Von den vier Angeboten wird eines vom 
weiteren Verfahren ausgeschlossen, da es nach der ersten Wertung 
der Angebote keine reelle Aussicht auf Erfolg hat. Diese Vorge-
hensweise wurde bereits in der Bekanntmachung mitgeteilt.  

Der unterlegene Bieter wird von der Vergabestelle im Rahmen von 
vergaberechtlich zulässigen Gesprächen über die Gründe seines 
Ausscheidens informiert. Dies zeigt zum einen die Wertschätzung 
der Stadt für die geleistete Arbeit und führt zum anderen dazu, dass 
der Bieter in einem möglichen Folgeverfahren aus den Gründen für 
die Nichtberücksichtigung seines Angebotes Erfahrungswerte zie-
hen kann. 
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A 3 )  F a l l b e i s p i e l  2 :  P r i v a t e r  P a r t n e r  

Die Firma Beispielbau ist ein inhabergeführtes Bauunternehmen in 
der dritten Generation. Seit der Gründung vor 75 Jahren ist das Un-
ternehmen dem Standort Beispielhausen treu geblieben. Das Aufga-
benspektrum umfasste in den Gründungsjahren hauptsächlich Arbei-
ten im Straßen- und Hochbau kleinerer Projekte. Im Laufe der Zeit 
wurde das Geschäftsfeld nach und nach erweitert. Mittlerweile be-
schäftigt das Unternehmen etwa 60 Mitarbeiter und bietet neben den 
klassischen Bauleistungen einzelner Gewerke auch Schlüsselfertig-
bau an. Die Erfahrungen in diesem Segment sind zwar insgesamt 
positiv, die Aufträge umfassen jedoch bislang eher kleinere und 
kleinste Projekte.  

Die Aufträge des kleinen Unternehmens kommen hauptsächlich aus 
dem unmittelbaren regionalen Umfeld. Neben einer Reihe kleinerer 
Wohn- und Geschäftshäuser wurden auch immer wieder Bauleistun-
gen für die örtliche Kommunalverwaltung durchgeführt. Die Quali-
tät, die Termintreue und eine angemessene Preiskalkulation führten 
i.d.R. zu Folgeaufträgen, so dass die Auslastung des Unternehmens 
als mittelfristig gesichert angesehen werden kann. 

Aus der Tagespresse erfährt die Geschäftsführung, dass in einer 
öffentlichen Ratssitzung die möglichen Wege zum Neubau einer 
Grundschule und zur Sanierung der bestehenden Schule und des 
Kombibades diskutiert werden sollen. Interessiert verfolgt der Inha-
ber den Vorschlag der Verwaltung, neben einer konventionellen 
Ausschreibung und Vergabe alternative Möglichkeiten untersuchen 
zu lassen. Hierzu soll insbesondere ein sog. ÖPP-Modell untersucht 
werden, bei dem nicht nur die baulichen Leistungen, sondern zu-
sätzlich auch die weitere Instandhaltung, Teile des Betriebes sowie 
die Planung und Finanzierung von einem privaten Partner erbracht 
werden sollen. Die Sinnhaftigkeit des Vorhabens, insbesondere, wie 
ein solch umfassendes Vorhaben wirtschaftlicher sein soll, als die 
bisherige Praxis, erschließt sich ihm nicht unmittelbar. Die Aussicht 
aber, nicht nur den Bau sondern auch die anschließende Instandhal-
tung für einen Zeitraum von 25 Jahren vertraglich abgesichert 
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erbringen zu können, lässt ihn sofort die Vorteile für sein Unter-
nehmen erkennen. Eine langfristig sichere und planbare Beschäfti-
gung eines Teils seiner Mitarbeiter würde helfen, die saisonalen 
Spitzen und Fehlzeiten auszugleichen und so den Bestand des Un-
ternehmens mittelfristig zu stabilisieren.  

Nach einer ersten Einschätzung ist klar, dass in der derzeitigen 
Struktur des Unternehmens die Risiken, auch unternehmensfremde 
Leistungen wie z.B. die Reinigung oder den Hausmeisterdienst ei-
genverantwortlich zu planen, zu kalkulieren und anschließend auch 
zu erbringen, nicht abschätzbar sind. Hierzu fehlt es an Erfahrung.  

Der Inhaber recherchiert in den nächsten Tagen nach Möglichkei-
ten, sich detaillierter zu informieren. Auf Nachfrage bei der örtli-
chen Industrie- und Handelskammer wird ihm die Internetseite der 
PPP-Task Force des Landes NRW mit den dort enthaltenen Hinwei-
sen zu ÖPP im Allgemeinen und Handlungsanleitungen zu weiteren 
Verfahrensschritten empfohlen.   

Er stellt bei weiteren Recherchen fest, dass im Nachbarkreis im 
vergangenen Jahr eines solches ÖPP-Verfahren erfolgreich durchge-
führt wurde. Schnell stößt er auf die Namen der Unternehmen, die 
den Auftrag erhalten haben. Dabei stellt er fest, dass es sich nicht 
wie vermutet um Großunternehmen handelt, sondern um einen Zu-
sammenschluss von drei kleineren Unternehmen, die von der Grö-
ßenordnung her durchaus vergleichbar mit der eigenen Unterneh-
mensstruktur sind. Als gleichberechtigte Partner eines Konsortiums 
haben sich dort ein Planungsbüro, ein Bauunternehmen und ein 
Gebäudedienstleister gemeinsam um den Auftrag beworben und ihn 
erhalten. Er beschließt, Kontakt aufzunehmen, um in einem persön-
lichen Gespräch die Grundlagen und Voraussetzungen für eine mög-
liche Teilnahme an einem solchen Verfahren auszuloten. 

Am nächsten Tag wird in der örtlichen Tageszeitung berichtet, dass 
der Rat der Verwaltung den Auftrag erteilt hat, in einem ersten 
Schritt die Wirtschaftlichkeit eines ÖPP-Modells gegenüber der 
konventionellen Vergabe untersuchen zu lassen und – falls eine 
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solche Wirtschaftlichkeit prognostiziert werden kann – auch ein 
anschließendes Vergabeverfahren vorzubereiten.  

In persönlichen Gesprächen mit der IHK und dem Konsortialpartner 
Bau des ÖPP-Verfahrens im Nachbarkreis werden die Vorausset-
zungen einer möglichen Teilnahme klarer. Insbesondere der Kontakt 
zu dem beteiligten Unternehmen liefert wertvolle Hinweise zur 
praktischen Umsetzung. 

Die baulichen Leistungen schlüsselfertig anzubieten und zu einer 
vertraglich vereinbarten Zeit auch fertig zu stellen, stellt für die 
„Beispielbau“ kein Problem dar. Aufgrund der bereits abgewickel-
ten Projekte in diesem Segment verfügt das Unternehmen über einen 
Stamm erfahrener und zuverlässiger Nachunternehmer sowie Erfah-
rungen in der organisatorischen und kaufmännischen Abwicklung. 
Neu hingegen ist die Art der vorgesehenen Ausschreibung und die 
Integration von Planungsbüros in die Vorbereitung. Die ergebnisof-
fene, in den Grundzügen einer funktionalen Ausschreibung ähneln-
de Leistungsbeschreibung erfordert erstmals eine intensive Zusam-
menarbeit von Planung und Ausführung, um die vorgegebenen Ziele 
für die Laufzeit von 25 Jahren sicherzustellen. Hier spielt insbeson-
dere die Verpflichtung eine Rolle, die erforderlichen Instandhal-
tungsmaßnahmen für diesen Zeitraum kalkulieren zu müssen und 
die daraus resultierenden baulichen Vorbereitungen optimal darauf 
abzustimmen. Darüber hinaus müssen die vorgesehenen betriebli-
chen Leistungen bereits in der Planungsphase berücksichtigt werden 
und erstmalig eine Vorfinanzierung für die Bauzeit strukturiert wer-
den. 

Hier hat das Unternehmen keinerlei Erfahrungen. Eine Bewerbung 
um den möglichen Auftrag kann daher nur im Rahmen eines Kon-
sortiums erfolgen. Zwar ist noch nicht sicher, ob das Vorhaben tat-
sächlich als ÖPP-Verfahren ausgeschrieben wird, dem Inhaber ist 
jedoch klar, dass die Kontaktaufnahme zu möglichen Konsortial-
partnern Zeit benötigt und vorausschauend bereits jetzt erfolgen 
sollte. Kontakte zu erfahrenen Planungsbüros, die alle Planungsleis-
tungen einschließlich der Ermittlung von Betriebs- und Folgekosten 



107107107107

liefern können, bestehen bereits. Es fehlt an einem erfahrenen Ge-
bäudedienstleister, der insbesondere die Reinigungs- und Hausmeis-
terleistungen kalkulieren und erbringen kann. Es gelingt mit Hilfe 
und auf Empfehlung der IHK, ein örtlich ansässiges Unternehmen, 
das sich auf diese Leistungen spezialisiert hat, von den Chancen 
einer Zusammenarbeit zu überzeugen. Auch hier liegen nur bedingt 
Erfahrungen in der Kalkulation langfristiger Laufzeiten vor, so dass 
die Koordination von Planung, Bau und Betrieb durch die „Bei-
spielbau“ erbracht werden muss. Hier können jedoch die bereits im 
Schlüsselfertigbau gesammelten Erfahrungen eingesetzt werden. 

An dieser Stelle wird bereits klar, dass die Erschließung dieses neu-
en Geschäftsfeldes nicht nur entsprechende organisatorische Kapa-
zitäten, sondern auch nicht unerhebliche finanzielle Mittel erfor-
dert. Die Erarbeitung eines vollständigen Angebotes mit all diesen 
Leistungen im Wettbewerb mit anderen Bietern geht weit über die 
sonst zu erbringenden akquisitorischen Vorleistungen hinaus. Zwar 
soll jeder Partner des Konsortiums seine Kosten selber tragen, aber 
allein die erforderlichen Abstimmungen und organisatorischen Vor-
bereitungen kosten eine Menge Geld. Eine straff organisierte Ab-
stimmung ist daher Voraussetzung für eine Minimierung dieser 
Kosten. 

Zur Klärung der Finanzierung setzt sich die „Beispielbau“ mit der 
Hausbank des Unternehmens zusammen. Zwar ist vorgesehen, dass 
im Verfahrensverlauf die Werklohnforderungen nach Fertigstellung 
der Bauleistungen an ein Kreditinstitut verkauft und durch die Stadt 
unmittelbar über einen Einredeverzicht an die Bank zurückgezahlt 
werden. Für die Stellung einer Zwischenfinanzierung für die Bau-
zeit aber fordert die Bank detaillierte Auskünfte über das Ge-
schäftsverhalten und die Unternehmensbilanzen. Nach einer ersten 
Prüfung durch die Hausbank wird die vorhandene Liquidität als 
ausreichend angesehen.  

Zurückhaltender werden die Risiken des Verfahrens beurteilt. Hier 
spielen insbesondere die rechtlichen Folgen einer Konsortialpart-
nerschaft und die in aller Regel geforderten Sicherheiten für die 
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baulichen und betrieblichen Leistungen eine wesentliche Rolle. 
Zudem ist unklar, welche mittelfristigen Möglichkeiten bestehen, 
das Vertragsverhältnis mit der Stadt an sich ändernde Rahmenbe-
dingungen anpassen zu können. 

Die Konsortialpartner bieten alle geforderten Leistungen wie „aus 
einer Hand“ an. Dementsprechend haften sie auch gegenüber dem 
Auftraggeber gesamtschuldnerisch. Die Risiken, die sich aus der 
Haftungsübernahme für unternehmensfremde Leistungen für die 
„Beispielbau“ ergeben, sind nicht seriös einschätzbar. Klar ist, dass 
der Auftraggeber auf diese Haftung nicht verzichten kann und will. 
Ein Beratungsgespräch mit dem Anwalt des Unternehmens zeigt 
jedoch Wege auf, wie dieses Risiko begrenzt werden kann. Ein Weg 
hierzu könnte die Gründung einer Projektgesellschaft in der Rechts-
form einer GmbH sein, an der die Konsortialpartner als Gesellschaf-
ter beteiligt sind. In Vorbereitung auf das Verfahren werden die 
Grundzüge eines Kooperations- bzw. Gesellschaftsvertrages erar-
beitet, der die gegenseitigen Rechte und Pflichten aller Beteiligten 
regelt. 

Schwieriger gestaltet sich die Stellung von Sicherheiten. Aus den 
vorliegenden Informationen erschließt sich, dass eine Vertragserfül-
lungsbürgschaft für die Bauzeit, eine Mängelanspruchbürgschaft für 
den Zeitraum der Gewährleistung und eine weitere Vertragserfül-
lungsbürgschaft für die Dauer des Betriebes gefordert werden. Ver-
tragserfüllungsbürgschaften für den Bau sind im Rahmen des 
Schlüsselfertigbaus der „Beispielbau“ vertraut. Die Laufzeiten sol-
cher Bürgschaften sind begrenzt und überschaubar, so dass die Be-
lastung der Kreditlinie des Unternehmens verkraftbar ist. Gleiches 
gilt mit Abstrichen auch für die Dauer der Gewährleistung. Zwar ist 
dies in den bisher abgewickelten Projekten nicht üblich gewesen, in 
Abstimmung mit der Hausbank wird eine solche Bürgschaft aber als 
machbar angesehen. Die Belastung der Avale durch eine Erfül-
lungsbürgschaft „Betrieb“ jedoch führt zu einer Einschränkung der 
finanziellen Spielräume der „Beispielbau“, die das Unternehmen im 
Rahmen der gesamtschuldnerischen Haftung nicht leisten kann.  
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In diesem Zusammenhang stellt sich insbesondere die Frage, wie 
mit möglichen unternehmerischen Veränderungen der beteiligten 
Konsortialpartner im Rahmen der langfristigen gemeinsamen Zu-
sammenarbeit umgegangen werden kann. Dabei ist sowohl an einen 
fachlich begründeten Austausch eines Partners, etwa infolge anhal-
tender Differenzen, zu denken, als auch an mögliche Ausfälle im 
Falle einer Insolvenz. Eine interne Regelung zwischen den Partnern, 
etwa im Rahmen des Kooperations- bzw. Gesellschaftsvertrages, 
kann hier nur bedingt helfen. Wesentlich sind die Möglichkeiten, 
die im Rahmen des Projektvertrages mit der Kommune ausgehandelt 
werden können. 

Nachdem die Vorbereitungen zu einem möglichen Konsortialzu-
sammenschluss soweit abgeschlossen sind, stellt sich die Frage, wie 
die Partner rechtzeitig vom Beginn des Verfahrens erfahren. Neben 
der regelmäßigen Durchsicht der Tageszeitungen und des örtlichen 
Amtsblattes wird jetzt auch regelmäßig die Internetseite der Stadt 
aufgerufen. Hier findet sich zwei Wochen später ein Hinweis auf 
die offizielle Bekanntmachung des Verfahrens im EU-Amtsblatt.  

Das Verfahren beginnt mit einem Teilnahmewettbewerb. Entspre-
chend der Bekanntmachung sollen aus dem Bewerberkreis maximal 
fünf Bieter ausgewählt werden. Diese Begrenzung erscheint zu-
nächst nachteilig, bedeutet jedoch, dass die Chancen für die ausge-
wählten Teilnehmer gegenüber den Chancen bei einer konventionell 
offenen Ausschreibung als deutlich besser einzustufen sind.  

Für die Bewerbung werden umfangreiche Unterlagen und Nachwei-
se gefordert. Die notwendigen Dokumente zu besorgen, stellt im 
Grunde kein Problem dar. Die Zusammenstellung und formale Ord-
nung der Unterlagen – insbesondere die ordnungsgemäß ausgefüll-
ten und unterschriebenen Erklärungen der Partner – erfordert jedoch 
umfangreiche und zeitlich kritische Abstimmungen. Hier hilft es, 
dass die Stadt als Ausloberin der Bekanntmachung den Hinweis auf 
ergänzend abzufragende Unterlagen beigefügt hat, zu denen neben 
weiteren Informationen zum Projektinhalt auch eine übersichtliche 



110110110110  

Checkliste aller zwingend geforderten Anlagen und Erklärungen 
beigefügt hat.  

Zudem enthalten die Unterlagen detaillierte Hinweise auf die beab-
sichtigte Wertung der eingehenden Bewerbungen, so dass die Part-
ner, die sich in der Bietergemeinschaft „BieGe Beispielhausen“ 
zusammengeschlossen haben, die geforderten Unterlagen exakt dar-
an ausrichten können. Hier kommt es der „BieGe Beispielhausen“ 
zugute, dass die Anforderungen an die jeweiligen Unternehmens-
größen auf Umsatz- und Mitarbeiterzahlen begrenzt sind, die auch 
von den Partnern erfüllt werden können. Auch wird die Abfrage von 
Erfahrungen in anderen ÖPP-Projekten nicht zu stark gewertet, so 
dass die „BieGe Beispielhausen“ auch durch die bisherigen Erfah-
rungen im Schlüsselfertigbau die Anforderungen erfüllen kann.  

Die Zusammenstellung der Unterlagen gestaltet sich insofern jedoch 
schwieriger als erwartet, als alle Dokumente zum Teil erstmalig 
erstellt oder angefordert werden müssen. Die Koordination der Be-
teiligten – hier durch die „Beispielbau“ zu leisten – sowie die Be-
schaffung der jeweiligen unternehmensspezifischen Nachweise er-
fordert einen nicht unerheblichen Aufwand und vor allem Zeit. Da 
jedoch die Frist für den Eingang der Bewerbungen deutlich länger 
als vorgeschrieben bemessen wurde, können die Unterlagen recht-
zeitig organisiert werden. 

Mit Hilfe der beigefügten Checklisten können alle Unterlagen ge-
ordnet und übersichtlich zusammengetragen werden.  

Die „BieGe Beispielhausen“ wird zur Angebotsabgabe aufgefordert. 
Mit der Aufforderung werden die Vergabeunterlagen für die erste 
Angebotsstufe übersandt. Sie enthalten neben der zentralen Leis-
tungsbeschreibung Bau und Betrieb nebst Anlagen die „Allgemeine 
Vergabeunterlage“, die Leistungsbeschreibung Finanzierung, Ver-
tragsentwürfe als Grundlage für die Risikoabschätzung und die wei-
teren Vertragsverhandlungen als auch eine Sammlung von Form-
blättern, wie z.B. die Preistabelle, Formblätter für Flächen, Kubatu-
ren etc.. 
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Hier stellt sich für die „BieGe Beispielhausen“ erneut die Frage 
nach der Bereitschaft zur Abgabe eines Angebotes. Entscheidend 
hierfür sind die inhaltlichen Vorgaben insbesondere der beiliegen-
den Vertragsentwürfe.  

Die Regelungen zur Stellung von Sicherheiten für die Bau-, Ge-
währleistungs- und Betriebsphase entsprechen dabei den Erwartun-
gen. Zwar wird eine Vertragserfüllungsbürgschaft auch für den Be-
trieb gefordert, die Höhe der zu verbürgenden Sicherheit ist aller-
dings auf einen pauschalen, weit unterhalb der sonst häufig gefor-
derten Sicherheit eines Gesamtjahresentgeltes liegenden Ansatz 
reduziert worden, so dass die Hausbanken aller Beteiligten die Stel-
lung dieser Sicherheit bestätigen. 

Problematischer erscheint die vorgesehene Übertragung des Bau-
grundrisikos auf den Bieter. Die Vertragsentwürfe sehen vor, dass 
der Bieter nicht nur alle über die aus den mitgelieferten Gutachten 
erkennbar hinausgehenden Risiken kalkulieren muss, sondern dar-
über hinaus auch noch die Richtigkeit der Gutachten durch eigene 
Prüfungen bestätigen soll. Der hierfür zu leistende Aufwand steht in 
keinem Verhältnis zum Nutzen, so dass die „BieGe Beispielhausen“ 
an dieser Stelle von einer weiteren Beteiligung absehen will.  

Zur Bestätigung des Verständnisses wird jedoch zunächst eine Auf-
klärungsfrage an die Vergabestelle im Rahmen der hierfür vorgese-
henen Möglichkeiten gestellt. Die Angebotsbearbeitung wird bis zur 
Klärung dieser Frage ausgesetzt, um nicht unnötig Kosten zu produ-
zieren.  

Seitens der Vergabestelle wird signalisiert, dass die Stadt bereit ist, 
das Risiko für die Aussagen der vorliegenden Gutachten zu über-
nehmen. Damit wird für die „BieGe Beispielhausen“ das verblei-
bende Risiko insbesondere aus der Kenntnis der örtlichen Gegeben-
heiten kalkulierbar. 

An dieser Stelle wird deutlich, wie komplex die Anforderungen an 
die Angebotserstellung sind. Neben den laufenden internen Ab-
stimmungen zwischen Planung, Bau und Betrieb im Hinblick auf ein 
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wirtschaftlich optimiertes Angebot sind ergänzende Abstimmungen 
mit den rechtlichen Beratern und den Banken durchzuführen. Die 
analog zum Teilnahmewettbewerb ausreichend bemessene Frist zur 
Erstellung der Angebote ermöglicht es der „Beispielbau“ als Kon-
sortialführer, alle Aktivitäten in einem gemeinsamen Angebot „aus 
einer Hand“ zu bündeln und zugleich die notwendige Geschlossen-
heit der Partner für die bevorstehenden Verhandlungsgespräche zu 
erreichen. 



113113113113

LITERATURVERZEICHNIS 

BGH, Urteil vom 17.02.1999 – X ZR 101/97 = NJW 2000, 137, 
„Krankenhauswäsche“ 

BGH, Urteil vom 29.1.2001 – II ZR 331/00 = NJW 2001, 1056 

Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung / Deut-
scher Sparkassen- und Giroverband (Hrsg.): PPP-Handbuch, Leitfa-
den für Öffentlich-Private-Partnerschaften, Berlin, April 2008 

Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung / PPP 
Task Force (Hrsg.): PPP-Schulstudie, Berlin, Mai 2007 

Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (Hrsg.): 
Erfahrungsbericht ÖPP in Deutschland, Berlin, April 2005 

Buscher, Theurer, Meyer (Hrsg.): PPP-Projekte für den Mittelstand, 
Köln, 2007 

Deutsches Institut für Urbanistik (Hrsg.): PPP und Mittelstand, Ber-
lin, Januar 2008 

Deutsches Institut für Urbanistik (Hrsg.): PPP Projekte – Eine aktu-
elle Bestandsaufnahme in Bund, Ländern und Kommunen, Berlin, 
September 2005 

Diederichs: Zukunftsstudie Baugewerbe NRW, Modul 2 „Baumana-
gement“, Wuppertal, 2003 

EuGH Urteil vom 18.3.2004 – C – 314/01 = NZBau 2004, 340, 
[342], „Siemens, ARGE Telekom“ 

EuGH Urteil vom 24.01.2008 – Rs. C 532/06 = NVwZ 2008, 400, 
[408]  

Gemeindehaushaltsverordnung (GemHVO) in der Fassung vom 18. 
Mai 2006 (GVBl 2006, S. 203), zuletzt geändert durch § 15 der 
Verordnung vom 28. Dezember 2007 (GVBl. 2008 S. 23)

Gesetz betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
(GmbHG) in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 



114114114114  

4123-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 19. April 2007 (BGBl. I S.542) 

Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 15. Juli 2005 (BGBl. I S. 2114), zuletzt 
geändert durch Artikel 1a des Gesetzes vom 18. Dezember 2007 
(BGBl. I S. 2966) 

Hauptverband der Deutschen Bauindustrie (Hrsg.): PPP-Projekte im 
öffentlichen Hochbau mit Zuschlag, Februar 2008 

Immenga, Mestmäcker (Hrsg.): Wettbewerbsrecht Band 2 GWB, 4. 
Auflage, München 2007 

Ingenstau / Korbion (Hrsg.): VOB Teil A und B Kommentar, 16. 
Auflage, Neuwied 2007 

Innenministerium des Landes NRW (Hrsg.): Runderlass „Kredite 
und kreditähnliche Rechtsgeschäfte der Gemeinden (GV)“, Düssel-
dorf, Oktober 2006 

Kommission der Europäischen Gemeinschaft (Hrsg.): Grünbuch zu 
öffentlich-privaten Partnerschaften und den gemeinschaftlichen 
Rechtsvorschriften für öffentliche Aufträge und Konzessionen, 
Brüssel, April 2004 

Oberste Baubehörde im Bayerischen Staatsministerium / Ad hoc-
Arbeitskreis „Kleine mittelstandfreundliche PPP-Projekt“ (Hrsg.): 
Public Private Partnership zur Realisierung öffentlicher Baumaß-
nahmen in Bayern – Kleine mittelstandsfreundliche PPP-Projekte, 
Bayern, Dezember 2007 

OLG Saarbrücken, Beschluss vom 21.4.2001 – 1 Verg 1/04 = 
NZBau 2004, 690, [691] 

PPP-Initiative NRW (Hrsg.): Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen bei 
PPP-Projekten, Düsseldorf, April 2007 

PPP Task Force im BMVBS / PPP-Initiative NRW (Hrsg.): PPP im 
Hochbau – Vergaberechtsleitfaden, Berlin, August 2007 



115115115115

Schaedel, Volker: PPP als strategisches Geschäftsfeld mittelständi-
scher Bauunternehmen, in Schriftenreihe der Professur Betriebs-
wirtschaftslehre im Bauwesen, Bauhaus-Universität Weimar 
(Hrsg.), Weimar 2008 

Richtlinie 2004/18/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 31. März 2004 über die Koordinierung der Verfahren zur Ver-
gabe öffentlicher Bauaufträge, Lieferaufträge und Dienstleistungs-
aufträge = „Vergaberichtlinie“ 

Verdingungsordnung für Bauleistungen Teil A (VOB/A), 2006 

Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg (Hrsg.): PPP und Mit-
telstand in Baden-Württemberg, Stuttgart, Mai 2007 



www.ppp.nrw.de

Finanzministerium
des Landes Nordrhein-Westfalen




